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Solarpflicht in Baden-Württemberg 
ab 2022

Welche Bedeutung das Solargründach
in naher Zukunft in Deutschland hat, zei-
gen vielfältige Überlegungen, Vorschrif-
ten und Förderungsmöglichkeiten der
Länder und Kommunen.

So hat beispielsweise die grün-
schwarze Regierung Baden-Württem-
bergs am 14. Oktober diesen Jahres ei-
ne Erweiterung des Gesetzes zum Kli-
maschutz beschlossen. Diese Novellie-
rung besagt, dass ab 2022 beim Neubau
von Nichtwohngebäuden auf der für eine
Solarnutzung geeigneten Dachfläche
eine Photovoltaikanlage zur Stromerzeu-
gung zu installieren ist, wenn der Antrag
auf Baugenehmigung ab dem 1. Januar
2022 bei der zuständigen unteren Bau-
rechtsbehörde eingeht. Baden-Württem-
berg ist hierbei Vorreiter in Deutschland,
andere Bundesländer wollen nachziehen.

Auch die Kommunen setzen sich mit
dem Thema Klimaschutz verstärkt aus-
einander. So hat die Stadt Heidelberg,
wo die 695 Optigrün-Solaraufständerun-
gen installiert wurden, sich zum Ziel ge-
setzt, bis 2050 klimaneutral zu werden.
Die Installation von PV-Anlagen ist hier-
bei ein wesentlicher Bestandteil der
Überlegungen. So werden künftig alle
städtischen Neubauten in Heidelberg mit
PV-Anlagen ausgestattet.

Auch in Hamburg wird eine Solar-
pflicht kommen. Bereits 2019 legten
Grüne und SPD im Senat eine Änderung
des Klimaschutzgesetzes vor, die eine
Solarpflicht ab 2023 vorsieht.

Der Berliner Senat strebt ebenfalls ei-
ne Solarpflicht an. Obwohl es in Berlin
bereits Förderprogramme für PV-Anlagen
gibt, werden derzeit nur 2,4 % des Po-
tenzials genutzt.

Aufgrund der vielen positiven Eigen-
schaften von Dachbegrünungen setzen
inzwischen auch viele Städte auf Vor-
schriften, die den Anteil der begrünten
Dächer maßgeblich erweitern sollen. In
Kombination mit Solar-Anlagen könnte
eine deutliche Klimaverbesserung ge-
schaffen werden.

Denn: Gründächer erhöhen die ener-
getische, wirtschaftliche und ökologische
Funktionalität des Gebäudes und tragen
zur Aufenthaltsqualität am und im Ge-
bäude bei. Besonders in Bezug auf ihr
Regenwassermanagement sind begrün-
te Gebäude ein wichtiger Bestandteil der
Bauwelt geworden, da sie die Umwelt-
auswirkungen des Gebäudes auf die
Umgebung minieren. Gleichzeitig bieten
Dachflächen Raum für den Ausbau der
erneuerbaren Energien. PV-Anlagen für
die Stromerzeugung sind für viele Inves-
toren durch die Einspeisung in das öf-
fentliche Netz wirtschaftlich interessant.
Ein hoher Wirkungsgrad bei der Energie-
gewinnung ist dabei stets wünschens-
wert.

www.optigrün.de

Die neue Solaraufständerung OPTIGRÜN-
SOLAR FKD eingebaut und mit Substrat
ballastiert.

OPTIGRÜN Ausgewählte Produktinformationen 
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Anspruchsvolle Fassade am Berliner Hauptbahnhof.
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Unsere Baukammer-Versammlung am
08.10.2020 war - dem vielfachen Lob
zufolge - gut gelungen und erfolg-
reich. Es war für mich ein Zeichen der
Wertschätzung unserer Kammer, dass
es dieses Jahr so viele Anmeldungen
wie noch nie zuvor gegeben hat. Zwar
hat die Corona-Krise die Organisation
und Durchführung im Vorfeld nicht
eben einfacher gemacht, umso mehr
freue ich mich über das Engagement
unserer Mitglieder und ihr Interesse an
dieser Präsenzveranstaltung. Die ne-
benstehenden Bilder geben einen Ein-
druck von der guten Resonanz und
dem interessanten Veranstaltungsort,
der Classic Remise, einem ehemaligen
Straßenbahndepot (diesmal unser
Titelbild). Mein Dank gilt auch der Ver-
anstaltungsorganisation und dem aus-
gezeichneten Catering. Ganz beson-
ders bedanke ich mich bei unseren
Ehrengästen, dem Staatssekretär für
Kultur und Europa, Herrn Woop, dem
Vorsitzenden der Bundesstiftung Bau-
kultur, Herrn Nagel, Herrn Prof. Tubbe-
sing von der FH Potsdam sowie den
Autoren unseres Ingenieurbauführers,
Herrn Prof. Lorenz von der TU Cottbus
und seinen beiden Co-Autoren, Herrn
Dr. Roland May und Dr. Hubert Staroste
sowie Frau Ines Prokop, die ebenfalls
an dem Buch mitgewirkt hat. 

Für diejenigen unter Ihnen, die nicht
an der Veranstaltung teilnehmen
konnten oder wollten, haben wir die
Begrüßungsreden und Vorträge - so-
weit möglich - auf den folgenden Sei-
ten abgedruckt. 

Leider steht uns der ausgezeichnete
Vortrag von Herrn Prof. Tubbesing
„Der Wettbewerb Groß-Berlin 1910
und der Beitrag der Verkehrsingenieu-
re zur modernen Disziplin Städtebau“
aus technischen Gründen nicht zur Ver-
fügung. Umso mehr legen Sie bitte Ihr
Augenmerk besonders auf den neu
erschienenen und für Berlin einzigarti-
gen Ingenieurbauführer, der auf den
folgenden Seiten des Heftes von Herrn
Prof. Lorenz vorgestellt wird und den
Sie natürlich über den Verlag bestellen
können. Erstmals erscheint damit ein
Ingenieurbauführer für Berlin, der in
seiner Qualität und seinem Reichtum
an vorgestellten Ingenieurbauten der

Hauptstadt seines gleichen sucht. Die
Baukammer ist stolz, dieses Werk mit
unterstützt und gefördert zu haben
und ich denke, dieser Ingenieurbau-
führer wird dazu beitragen, die Inge-
nieurbaukunst nicht nur dem Fach-
mann, sondern auch dem interessier-
ten Laien zugänglich zu machen. 

Am folgenden Tag, dem 09.10. fand in
Mainz die Wahl zum neuen Bundesvor-
stand der Bundesingenieurkammer
statt. Der neue Präsident des sieben-
köpfigen Vorstandes und Nachfolger
von Herrn Kammeyer heißt Dr.-Ing.
Heinrich Bökamp, den wir zu dem neu-
en Amt sehr beglückwünschen. Beson-
ders freue ich mich natürlich, dass aus
der Baukammer das seit vielen Jahren
aktive Mitglied des Bildungsausschus-
ses, Herr Prof. Dr.-Ing. Helmut
Schmeitzner in den Bundesvorstand
gewählt wurde. Er wird sich dort u. a.
mit dem Schwerpunkt „Bildung“ be-
fassen und ich weiß, dass dieses für
mich herausragende Thema bei ihm als
Hochschulprofessor in den besten Hän-
den ist. Auch ihm gilt mein herzlicher
Glückwunsch. 

Darüber hinaus wurde das Baukam-
mer-Mitglied und der langjährige
Rechnungsprüfer unserer Kammer,
Dipl.-Ing. Hans Stiefermann als Rech-
nungsprüfer der Bundesingenieurkam-
mer gewählt. Ich denke, er wird auch
dieses neue Amt in gewohnt verant-
wortungsvoller Weise angehen und
auch ihm meine besten Wünsche. 

Der neue Bundesvorstand und die Bun-
desingenieurkammerversammlung
haben an diesem Tag quasi als Richt-
schnur und Losung die sog. „Mainzer
Erklärung“ verfasst, die wir hier im
Heft abgedruckt haben und die als Lei-
tidee über der neuen vierjährigen
Amtszeit des Bundesingenieurkam-
mervorstandes und der Bundesinge-
nieurkammerversammlung stehen soll. 

Weiter darf ich aus der Bundesinge-
nieurkammer berichten, dass die HOAI
2021 wie zwischenzeitlich sicherlich
bekannt zum 01.01.2021 in Kraft tre-
ten wird. Der Bundesrat hat am 06.11.
dem von der Bundesregierung vorge-
legten Entwurf der Verordnung zur
Änderung der HOAI ohne Änderungen
zugestimmt. Damit wird die geänderte
HOAI am 1. Januar in Kraft treten.
AHO, Bundesarchitektenkammer und
Bundesingenieurkammer, die das Ver-
fahren begleitet haben, sehen ein ins-
gesamt akzeptables, wenn auch nicht
optimales Ergebnis. Der neue Präsident
der Bundesingenieurkammer, Herr Dr.
Bökamp hat sich grundsätzlich erfreut
darüber gezeigt, dass die HOAI auch
künftig als verlässlicher Orientierungs-
rahmen zur Kalkulation von Honora-
ren diene (im Einzelnen hierzu siehe
Pressemitteilung der Bundesingenieur-
kammer auf Seite 66). 

Ab dem 27.11.2020 tritt der Beschluss
der E-Rechnungsverordnung des Bun-
des in Kraft. Demnach müssen Dienst-
leister des Bundes als Rechnungsstelle
Rechnungen in elektronischer Form an
die Bundesverwaltung ausstellen und
übermitteln. Für die Übermittlung ei-
ner elektronischen Rechnung ist die
Nutzung der zentralen Rechnungsein-
gangsplattform des Bundes vorgese-
hen, welche unter https://xrechnung.
bund.de abrufbar ist. Weiterführende
Informationen  finden Sie auf der offi-
ziellen Website des Bundesministeri-
ums des Innern, für Bau und Heimat
(BMI) und des Bundesministeriums der
Finanzen (BMF) zur E-Rechnung unter
https://www.e-rechnung-bund.de/. 

Auf Länderebene sind die Regelungen
zum Teil erheblich voneinander abwei-
chend. Eine Übersicht über die einzel-
nen Länderumsetzungen hat der Ver-
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band elektronischer Rechnungen (VeR)
mit weiterführenden Hinweisen für
das jeweilige Bundesland auf seiner
Internetseite veröffentlicht. Im Übri-
gen wird eine Handlungsanweisung
vom Senat für Berlin zur Verfügung
gestellt. Diese finden Sie unter
https://www.berlin.de/e-
rechnung/faq/artikel.771754.php

Die Baukammer selbst hat zu diesem
Thema bereits Schulungsveranstaltun-
gen im laufenden Jahr angeboten und
wird auch weitere anbieten. Zuletzt
wurde eine solche Veranstaltung in
Zusammenarbeit mit dem VBI am
09.12. als Web-Schulung durchgeführt. 

Das berufsbegleitende, modulare Qua-
lifizierungsprogramm „Building Infor-
mation Modeling (BIM) – Planen, Bau-
en und Betreiben – nach BIM-Standard
deutscher Architekten- und Ingenieur-
kammern“ vermittelt Basis und vertie-
fende Kenntnisse, um digitale Prozesse
ganzheitlich zu managen und digitale
Methoden einsetzen zu können. Alle
Beteiligten, die in den Prozessen des
Planens, des Bauens und des Betriebs
baulicher Anlagen eingebunden sind,
stehen vor neuen Herausforderungen.
Die Baukammer Berlin bietet für diese
Zielgruppe ein Grundlagenseminar
nach den Vorgaben der VDI-Richtlinie
2552, Blatt 8.1 „Building Information
Modeling – Qualifikation – Basiskennt-
nisse“ an. Im Anschluss an das Seminar
haben die Teilnehmer die Möglichkeit,
eine Prüfung abzulegen. Die Baukam-

mer stellt nach erfolgreicher Prüfung,
die an der Hochschule für Technik und
Wirtschaft (HTW Berlin) durchgeführt
wird, ein Zertifikat aus. Die fachliche
Leitung hat Herr Prof. Dr.-Ing. Jens
Liebchen von der HTW Berlin, der auch
Mitglied der Baukammer Berlin ist.
Näheres erfahren Sie über unsere
Geschäftsstelle, Frau Münzberg oder
auf unserer Internetseite. Die nächsten
Termine sind der 16.04., 23.04. und
30.04. sowie 07.05.2021 (2. Zyklus) für
den 1. Zyklus im Februar und März sind
bereits alle Plätze besetzt. Obwohl der
Zeitpunkt für die Veröffentlichung der
Richtlinie des VDI nach Auskunft der
Bundesingenieurkammer noch nicht
feststeht, ist davon auszugehen, dass
der Lehrgang zum „BIM-Professional“
gemäß Richtlinien-Entwurf durchge-
führt wird. Ich kann nur empfehlen,
sich mit dieser neuen Form rechtzeitig
zu beschäftigen und bin den Referen-
ten von der HTW Berlin und der Rechts-
anwaltsgesellschaft Kemper für ihr
Engagement sehr dankbar. 

Es ist grundsätzlich zu begrüßen, dass
sich die Bundesingenieurkammer der
Forderung von vielen Verbänden ange-
schlossen hat, die Bundesregierung
möge sich für die sog. „Renovation-
Wave-Strategie“ bei der EU-Kommissi-
on einsetzen. Eine bessere energeti-
sche Gebäudemodernisierung ist sicher
sinnvoll und verträgt sich auch mit den
propagierten Klimaschutzzielen der
EU. Es ist m.E. sehr wichtig, dass die
Bundesingenieurkammer zur Errei-

chung der Klimaschutzziele einen tech-
nologieoffenen Ansatz unterstützt.
Vorschnell und wenig hinterfragt
erscheint es hingegen, wenn die Bun-
desingenieurkammer zur Erreichung
höherer Einsparziele „eine stärkere
Steuerungswirkung, z.B. durch eine
erhöhte CO2-Bepreisung“ fordert oder
„die Förderung fossiler Technologien
rasch herunterzufahren“ uneinge-
schränkt befürwortet. So geschehen
anlässlich einer öffentlichen Konsulta-
tion zu den Klimazielen der EU bis
2030. Mit Verlaub wissen wir nicht, was
die Zukunft wirklich bringt und von
uns noch abverlangt. Hier ist Augen-
maß gefordert und vor allem die von
der Bundesingenieurkammer sehr rich-
tig geforderte Technologieoffenheit.
Ob es klug ist, weltweit Vorreiter sein
zu wollen und einseitig und ausschließ-
lich zum Erreichen des unbestrittenen
Zieles von Klima- und Ressourcenscho-
nung allein auf sog. erneuerbaren
Energien zu setzen und diese massiv zu
Lasten anderer Energieformen und
unserer (höchsten) Strompreise zu sub-
ventionieren, ist doch sehr fraglich.
Hier sture Fristvorgaben der Politik (bis
2030) abzuarbeiten und nicht zu hin-
terfragen, ob es nicht alternative Ener-
giegewinnung, Energienutzung und
vor allem Energieeinsparung geben
kann, erinnert doch eher an die Zeiten
unseliger Planwirtschaft und unflexi-
bler und ideologisch vorgegebener
Denkmuster. Bei einem Anteil Deutsch-
lands von nur 2 % am weltweiten CO2-
Ausstoss sollten energiepolitische
Maßnahmen und infolge die Gesetze
immer auf ihre Verhältnismäßigkeit,
ihre ökologische Sinnhaftigkeit und
Wirtschaftlichkeit hin überprüft wer-
den. Hier ist unsere Ingenieurkreativi-
tät gefragt. Das Wort „alternativlos“
gibt es für Ingenieure bekanntlich
nicht. Kreative, technologieoffene
Lösungen zu finden, sind unser Mar-
kenzeichen. 

Am 05.10.20 wurden die Herren Mirko
Haiduk und Gunnar Clemenz erstmals
anerkannt als Prüfsachverständige für
energetische Gebäudeplanung. Mei-
nen Glückwunsch an die neuen Sach-
verständigen. Ich wünsche ihnen sehr
viel Erfolg und Freude bei ihrer neuen
Aufgabe. 

Noch ein paar Worte zur Mitglieder-
umfrage des BDB zu den Corona-Ein-
schränkungen. Konstatiert wurde, dass
vor allem selbständige Planungsbüros
von den Folgen der Krise betroffen sei-
en. Ein Drittel der Befragten berichtet
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von Verzögerungen bei der Auftrags-
bearbeitung, mehr als jedes vierte Büro
erwartet in den nächsten Monaten
Umsatzeinbußen. Der Zwang zur Digi-
talisierung ist je nach Größe des Büros
deutlich gewachsen. Gleichwohl gaben
30 % der befragten Bauingenieure an,
unter den coronabedingten Verzöge-
rungen bei der Bearbeitung von Auf-
trägen zu leiden. Diese Zahl ist bei klei-
neren Büros sogar noch höher. Rund 25
% der Büros erwarten einen Umsatz-
rückgang in den nächsten 6 bis 12
Monaten. Je länger diese Situation
anhalte, desto größer werde der wirt-
schaftliche Druck, gerade auch für die
kleineren Büros. Corona-Hilfen seien
an diesen Büros bislang größtenteils
vorbei gegangen. 

Zum Abschluss noch Neues aus Berlin:
Das ICC ist bekanntlich ein Baudenkmal

der Superlative. Es wurde 1973 bis 1979
erbaut und gilt heute als einer der
Höhepunkte der High-Tech-Architek-
tur. Gleichwohl ist seine Zukunft nicht
geklärt. Landesdenkmalamt und die
Architektenkammer haben deshalb
unter Mitwirkung der Baukammer Ber-
lin in der Urania eine Online-Podiums-
diskussion über die Zukunft des ICC am
09.12. organisiert. Ich erinnere: Seit
2014 ist das Kongresszentrum geschlos-
sen und steht seit dem leer. Es wurde im
vergangenen Jahr unter Denkmal-
schutz gestellt. Das Land Berlin sucht
derzeit als Eigentümer einen Investor
für das Bauwerk. Das Bauwerk müsste
laut Senat saniert und von Schadstof-
fen befreit werden. Anschließend soll
es wieder vorzugsweise für Kongresse
brauchbar gemacht werden. Die Aus-
schreibung zieht sich aber hin auf-
grund der Corona-Pandemie und des

Abstimmungsbedarfs  mit dem Denk-
malschutz. Mit der Senatorin für Wirt-
schaft, Ramona Pop, der Professorin
für Architekturgeschichte Kerstin Witt-
mann-Englert, der ICC-Architektin
Ursula Schüler-Witte, dem Landeskon-
servator Dr. Christoph Rauhut sowie
meiner Kollegin Christine Edmaier von
der Architektenkammer konnte ich am
09.12. im Live-Stream über die zukünf-
tige Nutzung diskutieren. Es als Kon-
gresszentrum zu erhalten – darüber
ließ sich noch Einigkeit erzielen, aber
die Finanzierung ist fraglich. Wir wer-
den das weiter verfolgen.
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Liebe Mitglieder 
der Baukammer Berlin,

seien Sie herzlich begrüßt zu dieser
ganz besonderen Einladung in ganz
besonderen Zeiten.

Ich freue mich, dass Sie alle es so zahl-
reich trotz Corona „gewagt haben“
hierher zu kommen, um an unserer
Jubiläumsveranstaltung „mit Leib und
Seele“ dabei zu sein. Das gilt auch für
unsere Ehrengäste, die ich sehr herzlich
begrüße:

den Staatssekretär für Kultur und
Europa des Landes Berlin, 
Gerry Woop,

den Vorstandsvorsitzenden der 
Stiftung Baukultur, Reiner Nagel,

Herrn Prof. Markus Tubbesing 
von der Fachhochschule Potsdam,

die Autoren unseres Ingenieurbau-
führers, Herrn Prof. Werner Lorenz,
Herrn Dr. Roland May und
Herrn Dr. Hubert Staroste.

Herrn Prof. Dr. Ulrich Battis,

Herrn Prof.Dr. Jög Haspel,

den Präsidenten der Niederschlesi-
schen Ingenieurkammer, Herrn
Andrzej Pawlowski,

den Vorsitzenden des AHO, 
Herrn Dr. Erich Rippert,

und Frau Dr. Manja Schreiner, 
Fachgemeinschaft Bau.

Ich begrüße des Weiteren die Ver-
treter der mit uns befreundeten Ver-
bände und Kammern sowie die Ver-
treter der Fraktionen im Abgeord-
netenhaus zu Berlin.

Heute rankt sich unser Programm vor-
nehmlich um die Vorstellung des neu-
en Ingenieurbauführers, worauf ich
sehr gespannt bin, lieber Herr Prof.
Lorenz. Doch es gilt, auch an zwei Jubi-

läen zu erinnern: 100 Jahre Groß-Ber-
lin, wozu uns Herr Prof. Tubbesing ei-
nen gewiss spannenden Vortrag ser-
viert und – meine Damen und Herren –
die Baukammer Berlin wird 35 Jahre alt!

Es gebietet der Respekt vor der Lebens-
leistung unserer Kammer und vor den
vielen ehrenamtlich in der Kammer
wirkenden Menschen, dass ich unser
Jubiläum heute und hier kurz, aber
doch angemessen würdigen möchte.
Und irgendwie haben beide Jubiläen,

Grußworte zum Baukammertag am 8. Oktober 2020
Dr.-Ing. Ralf Ruhnau

© Kirsten Ostmann
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das der Baukammer und das Groß-Ber-
lins, bei aller Zurückhaltung bei einem
solchen Vergleich doch etwas gemein-
sam, was man unter die große Über-
schrift: „Weitsicht, Vision, Perspektive“
stellen könnte. Sowohl unsere Kammer
nämlich als auch Berlin wären heute
nicht das, was sie sind, wenn ja wenn
nicht die Gründer und Planer damals
vor 35 Jahren, damals vor 100 Jahren so
klug und weitsichtig gedacht und ge-
plant hätten. –

Spurensuche: Bei unserer Baukammer
fing alles ganz klein und bescheiden an
mit einem Hilfskredit des Senats, der
dem Gründungsausschuss der Bau-
kammer 1985 bewilligt wurde. Mit die-
sem geliehenen Geld war die Baukam-
mer dann in der Lage, in ein Wohnheim
mit der wenig nobel klingenden Adres-
se Kalischer Str. 36, 4. OG links, Apart-
ment Nr. 10 zu ziehen. Für monatlich
377,08 DM. Ich darf auch an unsere
spartanische Inneneinrichtung erin-
nern, die uns von der Fachgemein-
schaft Bau überlassen wurde. Wir sind
ihr bis heute dafür sehr dankbar. Lassen
Sie mich kurz aus dem historischen
Inventarverzeichnis von damals zitie-
ren:

1 Gardinenbrett mit zwei Laufschie-
nen und weißer Blende,

1 Deckenlampe mit Glühbirne,
1 Wandschrank mit zwei Türen und

einem Boden,
1 Toilettenbecken und schließlich
1 Handbrause mit Schlauch und Stöp-

sel für den Abfluss.

Vorstehende Gegenstände wurden –
Zitat – in „abgewohnten Zustand über-
geben“.

Tja, so konnte es dann losgehen: die
Arbeit an unserem Architekten- und
Baukammergesetz, bis heute Grundla-
ge unserer Existenz, wurde weitblik-
kend, vorausschauend und wegwei-
send gemeistert. Wir bekamen ein
Gesetz, das unter den Ingenieurkam-
mern in Deutschland seinesgleichen
sucht. Alle im Bauwesen tätigen Inge-
nieure Berlins sind gesetzliche Mitglie-
der der Kammer, eine Berufsaufsicht
damit optimal ermöglicht. Ein Berufs-
ausübungsrecht so gut wie gesichert.
Der Verbraucherschutz bestmöglich
gewährleistet. Die Baukammer steht
damit unter den Ingenieurkammern in
Deutschland einzigartig fortschrittlich
dar – bis heute. Man könnte sagen, wir
sind „Vorreiter“. Wenn alle 16 Inge-
nieurkammern unser Kammergesetz
hätten, wäre die HOAI vielleicht nicht

vor dem EuGH gescheitert. Ca. 3.500
Mitglieder zählt die Kammer jetzt, sie
ist damit die viertgrößte in Deutsch-
land, das Interesse an der Mitglied-
schaft lässt zu meiner Freude nicht
nach und unsere Aufgaben wachsen
stetig. Und wir als Kammer wachsen
mit und an ihnen.

Bis jetzt.

Ob das so weitergeht, werden wir
sehen. 

Das hängt ab davon, ob wir es schaffen,
ganz grundlegende Probleme für unse-
re Ingenieurszunft, für unseren Berufs-
stand zu meistern. Es gibt da ein paar
Punkte, die uns beunruhigen sollten.
Ich will nun heute nicht in den Chor der
Warner und Mahner und der weinerli-
chen Alarmisten einstimmen, denn in
Deutschland wird ja eigentlich nur
noch und andauernd gewarnt vor
Corona, Dieselautos, Aerosolen, Bill
Gates, Klimawandel, Chaoten, Inflati-
on, Deflation, dem Wetter, Olaf Scholz,
Putin, Trump, Mentholzigaretten,
Schweinepest, Kükenschreddern oder
seien es Reisen in Risikogebiete …

Deshalb und als Berliner, will ich an die
Berliner Tugend der Gelassenheit und
Lässigkeit anknüpfen und ohne Alar-
mismus, aber doch auf ein paar Besorg-
nisse sanft hinweisen:

Es sind Punkte, die unseren Berufs-
stand zentral angehen.

1. Bildung als Kernaufgabe:

Ohne Bildung, ohne Rohstoff Geist hat
Deutschland nicht viel zu bieten. Gute
Ingenieure, gute Naturwissenschaftler
waren und sind unser Markenzeichen.
Mit der Bildung aber steht es zzt.
sowohl in der Schule als auch an man-
chen deutschen Hochschulen nicht
immer zum Besten. Das Thema Bache-
lor/Master gegen altes Diplom ist hin-
reichend allen bekannt. Die Schwächen
dieses Systems gleichermaßen. Deshalb
heute keine Wiederholung.

2. Wissenschaftsfreiheit:

Ohne eine technologieoffene, freie
Forschung und Lehre sind wir nicht in
der Lage, über verordnete Denkkorri-
dore hinaus zu denken, zu forschen
und zu entwickeln. Das aber ist Voraus-
setzung für ein erfolgreiches Inge-
nieursein. Und genau das steht zzt. -
wie mir scheint - in Frage. Ein paar Bei-
spiele:

• Eine kleine Anfrage der CDU vor

kurzem im Abgeordnetenhaus of-
fenbart Zweifel an unserer grundge-
setzlich verankerten Wissenschafts-
freiheit. Eine der Fragen lautete:

„Wie bewertet der Senat, dass sich
laut einer aktuellen Umfrage des
Instituts für Demoskopie Allensbach
(IfD) fast ein Drittel aller befragten
Hochschullehrerinnen und –lehrer
durch formelle und informelle Vor-
gaben zur Political Correctness in
ihrer Forschung und Lehre einge-
schränkt fühlt?“

Dazu die kreuzbrave Antwort des
Senats: „Der Senat setzt sich immer
für die Freiheit von Wissenschaft
und Forschung ein.“ Nun, ich denke,
die Frage impliziert die Problematik.
Die eher nichts sagende Antwort
ebenfalls.

• Und wenn die hochgeehrte renom-
mierte Deutsche Forschungsgesell-
schaft den zuvor von ihr anlässlich
ihres Jubiläums extra bestellten Ka-
barettisten Dieter Nuhr glaubt, mit
seinem bekannten Statement zur
Wissenschaft von ihrer Netzseite
wieder austilgen zu müssen, weil
twitter & Co schreiben, dass jemand,
der „Klima- und Corona-Verharmlo-
sern ordentlich Munition“ liefere,
sich deshalb als Botschafter der DFG
nicht eigne, ja ihn einzuladen gro-
tesk sei. Dann meine ich, dass es gro-
tesk ist, wenn nicht mehr differen-
ziert und abstrahiert wird zwischen
sachlicher Aussage und politischer
Haltung. Ideologie aber hat im Wis-
senschaftsbetrieb nichts zu suchen!

• Gleiches gilt, wenn das Klima zur
Glaubensfrage anstelle eines wis-
senschaftlichen Diskurses wird. Der
UNO-Weltklimarat hat einen riesi-
gen Strom von wissenschaftlichen
Arbeiten hervorgebracht, die uni-
form Alarm schlagen: Die rasant
menschengemachte Erderwärmung
erfordere eine radikale Reduktion
der CO2-Emmissionen. Die Klima-
proteste peitschen diese Botschaft
hoch. Kritische Fragen und Einwän-
de werden allerdings weggedrückt.
Dieser Sicht aber widersprechen
zahlreiche andere renommierte
Wissenschaftler, Physiker, Geologen
und Gletscherforscher. Ein Argu-
ment lautet, dass erdgeschichtlich
der CO2-Anstieg in der Atmosphäre
der jeweiligen Temperaturverände-
rung nie vorausging, sondern stets
hinterher hinkte.

Bericht des Präsidenten
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Was ist wissenschaftlich erwiesen? Was
sind widerlegbare Hypothesen? Mein
Eindruck ist, dass – zu Lasten der Annä-
herung an die Wahrheitsfindung – die
heutige politische Diskussion diese wis-
senschaftlichen Kontroversen weitge-
hend ausblendet. Die Klimadebatte ist
eigentlich gar keine Debatte, noch viel
weniger eine wissenschaftliche, son-
dern der Versuch der einen Seite ihre
Sicht rabiat durchzusetzen, unterstützt
von den meisten Medien. – Ist das Wis-
senschaftsfreiheit?

3. Schließlich komme ich zur Überre-
gulierung durch Normen und Büro-
kratie, die unseren freien Beruf ge-
fährdet:

Hemmnisse des Wachstums und des
freien ingenieurmäßigen, kreativen
Denkens sind unsere Normenflut, zu
viele bürokratische Vorgaben.

20.000 DIN-Normen bei einem Einfami-
lienhaus sind zu viel. Der Bauindustrie-
verband-Ost in Potsdam hat errechnet,
dass derzeit 16.000 rechtliche Vorga-
ben zu erfüllen sind, wenn ein Baube-
trieb gesetzeskonform arbeiten will. 82
Prozent der Bauunternehmen empfin-
den die Bürokratie als zu hoch. Aufge-
blähte politisierte Vergabeverfahren,
vergabefremde Aspekte, unklare Zu-
ständigkeiten. 5 Prozent der Personal-
decke bei den Bau- oder Planungsun-
ternehmen sind ausschließlich mit der
Erfüllung rechtlicher Vorgaben gebun-
den. Der ZDB befürchtet m. E. nicht zu
Unrecht, ob nicht durch das neue GEG
eine Verschärfung der Anforderungen
an den Neubau droht. Die Verteuerung
der Baukosten stehe in keinem ange-
messenen Verhältnis zum energeti-
schen Einsparpotenzial. Wir werden se-
hen, wie dieses Gesetz ab dem
01.11.2020 umgesetzt wird.

Fazit: Die Gesellschaft neigt heute
dazu, sehr kurzatmig, bar jeder Ver-
nunft und nicht mehr vernünftig auf
lange Sicht zu planen und zu handeln.
Je nachdem, ob gerade Rinderwahn-
sinn, Vogelgrippe, Atomkraft, Kohle,
Waldsterben, Klimawandel, Stickoxi-
de, Feinstaub, Dieselmotoren, Woh-
nungsnot, Mietendeckel, Glyphosat,
Friday for Future oder andere Hypes
des Panikorchesters angesagt sind,
läuft unsere Politik an der Spitze des je-
weiligen „Flashmobs“ mit. Um ja den
Anschluss nicht zu verlieren. Zur Ret-
tung der Welt und koste es was es wol-
le. Meist werden wir Ingenieure nicht
gefragt, was vielleicht vernünftig sein
könnte. Meist sollen wir nur aushelfen

und der Politik rechnerische Alibis bei
ihren soeben genannten Irrfahrten lie-
fern. Mir geht politischer Aktionismus
hierbei zu oft vor Vernunft, Augen-
maß, Besinnung auf das technisch
Machbare. Das ist eigentlich keine Ba-
sis für eine solide und zukunftsweisen-
de Ingenieurkultur. Für eine Berufs-
ethik, wie ich sie mir wünschte.

4. Damit bin ich bei dem Punkt
„Baukultur“:

Herr Nagel als Vorsitzender der Bun-
desstiftung Baukultur und Herr Staats-
sekretär Woop als gekorene Experten -
sicher eigentlich Ihr Thema. Doch sei
mir erlaubt, zu betonen, dass Baukul-
tur auch für uns Ingenieure keine Flos-
kel nur für Sonntagsreden sein darf.
Wir müssen Baukultur als vordringlich
erkennen und sie all unseren Planun-
gen voranstellen. Baukultur ist kein
„Nice to have“ kein „Schnörkel“, kein
Anhängsel.

Nachhaltige Akzeptanz bei der zuneh-
mend bausensiblen Öffentlichkeit kön-
nen wir nur finden, wenn wir die Bau-
kultur voranstellen. Und nur dann ha-
ben wir als Bauingenieure auch einen
Anspruch darauf, dass unser Berufs-
stand weiterhin zu Recht ganz oben in
der Beliebtheitsskala aller Berufe ver-
zeichnet bleibt.

Unser in Kammern organisierter Be-
rufsstand der Ingenieure hat eine gute
Chance, anerkannt und wettbewerbs-
fähig zu bleiben und unsere Baukam-
mer hat dann als Standesvertretung
eine gute Zukunft, wenn wir vielleicht
diese wenigen Punkte nicht aus dem
Auge verlieren. -

---

Nun komme ich zu unserer zweiten Ju-
bilarin, der Stadt Berlin. Was könnte
man zur Entwicklung unserer Haupt-
stadt als Baukammer Berlin denken
und sagen anlässlich ihres 100jährigen
Bestehens als Groß-Berlin? „100 Jahre
Groß-Berlin, 100 Jahre Ingenieurbau-
kunst“ lautet das Thema. Ich schaue in
die Geschichte: Eigentlich schon ab
Mitte/Ende des 19. Jahrhunderts wur-
den die planerischen Grundlagen für
ein Berlin gelegt, das bis heute genau
auf diesen Grundlagen fußt. Der Berli-
ner Bebauungsplan von James Ho-
brecht aus dem Jahre 1862 reichte
schon weit ins Umland hinein.

Lange bevor dann durch den Oberbür-
germeister und Geheimrat Wermuth
ab dem Jahre 1912 die Fusion der Groß-

städte vorangetrieben wurde. Wie
schon gesagt, Berlin in seiner heutigen
Existenz verdankt seinen Bestand, sein
Stadtbild, diesen weitsichtigen klugen
Planern und Visionären. Auch hier mei-
ne Frage, ob wir heute 2020 diese pla-
nerische Weitsicht haben, diese intel-
lektuelle Großzügigkeit, diese voraus-
schauende Stadtplanung. Vorsichtige
Zweifel sind angebracht:

Die stark wachsende Stadt 
als Szenario Nr. 1

Bis vor kurzem konnten wir von einer
stark wachsenden Stadt ausgehen. Das
ist das eine Szenario. Es ist wohl noch
die herrschende Meinung. Das bedeu-
tet aber, es bedarf einer Antwort auf
die Frage, wie wir mit dem steigenden
Wohnungsbedarf, den wachsenden
Verkehrsströmen, der Integration des
Umlands in die Infrastruktur umgehen
sollten. Dazu gibt es viele Vorschläge:
Die Ingenieure vor 100 Jahren haben
uns vorgemacht, dass man die Infra-
struktur für eine wachsende Stadt vor-
ausplanend schafft.

Es ist höchste Zeit, wieder über den Tel-
lerrand zu schauen und Machbarkeits-
studien zu entwickeln, um danach
auch zu handeln. Mit S- und U-Bahnen,
Bus und Straßenbahnen, Vorort-Zü-
gen, E-Bikes und Car-Sharing sowie
auch dem weiterhin zu berücksichti-
genden motorisierten Individualver-
kehr sind die städtischen Flächenres-
sourcen weitgehend aufgebraucht.
Wie sieht es da zum Beispiel mit der
dritten Dimension, dem Luftraum über
der Stadt aus?

Machbarkeitsstudien z. B. für Drohnen
und Seilbahnen dürften doch da ei-
gentlich kein Tabu sein. Das Verkehrs-
ministerium hat kürzlich einen Akti-
onsplan für Drohnen ins Leben geru-
fen, um diese Transportmittel alltags-
tauglich zu machen. In Baden-Würt-
temberg fördert das Land die Droh-
nentechnik mit 1,3 Mio. Euro und das
Unternehmen Uber plant Drohnen-Ta-
xis weltweit in Los Angeles, Dubai, Sin-
gapur und Dallas. Ob das die Zukunft
ist oder ein Hirngespinst? Keiner weiß
es. Aber eine vorausschauende Ver-
kehrsplanung für Berlin sollte hier
doch zumindest ein Machbarkeitsgut-
achten veranlassen. Seilbahnen zur in-
nerstädtischen Personenbeförderung
sind weltweit in Großstädten erprobt
und erfolgreich. In Citys in Südamerika,
wie Rio, Caracas, La Paz oder Medellín
sind ebenso wie in New York Seilbah-
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nen in das öffentliche Verkehrsnetz
eingebunden. In Deutschland existie-
ren Überlegungen und Planungen für
städtische Seilbahnen in München,
Dachau, Kempten. In Köln verkehrt die
älteste deutsche Stadtseilbahn über
den Rhein seit 1957.

Gedankenspiel: Bis heute gibt es z. B.
kein schlüssiges Verkehrskonzept für
die Anbindung der erwarteten über
10.000 Neubürger in der geplanten
Großsiedlung südwestlich von Berlin in
Krampnitz, durch die Havel und ihre
zahlreichen Seen von der City ge-
trennt. Keiner weiß, wie der zusätzli-
che Verkehr über die B2 aufgefangen
werden soll. Die Straße ist schon jetzt
verstopft. Warum also nicht mal frei
darüber nachdenken, eine Seilbahn
über die Havel nach Charlottenburg zu
bauen?

Es ist höchste Zeit, auch für diese Ver-
kehrsmittel konkrete zielgerichtete
Untersuchungen natürlich unter Be-
rücksichtigung städtebaulicher, bau-
kultureller, sozialer Aspekte in den
Weg zu leiten. Berlin könnte hier Bei-
spiel geben.

Die schrumpfende Stadt 
als Szenario Nr. 2

Dies war das eine Szenario einer wach-
senden Stadt. Und was ist aber, wenn
die Stadt nicht weiter wächst? Wenn
sie stattdessen schrumpft? Das wäre
dann das zweite Szenario. Übrigens:
vor etwas über 10 Jahren war allenthal-
ben von einer sog. „Shrinking City“ die
Rede, also von einer schrumpfenden
Stadt. Wertvoller Wohnraum wurde
zur Stabilisierung der Preise damals ab-
gerissen… um dann kurz darauf alle

Statistiker und Bevölkerungsforscher
Lügen zu strafen, denn plötzlich wuchs
die Stadt rasant. Und jetzt? Die Mor-
genpost publizierte vor ein paar Wo-
chen mit dem Aufmacher „Im ersten
Halbjahr 2020 ist die Bevölkerung Ber-
lins erstmals seit 2003 wieder zurück-
gegangen“!! Gleichzeitig sehen wir
durch die Corona-Krise bedingt folgen-
de Entwicklung: Die Ratingagentur
Moody‘s sieht eine sinkende Bewer-
tung bei den Gewerbeimmobilien. Die
Bereiche Hotel, Einzelhandel, Büroflä-
chen seien besonders durch Nachfrage-
rückgang betroffen.

Die Allianz-Versicherung will laut Han-
delsblatt auf 50 Prozent (!) ihrer Büro-
flächen verzichten, weil die Leute von
zu Hause aus arbeiten sollen. 84 Pro-
zent der Experten sehen eine reduzier-
te Nachfrage bei Büroflächen und New
York verzeichnet den höchsten Leer-
stand seit 14 Jahren. Das alles ist ein ge-
waltiges Potenzial. Und was für die Al-
lianz-Versicherung gilt, gilt gewiss
auch für andere Versicherungen, Ban-
ken und Dienstleister. 20 bis 30 Prozent
der Büroflächen sollen damit überflüs-
sig werden. Was aber bedeutet das für
unsere Innenstädte?

Der Niedergang der Innenstädte hat
schon vor Jahren eingesetzt. Die Pan-
demie hat das nur verschärft. Berlin soll
etwa mit Stadttouristen im Jahre 2019
noch 13 Mrd. Euro Umsatz gemacht ha-
ben. Der ist nun weg. Der Einzelhandel,
die Gastronomie verzeichnet ein riesi-
ges Minus. Die Aktie des Internetver-
sandhändlers Amazon hingegen feiert
neue Höchststände. – 

Wie könnte man diese innerstädti-
schen Krisen durch neue Geschäftskon-

zepte klären? Wenn diese Diagnosen
und Prognosen aber stimmen und sich
verstetigen sollten, dann hat dieser Be-
deutungsverlust der Innenstadt ganz
entscheidenden Einfluss auf unsere
Stadtplanung, auf unsere Verkehrspla-
nung. In den USA gibt es Erstplanun-
gen und sogar Baumaßnahmen zu di-
gital vollvernetzten Städten, wo die
großen Tech-Konzerne an der vollver-
netzten Stadt der Zukunft bauen. Sam-
sung meint, die Corona-Krise könnte
der Digitalisierung von Häusern und
Städten einen ungeahnten Schub ver-
leihen. Denn viele Menschen, die auf
einmal zu Hause arbeiten und sich um
ihre Kinder kümmern müssen, rüsten
ihre Eigenheime mit vernetzten Pro-
dukten auf. – Digitalisierung ohne
schnelle flächendeckende Datenüber-
tragung in Deutschland ? Das wäre da
wohl vordringlich das nächste Thema!

---

Aber mit diesen Überlegungen, mit
diesen Gedankenspielen will ich es für
heute gut sein lassen und übergebe zu-
nächst an unseren Staatssekretär für
Kultur und Europa, Herrn Woop.

Ich danke Ihnen für die Zeit, die Sie sich
genommen haben und wünsche Ihnen
nachher gute Gespräche und einen an-
regenden, schönen Nachmittag und
Abend in unserer Classic-Remise, die
Übrigens auch Objekt des heute auslie-
genden Ingenieurbauführers ist. Sie
sind von der Baukammer herzlich ein-
geladen, sich einen der Ingenieurbau-
führer nachher als Geschenk mitzuneh-
men. 
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Die Gründung Groß-Berlins am 1. Ok-
tober 1920 machte den atemberau-
bend expandierten Ballungsraum um
Preußens Zentrum mit nun 3,8 Mio.
Einwohnern nach London und New
York zur drittgrößten Stadt der Welt.
Längst war er da bereits auch der größ-
te und bedeutendste Industriestandort
Kontinentaleuropas – angetrieben zu-
nächst vom Maschinenbau, ab etwa
1880 dann vor allem anderen von den
neuen Hochtechnologien der Elektro-
industrie. Schon Firmen wie Borsig und
Schwartzkopff hatten sich internatio-
nale Geltung erworben, mit Siemens
und AEG wurde die Stadt zur weltweit
einzigartigen „Elektropolis“. Das Ge-
sicht der Metropole prägten nicht
mehr nur die Prachtbauten des preußi-
schen Klassizismus eines Karl Friedrich
Schinkel, die historistischen Backstein-
gebäude seiner Schüler oder die kaiser-
zeitlichen Prunkarchitekturen in ver-
schiedensten Eklektizismen, sondern
nun auch ganz neuartige Industriebau-
ten. Sie bereiteten den Weg zur Archi-
tektur der Moderne und fanden in der
1909 vollendeten AEG-Turbinenhalle
ihren bis dahin höchsten Ausdruck. In
der Katastrophe des Ersten Weltkriegs
zerstob Preußens Glanz und Gloria. Die
Jahre um die Gründung Groß-Berlins
offenbarten im Elend der Hyperinflati-
on einmal mehr auch das andere,
dunkle Gesicht der Millionenstadt.
Doch gerade aus dieser Not erwuchs in
den 1920er Jahren eine vielschichtige
neue und soziale Architektur bis hin zu
jenen Großsiedlungen der Moderne,
die heute – neben Preu-
ßens Schlössern und Gär-
ten sowie der Museumsin-
sel – als Weltkulturerbe
geadelt sind. 

Not und Mangel als Keim-
zellen einer neuen Bau-
kunst – die Jahrzehnte
nach dem Zweiten Welt-
krieg schrieben diese
Geschichte in Ost wie West
der geteilten Stadt fort.
Heute gilt das wiederverei-
nigte Berlin nicht zuletzt
wegen seiner Risse und
Brüche als ein besonders
spannendes Kondensat der
Architekturgeschichte.

Berlin – eine Metropole 
der Baukultur des Ingenieurs

Schon im 19. Jahrhundert war diese
Stadt jedoch wie wohl keine andere in
Deutschland auch zu einer Metropole
ingeniöser Baukultur herangewach-
sen. Insbesondere vier Aspekte seien
hervorgehoben.

Theorie und Praxis 

Gemessen an Städten wie London,
Paris oder St. Petersburg waren die
Anfänge in den ersten Jahrzehnten

noch bescheiden gewesen. Dies änder-
te sich jedoch spätestens mit Johann
Wilhelm Schwedler, dem wohl bedeu-
tendsten preußischen Bauingenieur
des 19. Jahrhunderts. In der ihm eige-
nen kompetenten Verschränkung von
Baupraxis und ingenieurwissenschaftli-
cher Theorie vermochte er ab der Jahr-
hundertmitte erstmals auch internatio-
nal stark beachtete Akzente einer neu-
en Ingenieurbaukunst zu setzen.

Gegen Ende des Jahrhun-
derts entwickelte sich dann
an der 1879 gegründeten
Königlich Technischen
Hochschule zu Berlin unter
Heinrich Müller-Breslau
eine eigene technikwissen-
schaftliche Schule, die bald
schon weltweites Renom-
mee genoss: die Berliner
Schule der Baustatik. Sie
begründete etwa das
Kraftgrößenverfahren als
eine noch heute jeder Bau-
ingenieurin und jedem
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Bauingenieur vertraute Methode zur
wirklichkeitsnahen Berechnung auch
komplexer Strukturen. 

Das Besondere an diesem originär wis-
senschaftlichen Kompetenzzentrum

aber lag in seiner
engen Verbindung
zur Praxis des Bau-
ens: Müller-Breslau
und seine Schüler
waren zumeist Wis-
senschaftler und
beratende Inge-
nieure. Die Reihe
der gerade deshalb
weltweit be-
kannten Berliner
Namen des kon-
struktiven Inge-
nieurbaus sollte
sich bis zu Franz
Dischinger als ei-
nem der interna-
tional renommier-
testen deutschen
Bauingenieure des
20. Jahrhunderts
fortsetzen. Sie wä-
re noch länger, wä-
ren in den 1930er
Jahren nicht exzel-
lente Wissen-
schaftler wie etwa

Hans Jakob Reissner ins Exil getrieben
worden.

Konstruktionskunst und Architektur  

Gerade die Namen von jüdischen Bau-
ingenieuren nämlich standen im ersten
Drittel des 20. Jahrhunderts zu einem
Gutteil auch für ein zweites Charakteri-
stikum der Berliner Ingenieurbaukul-
tur: die enge Vernetzung von Kon-
struktionskunst und Architektur im Zei-
chen der Moderne. Das Büro des
gebürtigen Ungarn Ferenc Domány
etwa arbeitete mit Peter Behrens und
Erich Mendelssohn zusammen; Viktor
Kuhn und Itic Haber-Schaim zeichne-
ten für architektonisch und technisch
hochinnovative Bauten wie das Sie-

mens-Schaltwerk-Hochhaus oder das
Kraftwerk Klingenberg verantwort-
lich. Weitere Persönlichkeiten ließen
sich nennen, insbesondere natürlich
Karl Bernhard, einer der prägnante-
sten praktisch tätigen Bauingenieure
der ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhun-
derts. Wie kein anderer in jener Zeit
forderte er die Kompetenz des Inge-
nieurs auch als Gestalter ein und unter-
strich dies selbst in seinem umfangrei-
chen Oeuvre – von zahlreichen Brük-
kenbauten über die AEG-Turbinenhal-
le bis hin zu ersten Stockwerksrahmen
der 1920er Jahre. Es gehört zu den
dunklen Seiten der Erzählung von der
Ingenieurbaukultur Berlins, dass viele
dieser glänzenden Lebenswege im bes-
seren Fall im Exil, nicht selten aber in
Freitod oder Vernichtungslager ende-
ten, und dass die Namen der jüdischen
Kollegen heute fast vollständig aus
dem kollektiven Gedächtnis gestrichen
sind.

Bauen in der Konkurrenz der Systeme 

Ein drittes machte die Baukultur der
Ingenieure hier tatsächlich einzigartig
in der Welt: die Teilung nach 1945 und
die daraus resultierende Entwicklung
zweier bei aller Verwandtschaft doch
deutlich anders akzentuierter Prakti-
ken des Ingenieurseins. Dem jeweili-
gen politisch-gesellschaftlichen System
geschuldet, arbeiteten die Bauinge-
nieure auf der einen Seite der Mauer in
eher noch kleinen spezialisierten Kon-
struktionsbüros oder aber den Pla-
nungsabteilungen von Baufirmen und
Bauverwaltung, auf den anderen hin-
gegen in großen „volkseigenen“ Kol-
lektiven, in denen nicht nur Konstrukti-
on und Architektur, sondern auch Pla-
nung und Produktion zusammenge-
bunden waren. Hier war fast alles auf
das Zukunftsversprechen industriali-
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sierter Systembauweisen ausgerichtet,
dort gab es ungeachtet aller Ökonomie
und Normung doch nach wie vor viele
individuelle Freiräume. Die einen ver-
walteten den Mangel, die anderen,
gerade in den „fetten“ West-Berliner
Jahren, den Überfluss. Die Systemkon-
kurrenz befeuerte spannende Bau-
maßnahmen auf beiden Seiten – von
Interbau, Kongreßhalle und ICC im
Westen bis hin zur radikalen Neuge-
staltung des alten Zentrums im  Berli-
ner Osten mit Ahornblatt, Palast der
Republik, Interhotel Berlin und vor und
über allem dem Fernsehturm.

Wegbereiter urbaner Infrastruktur 

Als weltweit gar richtungsweisend
erwies sich die Kunst der Bauingenieu-
re Berlins schließlich in Aufgabenfel-
dern, die jenseits des Konstruktiven
Ingenieurbaus angesiedelt, aber für
die Entwicklung jeder modernen Groß-
stadt von elementarer Bedeutung
waren und sind. Seit Mitte des 19.
Jahrhunderts entwickelte sich Berlin
zum Vorreiter einer modernen Wasser-
infrastruktur. Es waren (zunächst vor
allem englische) Ingenieure, die hier ab
1852 erstmals ein zentrales Frischwas-

ser-Versorgungsnetz realisierten; das
dritte zugehörige Wasserwerk in Fried-
richshagen am Müggelsee galt zu sei-
ner Zeit als leistungsfähigste Anlage
Europas. Und es war der Berliner Bau-
ingenieur James Hobrecht, der 1871
mit dem „Hobrecht-Plan“ ein Konzept
für die Abwasser- und Fäkalienentsor-
gung vorlegte, das in den folgenden

drei Jahrzehnten durch einen beispiel-
losen finanziellen Kraftakt der Kom-
mune umgesetzt wurde. Nicht nur vie-
len Städten Deutschlands, sondern
auch Metropolen wie Moskau, Kairo
oder Tokio galt Hobrechts Plan fortan
als Blaupause für den Bau ihrer eige-
nen Kanalisationssysteme. Weitere
Bereiche der städtischen Infrastruktur
ließen sich nennen – bis hin zum Berli-
ner Nahverkehrsnetz aus Hoch-, Unter-
grund- und Schnellbahnen, das mit der

Elektrifizierung auch der S-Bahn in
1920er Jahren als eines der besten der
Welt gerühmt wurde

Ein Ingenieurbauführer für Berlin 

Es ist offensichtlich: Berlin kann und
muss auch über Deutschlands Grenzen
hinaus als einer der bedeutendsten
Orte spannenden und hochwertigen

konstruktiv 4/2020 | 13

Bericht des Präsidenten

Konkurrenz der Systeme:
Kongreßhalle, heute 
Haus der Kulturen der Welt
(1956/57, 1984–87)

Konkurrenz der Systeme:
Fernsehturm (1965–69) 

mit Fußumbauung 
(1968–72)

Wasserwerk Friedrichshagen (1889–99): 
Kreuzgewölbe der Sandfilterhallen

Faultürme des Klärwerks Ruhleben (1957–59): 
Spannbetonschalen in Segmentbauweise

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:20 Uhr  Seite 13



Ingenieurbaus gelten. Und doch ist es
hierfür kaum bekannt und noch weni-
ger kommuniziert. Der kaum über-
schaubaren Vielzahl von Führern zu
Architektur und industriellem Erbe
stand bislang kein einziger gegenüber,
der sich die zwar verwandte, aber doch
ganz eigene Baukultur der Ingenieure
in Berlin auf die Fahnen geschrieben
hätte. Die Gründe dafür sind vielschich-
tig. Fraglos entzieht sich vieles in der
Arbeit des Ingenieurs für den Laien
einer direkten Anschaulichkeit. Zudem
heißt es oft, die Sprache des Ingenieurs
sei die Zeichnung: Vielleicht mag die in
diesem Euphemismus wohlwollend
verpackte, vielzitierte Sprachlosigkeit
der Nachkriegs-Bauingenieure ein wei-
terer Grund sein. Und eventuell ist das
Erscheinen dieses ersten Ingenieurbau-
führers für Berlin und insbesondere sei-
ne Förderung durch die Baukammer ja
Ausdruck dessen, dass sich genau dar-
an allmählich etwas ändert. Wie auch
immer, es war höchste Zeit.

Was ist „Ingenieurbau“? 

Was verstehen wir unter „Ingenieur-
bauten“? Folgte man der Honorarord-
nung für Architekten und Ingenieure
(HOAI) oder der DIN 276 (Kosten im
Bauwesen), dann stellt „Ingenieurbau“
die „Gesamtheit von Ingenieurbau-
werken und Verkehrsanlagen“ dar. Der
Begriff bezeichnet dort all das, für das
Bauingenieurinnen und Bauingenieu-
re originär die erste Verantwortung
tragen – von Bauten und Anlagen des
Wasserbaus, der Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung über Masten und

Türme bis hin zu Verkehrseinrichtun-
gen aller Art. Ausdrücklich ausge-
schlossen sind alle Arten von „Gebäu-
den“ des Geschoss- und Hallenbaus,
weil dafür in der Regel Architekten mit
der „Objektplanung“ die primäre Ver-
antwortung übernehmen. 

Als Grundlage für einen Ingenieurbau-
führer wäre ein derartiges Verständnis
jedoch fatal. Auch im klassischen Hoch-
bau nehmen Bauingenieurinnen und
Bauingenieure oft entscheidenden Ein-
fluss, nicht nur hinsichtlich des Trag-
werks, sondern auch der Fassaden, der
Klimatisierung oder der Versorgungs-
technik. In diesem Sinne werden des-
halb hier unter „Ingenieurbau“ all jene
baulichen Strukturen verstanden, die
von Bauingenieurinnen und Bauinge-
nieuren entweder eigenständig oder
aber unter ihrer maßgeblichen Mitwir-
kung entwickelt, entworfen, bemessen
und konstruiert wurden – Bauten also,
bei denen etwa der Konzeption und
Detaillierung des Tragwerks besondere
Bedeutung zukommt, die sich durch
technische Finessen in Konstruktion,
Fassade, Klimatisierung etc. auszeich-
nen, oder aber die tatsächlich dem gro-
ßen Bereich der früher einmal als
„Kunstbauten“ bezeichneten „Inge-
nieurbauwerke“ zugeordnet sind.

Solcherart Ingenieurbau gibt es nicht
erst, seit sich die Planer auch Ingenieu-
re nannten. Ingenieurbauten und das
zugehörige Ingenieurhandeln reichen
schon Jahrtausende weit in Zeiten
zurück, in denen es den Terminus
„Ingenieur“ noch gar nicht gab. In

eben diesem Sinne beginnt die Chro-
nologie der von uns vorgestellten Inge-
nieurbauten bereits mit dem im 14.
Jahrhundert mit hoher konstruktiver
Kompetenz errichteten Dachstuhl der
Spandauer Nikolaikirche.

Die Qual der Wahl

Schon hier freilich hätten wir auch mit
der Berliner Marienkirche beginnen
können. Die unausweichliche Be-
schränkung erwies sich als eine der
größten Herausforderungen des Pro-
jekts. Aus einer ersten Vorauswahl mit
mehr als 500 Bauten haben wir uns
nach intensiven Diskussionen für 111
Objekte entschieden, die repräsentativ
für die Entwicklung der von uns in zehn
Kategorien unterteilten Berliner Inge-
nieurbaukunst stehen mögen. Unver-
zichtbare Bedingung war es, dass sie
noch existieren. Im Übrigen aber
haben wir uns um eine überzeugende
und nachvollziehbare Auswahl
bemüht – und sind doch gewiss, dass
sie immer unvollkommen und anfecht-
bar bleiben muss. Anregungen für
Ergänzungen in einer künftigen zwei-
ten Auflage nehmen wir daher gerne
entgegen.

Die Zusammensetzung des Autoren-
kreises – ein historisch bewanderter
Bauingenieur, ein grenzgängerischer
Architekturhistoriker und ein technik-
affiner Denkmalpfleger – bot dabei die
Chance und die Verpflichtung zu-
gleich, mit diesem Führer nicht etwa
Trennlinien zu schärfen, sondern viel-
mehr verbindende Türen zu öffnen.
Wir haben ihn so geschrieben, dass
auch Nicht-Ingenieure Freude am
Lesen haben sollen, und dabei in der
Darstellung zugleich jede unnütze
Abgrenzung zu Architektur und Stadt-
planung vermieden – im Einklang mit
dem vielzitierten Bekenntnis Jörg
Schlaichs: „Baukunst ist unteilbar“.
Nicht zuletzt haben wir uns bemüht,
den Ingenieuren hinter den Bauten
zumindest ihren Namen zu geben, und
wenn möglich eben nicht nur die Büros
und Firmen, sondern auch die verant-
wortlich mit dem jeweiligen Bauwerk
befassten Planer zu benennen. Dass es
fast ausschließlich Männer waren und
sind, möge man uns nachsehen – den
Lauf des Vergangenen konnten wir
nicht ändern.

Ausblick

Im Namen der Autoren danke ich der
Baukammer Berlin, dem Landesdenk-
malamt Berlin und der Brandenburgi-
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schen Technischen Universität (BTU)
Cottbus-Senftenberg für die großzügi-
ge finanzielle Förderung des Projekts,
die die umfassende wissenschaftliche
Vorbereitung und damit die Realisie-
rung dieses ersten Ingenieurbaufüh-
rers für Berlin überhaupt erst ermög-
licht hat. Wir Autoren verstehen das
Werk auch als unser Geschenk zum 100.
Geburtstag (Groß-)Berlins. Aber wie
das so ist: Mit Geschenken verbindet
man immer auch Erwartungen und
Wünsche. 

Natürlich wünschen wir uns zunächst,
dass das Buch möglichst vielen Inge-
nieurinnen und Ingenieuren Lust
macht, sich auf die Suche nach den
Zeugnissen und Spuren ihrer Vorgän-
ger zu begeben und die Werke ihrer
heutigen Kolleginnen und Kollegen
neu zu entdecken. Vor allem aber soll
es auch viele andere dazu anregen, die-
se Stadt, dieses „Gebilde, das sozusa-
gen immer nur wird und nie ist“ (Ernst
Bloch, 1932), als einen Ort neu lesen zu
lernen, der maßgeblich von Bauinge-
nieuren mitgestaltet worden ist und
weiterhin gestaltet wird. Und nicht
zuletzt möge es mit jedem einzelnen
der vorgestellten Bauten etwas von der
Faszination und Schönheit unseres
spannenden Berufs „Bauingenieur“
vermitteln.

Hehre Sonntagsreden –
und die Realität des Büros

Es gehört zum guten Ton jeder nur ein
wenig hervorgehobenen Fachkonfe-
renz und natürlich auch dieses heuti-
gen Baukammertages, das Hohelied
der Baukultur, der Ingenieurbaukunst
und der gesellschaftlichen Verantwor-
tung des Bauingenieurs zu singen.
Indes, wir wissen alle: Der Alltag des
Büros hat seine ganz eigenen Gesetze
und Prioritäten. Da geht es Tag für Tag
vor allem um Eines: die irgendwie ter-
mingerechte technische Entwicklung,
Legitimation und Beschreibung immer
neuer Bauvorhaben durch Statik und
Konstruktionszeichnungen. Ganz an-
dere Begriffe stehen da im Fokus, von
der Bauproduktenliste über die In-
standsetzungsrichtlinie bis zum Bau-
zeitenplan. Und Zeit hat man schon gar
nicht. Eine gewaltige Kluft tut sich auf
zwischen den hehren Sonntagsreden
und der Realität des Büros.

Diejenigen von Ihnen, die mich ken-
nen, wissen, dass ich oft eingebunden
war und bin in Konflikte um den Erhalt
denkmalgeschützter Tragwerke im
Hoch- wie im Brückenbau. Manchmal

frage ich in den damit verbundenen
kontroversen Besprechungsrunden
vorsichtig danach, ob sich denn die Kol-
leginnen oder Kollegen nicht verant-
wortlich dafür fühlen, ihr ganzes Kön-
nen gerade für den Erhalt des betref-
fenden Bauwerks einzusetzen – han-
delt es sich doch um nichts anderes als
das kulturelle Erbe der eigenen Diszi-
plin. „Meine Verantwortung liegt dar-
in, für jeden Teil dieses Bauwerks unter
angemessener Berücksichtigung der
Kosten seine Standsicherheit, Ge-
brauchstauglichkeit und Dauerhaftig-
keit nach den heute gültigen Regel-
werken formal korrekt nachzuweisen;
wenn ich dies nicht kann, lässt es sich
nicht weiter nutzen“ – so in etwa die
Antwort, die ich erst vor wenigen
Monaten auf eine diesbezügliche
direkte Frage erhielt. „Wenn ich davon

auch nur in einem kleinen Detail
abweiche und es passiert etwas“, so
eine andere Kollegin, „stehe ich mit
einem Bein im Gefängnis.“ 

Die Wertschätzung des 
eigenen Erbes als Herausforderung

Eben dies ist die Qualität der regelbe-
zogenen Legitimation, auf die sich die
Menschen, für die wie bauen, verlassen
können, wenn sie über eine Brücke
fahren – wie könnten sie es sonst auch
wagen? Eben dies ist aber auch eine
Haltung, die uns Bauingenieure oft so
schlecht dastehen lässt. Die alltags-
praktische Ignoranz mancher Kollegin-
nen und Kollegen gegenüber den
Zeugnissen der eigenen Geschichte ist
bemerkenswert. Dass für sie die ge-
schichtliche oder kulturelle Besonder-
heit, die städtebauliche Dimension
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oder auch die gestalterische Qualität
eines Brückendenkmals allenfalls nach-
rangig von Bedeutung sind, mag noch
als verständlich erscheinen. Was aber
wirklich verwundert: Es gab und gibt in
der Regel auch keine erkennbare Iden-
tifikation mit dem technischen Denk-
mal als Erbe des eigenen Berufsstan-
des, das zu erhalten ein Wert wäre –
eine facheigene Wertschätzung, die
sich aus so etwas wie dem Stolz auf die
eigenen Vorgänger generiert. „A man
who knows the price of everything and
the value of nothing“: In Oscar Wildes
„Lady Windermere‘s Fan“ charakteri-
siert Lord Darlington so den Zyniker,
und doch erinnert der Satz an manche
Ingenieurkollegen, denen ich begeg-
net bin. Vielleicht vermag dieser Inge-
nieurbauführer ja ein wenig dazu bei-
zutragen, in dieser Hinsicht die Kluft
zwischen Sonntagsrede und alltägli-
cher Praxis zumindest bewusst werden
zu lassen.

Achtung vor dem Bestand ist mehr als
eine kulturelle Entscheidung

Dies vor allem auch deshalb, weil die
Kunst der Reparatur zu Beginn des 21.
Jahrhunderts eine ganz neue Aktuali-
tät erhalten hat. Gestatten Sie mir hier-

zu noch einen kurzen Exkurs. 2020 fiel
der Earth Overshoot Day auf den 22.
August. Den Modellen des Club of
Rome zufolge hatte die Menschheit an
diesem „Erdüberlastungstag“ alle über
das Gesamtjahr weltweit erneuerbaren
Ressourcen bereits verbraucht; vom 23.
August an lebte und lebt sie für den
Rest des Jahres über ihre Verhältnisse.
Grundlage der entsprechenden Be-
rechnungen ist das Konzept des ökolo-
gischen Fußabdrucks: Man vergleicht
das, was der Erde entnommen wird,
mit dem, was sie regenerieren kann.
Am 22. August war der Faktor 1
erreicht. Vice versa bräuchte die Welt-
bevölkerung zurzeit rechnerisch 1,6
Erden, um ihren Ressourcenbedarf
nachhaltig zu decken. Würden alle so
leben wie wir hier in Deutschland,
bedürfte es gar dreier Planeten.

Erstaunlicherweise ist der Anteil der
Bauproduktion an dieser zukunftsver-
weigernden Ausbeutung in der öffent-
lichen Diskussion nach wie vor kaum
ein Thema. Im Dezember 2019 hat
Judith Lembke in einem bemerkens-
werten Beitrag in der ZEIT einige Eck-
werte in wenigen Sätzen zusammen-
gefasst: „Was neue Gebäude an Res-
sourcen fressen und an Kohlendioxyd

verursachen, stellt die üblichen Ver-
dächtigen wie Flugverkehr und Fleisch-
produktion locker in den Schatten:
Bauen verursacht 40 % aller globalen
CO2-Emissionen, [allein] die Zement-
herstellung ist je nach Quelle für acht
bis fünfzehn Prozent des Ausstoßes
verantwortlich. Das ist mehr als dop-
pelt so viel wie die Emission des gesam-
ten Flugverkehrs.“

Beängstigend ist dabei die ungebrem-
ste Beschleunigung des Verbrauchs. Im
gesamten 20. Jahrhundert wurden in
den USA 4,5 Milliarden Tonnen Beton
verbaut – in China waren es allein in
den drei Jahren von 2011 bis 2013 6,6
Milliarden. Selbst der dafür benötigte
Sand ist längst zu einem Ressourcen-
problem geworden. Sand ist nicht
gleich Sand, Wüstensand etwa ist zu
feinkörnig und zu rund, als dass sich
daraus Beton herstellen ließe. Konser-
vativen Schätzungen zufolge baut die
Menschheit jährlich doppelt so viel
nutzbaren Sand ab, als alle Flüsse der
Welt nachliefern. Der Sandabbau ist zu
einem weltweiten Milliardengeschäft
mit teils mafiösen Strukturen und oft
gravierenden Kollateralschäden für die
Umwelt geworden. Die Ressourcenbi-
lanz mag im Stahlbetonbau besonders
verstörend sein, doch der Fußabdruck
anderer Bauweisen – verbunden mit
etwa der Stahl– oder Aluminiumpro-
duktion – steht dem nur begrenzt
nach. Lembkes Fazit: „Bauen frisst Res-
sourcen und schädigt das Klima wie
keine andere Branche.“

All das ist im Grundsatz bekannt, doch
es zeitigt bisher kaum ernsthafte Kon-
sequenzen. Nahezu absurd mutet es
an, dass der ins Gigantische angewach-
sene europäische Normungsapparat
heute bis ins letzte Detail die Zulassung
und Verwendung jeder Schraube vor-
schreibt, aber zu derart essentiellen
Fragen schweigt. Bestens geregelt wird
der Planet immer schneller und rück-
sichtsloser ausgeschlachtet, ohne dass
dem Vorschriften nennenswerte Gren-
zen setzen würden. Einmal angenom-
men, das Bauen sei im gegenwärtigen
Maße überhaupt erforderlich, gibt es
eigentlich nur zwei Wege, um dem
ungebremsten Ressourcenfraß Einhalt
zu gebieten. Die eine Möglichkeit ist,
im Neubau weniger und weniger neu-
es Material zu verbrauchen. Die andere
liegt darin, sich auf das zu besinnen,
was schon da ist, und es kontinuierlich
an veränderte Erfordernisse anzupas-
sen, also: reparieren, instandsetzen,
behutsam weiterbauen.

Bericht des Präsidenten

16 | konstruktiv 4/2020

Ingenieurbauführer Berlin

Ingenieurbaukunst in Berlin – das ist das Erbe
von Generationen von Baumeistern und Bauin-
genieuren. Sie sorgten für das Funktionieren
der Metropole, schufen die Tragwerke großar-
tiger Architektur, und oft prägten ihre Werke
auch direkt das Gesicht der Stadt. Ihre weltweit
beachteten Industriebauten, Kraftwerke und
Gasanstalten, markanten Brücken, Tunnel und
Bahnhöfe oder auch Stätten für Kultur, Sport
und Vergnügen sind zu Meilensteinen der Bau-
und Kulturgeschichte Berlins geworden.

Reich bebildert und auch für den interessierten
Laien verständlich, werden 111 Berliner Ingenieurwerke vorgestellt – vom goti-
schen Dachstuhl der Spandauer St.-Nikolai-Kirche über das Neue Museum, die
AEG-Turbinenhalle und das Shellhaus bis hin zu Fernsehturm, Velodrom und
Sony Center. Ergänzende Einführungen weiten den Blick auch auf verlorene
Bauten, Themenfenster vertiefen das Verständnis einzelner Aspekte.

Der Ingenieurbauführer lädt ein, Berlin als Standort international bedeutender
Konstruktionskunst zu entdecken und deren spannende Spuren lesen zu ler-
nen.

ISBN 978-3-7319-1029-9

Michael Imhof Verlag GmbH & Co. KG | EUR 29,95

Autoren: 
Werner Lorenz, Roland May, Hubert Staroste unter Mitwirkung von Ines Prokop
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„Wir brauchen eine neue Kultur des
Pflegens und Reparierens“

Im theoretischen Diskurs über das Bau-
en der Zukunft ist die Einsicht in das
ökologische Potenzial von Reparatur
und Weiterbauen fast schon zum Main-
stream geworden. So spart das Positi-
onspapier 2019 des Bundes Deutscher
Architekten (BDA) unter dem Titel
„Das Haus der Erde“ nicht an klaren
Formulierungen: „Reduktion ist keine
modische Attitüde, sondern Überle-
bensnotwendigkeit“, heißt es dort, um
dann zu fordern: „Bauen muss ver-
mehrt ohne Neubau auskommen. Prio-
rität kommt dem Erhalt und dem mate-
riellen wie konstruktiven Weiterbauen
des Bestehenden zu und nicht dessen
leichtfertigem Abriss. [...] Wir brauchen
eine neue Kultur des Pflegens und
Reparierens.“

Werden auch wir Bauingenieure all-
mählich anders denken lernen kön-
nen? „Civil engineering is the art of
working with the great sources of
nature for the use and benefit of socie-
ty” – so lautet der 2004 aktualisierte
Leitsatz der britischen Institution of
Civil Engineers (ICE). Er fordert von den
Bauingenieuren des 21. Jahrhunderts
mehr als den regelkonformen Nach-
weis der statischen Verlässlichkeit. „For
the use and benefit of society“: Nimmt
man dies ernst, verlangt es nicht weni-
ger als die bewusste Abwägung unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Zielvor-
stellungen und die ingeniöse Entwick-
lung im besten Sinne „ganzheitlicher“
Lösungen. Selbst wenn also vielen Bau-
ingenieuren und Bauingenieurinnen
im Umgang mit dem Bestand die Wert-

schätzung des geschichtlichen Bedeu-
tungswerts auch weiterhin als allen-
falls nachgeordnete Kategorie gelten
mag – spätestens die nüchterne, von
Zahlen unterlegte Ressourcenbilanz
des bewahrenden Weiterbauens lässt
sich nicht mehr ignorieren. Weiterbau-
en statt neu bauen – das ist ein Paradig-
menwechsel. Es ist höchste Zeit, mehr
darüber nachzudenken, wie sich das
Bewusstsein dafür auch in der Praxis
des Ingenieuralltags befördern und
etablieren ließe.

Es wäre vermessen, von einem Buch zu
erwarten, dass es die Welt verändert.
Aber vielleicht setzten Berlins Bauinge-
nieure und Bauingenieurinnen in noch
besserer Kenntnis ihrer großartigen
Tradition nun erst recht ihr ganzes Stre-

ben daran, für die großen Herausfor-
derungen des Bauens im 21. Jahrhun-
dert nicht nur bislang ungedachte,
zukunftsweisende Lösungen zu ent-
wickeln. Vielleicht wagen sie es auch,
ihr eigenes Erbe und die Kunst der
Reparatur immer mehr schätzen und
mit Kenntnis, Kompetenz und Kreativi-
tät pflegen zu lernen. 

Die Ingenieure sollen leben!

Lassen Sie mich schließen mit Heinrich
Seidel, jenem bemerkenswerten Grenz-
gänger unter den Berliner Bauinge-
nieuren der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts, der um 1880 unter ande-
rem das großartige Hallentragwerk des
Anhalter Bahnhofs verantwortete (sei-
nerzeit die vom Volumen größte Bahn-
hofshalle in Europa), um bald danach
das Bauen an den Hut zu hängen und
sich ganz der Schriftstellerei zu wid-
men. Schon 1871 schrieb er sein legen-
där gewordenes Ingenieurlied. Es ist
zwar gendermäßig heute nicht mehr
so ganz korrekt – aber schön ist es
nach wie vor. Genießen wir zum Aus-
klang die erste und die letzte Strophe:

Dem Ingenieur ist nichts zu schwere:
Er lacht und spricht: Wenn dieses nicht, 

so geht doch das!
Er überbrückt die Flüsse und die Meere,
Die Berge unverfroren zu durchbohren 

ist ihm Spaß.
Er türmt die Bögen in die Luft,

Er wühlt als Maulwurf in der Gruft!
Kein Hindernis ist ihm zu groß -

Er geht drauf los!

[...]

Die Ingenieure sollen leben!
In ihnen kreist der wahre Geist 

der allerneusten Zeit!
Dem Fortschritt ist ihr Herz ergeben,

Dem Frieden ist hienieden
ihre Kraft und Zeit geweiht!

Der Arbeit Segen fort und fort,
Ihn breitet aus von Ort zu Ort,

Von Land zu Land, von Meer zu Meer -
Der Ingenieur.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit.
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Heinrich Seidel (1842–1906)

Anhalter Bahnhof (1876–80): Seinerzeit Europas größte Bahnhofshalle
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Die Reaktionen fielen wie erwartet
aus. Nichtsdestotrotz waren sie ziem-
lich heftig. Die verkehrspolitischen Ide-
en der Bezirksbürgermeisterin Monika
Herrmann seien „realitäts- und welt-
fremd“, sagte Ralf Ruhnau, Präsident
der Baukammer Berlin. Was der Bezirk
Friedrichshain-Kreuzberg in der Berg-
mannstraße plant, „kann kaum ein
Vorbild für andere Kieze werden“, gibt
der FDP-Verkehrspolitiker Henner
Schmidt zu bedenken. „Hier schimmert
der ideologische Kampf gegen das
Auto durch“, ärgert man sich beim All-
gemeinen Deutschen Automobilclub,
kurz ADAC, Berlin-Brandenburg. Die
Ankündigungen der Grünen-Politike-
rin, die im Interview mit der Berliner
Zeitung deutlich geworden sind, sto-
ßen auf vehementen Widerspruch.

Die Frau hat Ambitionen. Nach der
Wahl 2021 möchte sie nach mehr als
acht Jahren als Bezirksbürgermeisterin
ins Abgeordnetenhaus wechseln, um
sich dort voll und ganz der Verkehrspo-
litik zu widmen. „Es ist unser Ziel, den
Platz für Kraftfahrzeuge zu beschrän-
ken. Wir wollen, dass der motorisierte
Individualverkehr in der Innenstadt so
stark wie möglich reduziert wird“, so
die 56-Jährige im Interview.

Sie bekräftigte den Plan des Bezirks,
die Bergmannstraße in Kreuzberg vom
kommenden Jahr an grundlegend
umzugestalten. Wie berichtet soll ein
längerer Abschnitt für den motorisier-
ten Verkehr gesperrt werden. Liefer-
verkehr, der sich auf ein fünfstündiges
Zeitfenster beschränken muss, und
Notfalleinsätze bleiben zwar möglich.
Doch im Wesentlichen soll die heutige
Fahrbahn künftig den Fußgängern und
Radfahrern gehören. Ein Teil des
Asphalts soll aufgebrochen werden,
um Grünbereiche und Wasserflächen
anzulegen. Entsiegelung diene dem
Klimaschutz, so Herrmann.

„Was in der Bergmannstraße ge-
schieht, kann als Blaupause dienen“ –
für viele andere Wohnviertel in der

Stadt. Ein weiteres Ziel ist, Hauptver-
kehrsstraßen auf einen Autofahrstrei-
fen pro Richtung zu verschmälern. „Die
meisten Menschen in der Stadt brau-
chen ihr Auto in Wahrheit nicht, sie
wollen lediglich ein Auto haben“, sag-
te die Grünen-Politikerin. 

„Für die Forderung, den übersättigten
und zähfließenden Kfz-Verkehr zu ver-
schlanken und möglichst aus der
Innenstadt zu verbannen, habe ich
durchaus Verständnis und auch Sympa-
thie“, entgegnete Baukammerpräsi-
dent Ralf Ruhnau. Allerdings lehne er
es ab, ihn „mit Verboten, Schikanen,
Drohungen und Ultimaten“ zu blockie-
ren und zu lähmen. „Wir leben nicht in
einer hüftlahmen Kurstadt, sondern in
einer Multimillionen-Großstadt, in der
die Menschen – von der Bezirksbürger-
meisterin unwidersprochen – mehr
Autos kaufen als weniger.“ Der Trend
gehe also genau in die andere Rich-
tung, so Ruhnau. „Dem mit Totalblok-
kade zu begegnen und dann auch noch
das Klima als Kronzeugen heranzuzie-
hen, ist realitäts- und weltfremd.“

Erst sollten taugliche Alternativen
geschaffen werden, dann könne man
über Geh- und Verbote nachdenken,
forderte der Präsident der Standesver-
tretung aller im Bauwesen tätigen
Ingenieure im Land Berlin. „Schaffen
wir Alternativen, Park-and-Ride-Plätze
für die vielen tausend Pendler von
außerhalb Berlins, verkürzen wir die
Taktung der Regionalzüge aus Bran-
denburg. Machen wir unsere U- und S-
Bahnen endlich sicherer und sauberer.
Bauen wir neue U-Bahnlinien. Dann
werden überzeugte Autofahrer eher
geneigt sein, die Kiste stehen zu lassen
und öffentliche Verkehrsmittel oder
bei gutem Wetter auch das Fahrrad zu
nutzen.“ Auch Seilbahnen könnten
eine Alternative sein.

Auch der FDP-Verkehrspolitiker Hen-
ner Schmidt sieht Monika Herrmanns
Ideen skeptisch. „Bisher beschränken

sich die vorgestellten Inhalte zur
Gestaltung der Bergmannstraße auf
bunte Bildchen einer angedeuteten
Dorfidylle, bei denen man sich fragt,
ob dies mit einer funktionierenden
Stadt vereinbar ist und wie ein solcher
Zustand dauerhaft gepflegt und erhal-
ten werden kann, ohne dass nach eini-
ger Zeit Verwahrlosung droht“, so der
Abgeordnete.

Wenn im Bergmannkiez wie geplant
190 Parkplätze ersatzlos wegfallen,
werde dies nicht zur Folge haben, dass
Anwohner ihr Auto abschaffen. „Es
führt nur zu unnötigem Parksuchver-
kehr“, sagte Schmidt. „Es ist nicht zu
akzeptieren, dass Menschen, die in die-
sem Kiez wohnen, nicht mehr die Mög-
lichkeit haben sollen, ihr Auto in
akzeptabler Entfernung zu parken.“
Die Parkplätze müssten an anderer
Stelle ersetzt werden, etwa durch Tief-
garagen.

„Den Ansatz der Verkehrsberuhigung
in Wohnkiezen unterstützen wir“, hieß
es beim ADAC. „Aber es muss auch gut
durchdacht sein. Denn wenn an einer
Stelle Autoverkehr durch diverse Maß-
nahmen verdrängt wird, haben wir auf
anderen Strecken stärkeren Ausweich-
verkehr.“ Hauptverkehrsstraßen dürf-
ten nicht schmaler werden. „Bürger-
meisterin Herrmann gibt zwar zu, dass
nach wie vor ein Teil der Menschen,
zum Beispiel Familien mit Kindern und
mobilitätseingeschränkte Personen,
ihr Auto wirklich braucht. Welche
Lösungen es für diese Menschen gibt,
verrät sie aber nicht“, so der ADAC.
„Denn auch sie werden mit den Maß-
nahmen zu kämpfen haben.“

Berliner Zeitung vom 06.10.2020

Stadtentwicklung / Baugeschehen / Technik
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Wem gehören die Straßen der Stadt? : ADAC wirft
Bezirksbürgermeisterin ideologischen Kampf gegen Autos vor –
die Baukammer Berlin findet klare Worte
Monika Herrmann will Straßen sperren, Fahrstreifen aufheben und Parkplätze beseitigen. 
Doch mit ihren Ideen stößt die Grünen-Politikerin auf heftige Kritik.

Peter Neumann
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Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung und Wohnen
Abgeordnete Gabriele Gottwald
(Linke)

über den Präsidenten des
Abgeordnetenhauses von Berlin über
Senatskanzlei - G Sen -

Antwort auf die Schriftliche Anfrage
Nr. 18/25018 vom 22. September 2020
über Berliner Bauentwicklung

Im Namen des Senats von Berlin beant-
worte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

Frage 1:
Wie viele Baugenehmigungen (Anzahl
Wohnungen) gab es in Berlin seit 2017
bis Ende des 1. Halbjahres 2020 (bitte
nach Bezirken und Jahren auflisten)?

Antwort zu 1:
In Berlin wurden seit 2017 bis Ende des
1. Halbjahres 2020 84.273 Wohnungen
zum Bau genehmigt. Diese teilen sich
wie folgt nach Jahren und Bezirken
auf:

Tabelle 1

Frage 2:
Wie viele Wohnungen wurden in Berlin
seitdem fertiggestellt (bitte nach Bezir-
ken und Jahren auflisten)?

Antwort zu 2:
Seit 2017 wurden in Berlin 51.374 fer-
tiggestellt. Für 2020 liegen noch keine
Daten vor.

Tabelle 2

Frage 3:
Wie hat sich der Bauüberhang in Berlin
seitdem entwickelt (bitte nach Bezir-
ken und Jahren auflisten)?

Antwort zu 3:
Der Bauüberhang an Wohnungen in
Wohngebäuden ist in Berlin von 2017
bis 2019 um 6.587 Wohnungen ange-
stiegen. Für 2020 liegen noch keine
Daten vor.

Tabelle 3

Drucksache 18 / 25 018 · Schriftliche Anfrage · 18. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Gabriele Gottwald (LINKE) vom 22. September 2020
(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 22. September 2020)

Berliner Bauentwicklung
und Antwort vom 02. Oktober 2020 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 06. Okt. 2020)

Bezirke

Mitte

Fertiggestellte Wohnungen

2017 2018 2019

2.510 2.406 3.918

Friedrichshain-Kreuzberg 1.813 1.608 1.083

Pankow 1.533 2.152 2.248

Charlottenburg-Wilmersdorf 846 1.050 1.107

Spandau 405 1.265 767

Steglitz-Zehlendorf 768 634 540

Tempelhof-Schöneberg 311 630 1.028

Neukölln 639 794 832

Treptow-Köpenick 2.097 2.545 2.915

Marzahn-Hellersdorf 1.596 1.173 1.973

Lichtenberg 2.544 2.013 2.236

Reinickendorf 607 436 352

Berlin 15.669 16.706 18.999

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Tabelle 2

Bezirke
2017 2018 2019

1. Halbjahr
2020

Mitte 4.035 3.148 2.348

Friedrichshain-Kreuzberg 2.197 1.481 1.806

1.426

434

Pankow 2.712 3.693 1.877 438

Charlottenburg-Wilmersdorf 2.118 1.429 1.111 1.182

Spandau 684 1.951 1.845 1.033

Steglitz-Zehlendorf 1.139 792 983 495

Tempelhof-Schöneberg 696 2.420 1.835 477

Neukölln 1.604 383 690 768

Treptow-Köpenick 3.389 3.288 4.718 2.606

Marzahn-Hellersdorf 2.906 2.507 2.247 2.228

Lichtenberg 2.193 2.432 1.744 1.512

Reinickendorf 1.070 694 1.320 189

Berlin 24.743 24.218 22.524 12.788

Genehmigte Wohnungen

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Tabelle 1
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Frage 4:
Wie viele landeseigene Wohnungen
wurden in Berlin seitdem genehmigt
und wie viele wurden seitdem fertig-
gestellt (bitte nach Bezirken und Jah-
ren auflisten)?

Antwort zu 4:
Die fertiggestellten Wohnungen der
städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sind in der folgenden Tabelle dar-
gestellt. Die Baugenehmigungen der
städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten werden derzeit nicht gesondert
statistisch erfasst.

Tabelle 4

Frage 5:
Wie hoch ist die Bevölkerungsdichte im
Berliner Durchschnitt und in den 12
Berliner Bezirken und wie groß ist das
kurz- und mittelfristige Neubau-Poten-
zial (in Wohneinheiten) in den jeweili-
gen Bezirken (bitte inkl. prozentualem
Anteil am gesamtberliner Neubau-
Potenzial angeben)?

Antwort zu 5:
In der folgenden Tabellen ist das Neu

baupotenzial für die Bezirke und Berlin
dargestellt.

Bei den angegebenen Zahlen handelt
es sich um ein theoretisches Potenzial
auf Grundlage des Wohnbauflächen-
Informationssystems (WoFIS) mit
Datenstand 31.12.2019. Berücksichtigt
sind alle erfassten Potenziale ab 50
Wohneinheiten. Es ist grundsätzlich
davon auszugehen, dass ein Teil dieses
Potenzials aus den unterschiedlichsten
Gründen letztlich nicht vollstndig reali-
siert wird.

Tabelle 5

In der folgenden Tabelle ist die Bevöl-
kerungsdichte Berlins zum 31.12.2019
dargestellt.

Berlin, den 2.10.2020

In Vertretung

W. Christoph
Senatsverwaltung für

Stadtentwicklung und Wohnen
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Bezirke

Mitte

Bauüberhang 
(Wohnungen in Wohngebäuden)

2017 2018 2019

10.639 10.987 9.134

Friedrichshain-Kreuzberg 5.141 4.911 5.400

Pankow 6.731 8.284 7.457

Charlottenburg-Wilmersdorf 6.269 5.676 5.518

Spandau 2.556 3.132 4.038

Steglitz-Zehlendorf 2.380 2.490 2.876

Tempelhof-Schöneberg 2.401 4.185 4.972

Neukölln 2.897 2.457 2.250

Treptow-Köpenick 7.189 7.673 9.131

Marzahn-Hellersdorf 4.401 5.234 5.389

Lichtenberg 5.913 6.240 5.826

Reinickendorf 1.943 2.134 3.056

Berlin 58.460 63.403 65.047

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Tabelle 3

Bezirke

Mitte 9.580

Friedrichshain-
Kreuzberg 13.739

Pankow 3.909

Charlottenburg-
Wilmersdorf 4.926

Spandau 2.606

Steglitz-
Zehlendorf 2.866

Tempelhof-
Schöneberg 6.476

Neukölln 7.146

Treptow-
Köpenick 1.616

Marzahn-
Hellersdorf 4.371

Lichtenberg 5.566

Reinickendorf 2.914

Berlin 4.118

Bevölkerungs-
dichte

Einwohner/km2

Quelle: 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Tabelle 5

Bezirke

2017 2018 2019
1. Halbjahr

2020

Mitte 454 182 299

Friedrichshain-Kreuzberg 49 235 55

52

305

Pankow 351 515 183 18

Charlottenburg-Wilmersdorf 0 0 0 0

Spandau 0 873 212 172

Steglitz-Zehlendorf 0 0 0 0

Tempelhof-Schöneberg 116 76 94 0

Neukölln 117 102 69 202

Treptow-Köpenick 1.062 285 876 253

Marzahn-Hellersdorf 287 379 990 736

Lichtenberg 575 632 1.167 380

Reinickendorf 0 0 81 40

Berlin 3.011 3.279 4.026 2.158

Fertiggestellte Wohnungen 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaften

Tabelle 4
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Titelthema

Bezirke
Zeitliche 

Realisierbarkeit
Mögliche WE 

Gesamt
Anteil am Berliner

Potenzial

Mitte kurzfristiges Potenzial 2.531 6,7%

mittelfristiges Potenzial 6.087 7,3%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 8.618 7,1%

Friedrichshain-Kreuzberg kurzfristiges Potenzial 1.149 3,1%

mittelfristiges Potenzial 4.330 5,2%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 5.479 4,5%

Pankow kurzfristiges Potenzial 4.621 12,3%

mittelfristiges Potenzial 15.731 18,9%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 20.352 16,9%

Charlottenburg-Wilmersdorf kurzfristiges Potenzial 1.284 3,4%

mittelfristiges Potenzial 3.385 4,1%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 4.669 3,9%

Spandau kurzfristiges Potenzial 4.102 10,9%

mittelfristiges Potenzial 10.582 12,7%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 14.684 12,2%

Steglitz-Zehlendorf kurzfristiges Potenzial 591 1,6%

mittelfristiges Potenzial 3.558 4,3%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 4.149 3,4%

Tempelhof-Schöneberg kurzfristiges Potenzial 2.592 6,9%

mittelfristiges Potenzial 3.024 3,6%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 5.616 4,7%

Neukölln kurzfristiges Potenzial 2.236 6,0%

mittelfristiges Potenzial 6.347 7,6%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 8.583 7,1%

Treptow-Köpenick kurzfristiges Potenzial 8.235 22,0%

mittelfristiges Potenzial 7.286 8,8%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 15.521 12,9%

Marzahn-Hellersdorf kurzfristiges Potenzial 2.703 7,2%

mittelfristiges Potenzial 6.308 7,6%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 9.011 7,5%

Lichtenberg kurzfristiges Potenzial 5.815 15,5%

mittelfristiges Potenzial 9.061 10,9%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 14.876 12,3%

Reinickendorf kurzfristiges Potenzial 1.643 4,4%

mittelfristiges Potenzial 7.361 8,9%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 9.004 7,5%

Berlin kurzfristiges Potenzial 37.502 100,0%

mittelfristiges Potenzial 83.060 100,0%

kurz- und mittelfristiges Potenzial 120.562 100,0%

Tabelle 5
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Senatsverwaltung fÜr Wirtschaft,
Energie und Betriebe
Abgeordnete Katalin Gennburg 
(Die Linke)

über den Präsidenten des
Abgeordnetenhauses von Berlin
über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort auf die Schriftliche Anfrage
Nr. 18/25 068 vom 24. September 2020
über Internationales Congress
Centrum (ICC): Aktueller Sachstand

Im Namen des Senats von Berlin beant-
worte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

Die Schriftliche Anfrage betrifft zum
Teil Sachverhalte, die der Senat nicht in
eigener Zuständigkeit und Kenntnis
beantworten kann. Er ist gleichwohl
bemüht, Ihnen eine Antwort auf Ihre
Anfrage zukommen zu lassen und hat
daher die Messe Berlin GmbH um eine
Stellungnahme gebeten, die von dort
in eigener Verantwortung erstellt und
dem Senat übermittelt wurde. Sie wird
nachfolgend wiedergegeben.

1. Trifft es zu, dass die Messe Berlin
GmbH nach wie vor Hausherr des ICC
ist und die Berliner Immobilienma-
nagement  GmbH (BIM) lediglich die
Geschäftsbesorgung für die zukünf-
tige Sanierung übernimmt; falls ja,
welche Aufgaben erfüllen die Messe
Berlin GmbH und die BIM derzeit
konkret?

Zu 1.:
Die Messe Berlin GmbH hat das Inter-
nationale Congress Centrum Berlin

(ICC) gepachtet und auf der Grundlage
dieses Pachtvertrages hat die Messe
Berlin GmbH den sogenannten Still-
standsbetrieb übernommen.

Mit der Berliner Immobilienmanage-
ment GmbH (BIM) wird seitens der
Senatsverwaltung für Wirtschaft, Ener-
gie und Betriebe ein Geschäftsbesor-
gungsvertrag zu Durchführung eines
Konzeptverfahrens verhandelt.

2. Trifft es zu, dass das ICC keine unbe-
fristete Betriebsgenehmigung hat
und diese bei Großveranstaltungen
fallbezogen immer wieder bean-
tragt werden muss; falls ja, welche
Gründe liegen hierfür vor?

Zu 2.: 
Das ICC wurde im Mai 2014 stillgelegt.
Mit der Stilllegung einhergehend wur-
de der Betrieb des ICC bis auf Weiteres
untersagt; seitdem ruht die baurechtli-
che Betriebsgenehmigung der bauli-
chen Anlage ICC.

3. Liegen derzeit die brandschutztech-
nischen und andere technische Ge-
bäudevoraussetzungen für eine
Wiederinbetriebnahme vor; wäre
eine Zwischennutzung des ICC bau-
technisch genehmigungsfähig?

Zu 3.: 
Die Stilllegung des ICC durch den Tech-
nischen Überwachungsverein (TÜV)
Rheinland ist aufgrund erheblicher
Funktionseinschränkungen der techni-
schen Anlagen (insbesondere der
Sprinkleranlage sowie der Gebäude-
leittechnik) erfolgt.

Ohne eine Sanie-
rung und Wieder-
herstellung der
Betriebssicherheit
ist eine Wiederin-
betriebnahme des
ICC aufgrund der
fehlenden Geneh-
migungsfähigkeit
nicht möglich. Dies
umfasst auch sämt-
liche Konzepte und
Ideen für eine Zwi-
schennutzung.

4. Welche Teilbereiche ließen sich öff-
nen, ohne eine Gesamtöffnung her-
beiführen zu müssen?

Zu 4.: 
Die Stilllegung gilt für das gesamte
Gebäude. Eine solitäre Betrachtung
und / oder Ertüchtigung einzelner Teil-
bereiche ist aufgrund der komplexen
Gebäudestruktur und -technik nicht
möglich.

5. Wie hoch lägen die Betriebskosten
für Großveranstaltungen; für Öff-
nungen von Teilbereichen?

Zu 5.: 
Ein wirtschaftlicher Betrieb des ICC (als
Kongresszentrum) war zu keinem Zeit-
punkt gegeben.

6. Könnte das ICC einen Beitrag zur
Deckung notwendiger Raumbedar-
fe für Kunst- und Kulturschaffende
in Berlin leisten und welche Anstren-
gungen wurden in Richtung dieses
Anliegens bereits unternommen?

a) Wäre eine Taskforce gemeinsam
mit den zuständigen Senatsver-
waltungen und dem Atelierbe-
auftragten sowie dem neuen Kul-
turraumbüro eine gute Möglich-
keit zur Eruierung der Bedarfe
und der Teilinbetriebnahme des
ICC? Wenn nein, warum nicht?
Wenn ja, wann geht es los?

Zu 6.: 
Aufgrund des beschriebenen Sanie-
rungsbedarfs ist derzeit jedweder
Publikumsverkehr ausgeschlossen. Un-
abhängig von der angestrebten Nut-
zungsform muss vorgelagert und als
Grundvoraussetzung eine Sanierung
und Wiederherstellung der Verkehrs-
und Betriebssicherheit erfolgen.

7. Wie oft muss die Fassade des ICC
gereinigt werden, um die Instand-
haltung des Denkmals mit seiner
besonderen Fassade zu gewährlei-
sten?

Zu 7.:
Bei den ursprünglichen Planungen des
ICC wurde davon ausgegangen, dass
zweimal im Jahr eine Fassadenreini-
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gung durchgeführt wird. De facto wur-
de die Fassade in den 1980er Jahren
einmal im Jahr gereinigt, in den 1990er
Jahren fanden insgesamt zwei Reini-
gungen statt. Durchgeführt wurden
diese durch einen externen Dienstlei-
ster mit entsprechender Expertise und
den notwendigen Fachkräften. Die Rei-
nigung der ICC-Fassade ist nicht nur
entsprechend kosten-, sondern auch
zeitintensiv.

8. Wann erfolgte zuletzt eine Reini-
gung der Fassade?

Zu 8.: 
Die letzte vollständige Fassadenreini-
gung erfolgte im Jahr 1998.

9. Wann ist die nächste Reinigung der
Fassade geplant?

Zu 9.: 
Die Fassadenreinigung gehört nicht zu
den bauwerkserhaltenden Maßnah-
men im Sinne des Stillstandsbetriebs,
mit denen das Land Berlin die Messe
Berlin beauftragt hat.

10. Ist bereits ein Denkmalpflegeplan
nach § 8 Gesetz zum Schutz von
Denkmalen in Berlin (DSchG Berlin)
erstellt; wenn ja, was sagt dieser
für das ICC aus; wenn nein, bis
wann kann mit der Erstellung
gerechnet werden?

Zu 10.: 
Für das ICC wurde ein Denkmalpflege-
konzept durch die Senatsverwaltung
für Stadtentwicklung und Wohnen
beauftragt und durch das Büropro-
denkmal 2019 in Abstimmung mit dem
Landesdenkmalamt vorgelegt. Das
Denkmalpflegekonzept beschreibt
und bewertet alle zur Denkmaleigen-

schaft beitragenden Bauteile und Aus-
stattungselemente, kann aber den im
eigentlichen Sinne eines Denkmalpfle-
geplans liegenden Umgang mit dem
Baudenkmal noch nicht festlegen, da
ein konkretes Nutzungskonzept noch
nicht vorliegt.

14. Sind fest verbaute Schadstoffe ein
Grund für eine Untersagung der
Betriebsgenehmigung; falls ja,
welche Gefahr geht von ihnen aus?

Zu 14.: 
Die Betriebsgenehmigung wurde in
Folge einer Prüfung durch den TÜV
Rheinland und der dabei festgestell-
ten, umfangreichen Mängel an den
Anlagen der technischen Gebäudeaus-
rüstung temporär ausgesetzt. Im Übri-
gen wird auf die Antwort zu Frage 3.
verwiesen.

11. In der Roten Nummer 2471 an den
Hauptausschuss vom 09.09.2019 ist
ein Zeitplan enthalten; demnach
soll in den Jahren 2020 und 2021
eine erste Schadstoffbeseitigung
erfolgen: Wie weit ist die Umset-
zung?

12. Liegt die Machbarkeitsstudie
Schadstoffsanierung bereits vor;
wenn ja, was sagt diese für das ICC
aus; wenn nein, bis wann kann mit
der Erstellung gerechnet werden?

13. Das Schadstoffkataster ist für das 3.
Quartal 2020 geplant: Wird dies
aktuell erstellt; wenn nein, welche
Gründe gibt es für die zeitliche Ver-
zögerung?

15. Die europaweite Ausschreibung
der Planer war für das 2. Quartal

2020 geplant: Ist dies erfolgt; wenn
nein, welche Gründe gibt es für die
zeitliche Verzögerung?

16. Das Sanierungskonzept inklusive
Planerleistungsbild ist für das 4.
Quartal 2020 geplant: Kann der
Zeitplan eingehalten werden;
wenn nein, welche Gründe gibt es
für die zeitliche Verzögerung?

Zu 11. bis 13. und 15. bis 16.: 
Im Anschluss an das Interessenbekun-
dungsverfahren beabsichtigt der Senat
zum einen die Entscheidung über die
Schadstoffsanierung des ICC herbeizu-
führen und zum anderen die Durch-
führung des Konzeptverfahrens vorzu-
bereiten. Die Schadstoffsanierung und
das Konzeptverfahren sind aufeinan-
der abzustimmen und im Zeitablauf
miteinander zu verzahnen. Dazu sowie
zur Frage, ob die Schadstoffsanierung
und das Konzeptverfahren in einer
Hand durchgeführt werden, hat der
Senat unmittelbar im Anschluss an das
Konzeptverfahren die Abstimmungen
aufgenommen. Es ist angedacht, dass
die Fragen im Rahmen einer Machbar-
keitsstudie geprüft und Varianten auf-
bereitet werden.

Dieses Vorgehen entspricht der Zeitpla-
nung des Senats, wonach die offizielle
Vermarktung des ICC in der 19. Legisla-
turperiode beginnen kann.

Berlin, den 09. Oktober 2020

In Vertretung

Barbro Dreher
Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe

Stadtentwicklung / Baugeschehen / Technik

Pressemitteilung der Baukammer Berlin

Berlin, 02. Oktober 2020

BER: 
Nicht „deutsche Ingenieure müssen sich schämen“ – Herr Daldrup, 
sondern die Politiker
Herr Lütke Daldrup versteigt sich in der Angelegenheit BER dahin, zu sagen „wir deutschen Ingenieure haben uns
geschämt“. Er verkennt, dass es keineswegs die deutschen Ingenieure sind, die sich hier zu schämen haben, sondern die Poli-
tik, die nicht in der Lage ist, klare Planungsvorgaben zu machen, die nicht in der Lage war und ist, Ingenieuren zuzuhören
und deren Aussagen ernst zu nehmen, die sich aus Scheu vor Verantwortung lieber jahrelang im Wagen und Ungefähren
bewegt, die nicht entscheiden kann.   

Dr. Peter Traichel
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So einen Flughafen wie Berlin-Tegel
wird es nie mehr geben. Die Entste-
hungsbedingungen waren ausserge-
wöhnlich, das quälende Ende in Raten
war es auch. Eine Geschichte vom
Sehnsuchtsort zur Architekturikone. 

Nirgendwo lagen Abflug und Ankunft,
Abschied und Wiedersehen so eng bei-
einander wie in Tegel. Und ob man
jemanden abholte, selber abflog oder
ankam: Immer fand man sich hier wie-
der inmitten einer auf kurze Zeit im
gleichen Ziel irgendwie zusammenge-
rückten Gemeinschaft.

Ich habe nicht gezählt, wie viele Male
ich in Tegel war. Es war die Dekade um

die Jahrtausendwende, als alles nach
Berlin strebte, und wer nicht Zug oder
Auto fuhr, landete in Tegel. Den Berlin-
Besuchern konnte man bei der
Ankunft praktischerweise mit einer
Handbewegung gleich noch zeigen,
wo sie bei der Abreise ein paar Meter
weiter drüben einchecken mussten.

Am späten Sonntagnachmittag traf
man dann dort auf übernächtigte Par-
tygänger, die, am Boden oder auf
Taschen hockend, am Check-in nach
Zürich dem Heimflug entgegendösten.
Lange Erholungszeit war ihnen hier
nicht gegönnt, denn Tegel funktionier-
te nach dem Prinzip: Aus dem Taxi her-

aus gleich einchecken, um die Ecke den
Pass zeigen, Sicherheitskontrolle, War-
teraum, vielleicht noch kurz einen
beneidenden Blick auf diejenigen wer-
fen, die hinter der Glaswand grade mit
dem erwarteten Flugzeug am Sehn-
suchtsort ankamen, dann zum Flug-
steig – und weg waren sie.

Eine Bekannte pflegte jeweils zu
sagen: Gäste sind wie Fisch, nach drei
Tagen fangen sie an zu stinken. Aber so
berlinisch war das natürlich von den
Architekten alles nicht gemeint. Son-
dern als so bequemer wie freundlicher
Abschied, bei dem die Crew höchstper-
sönlich einen am Check-in samt Kof-
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Adieu, TXL!
Claudia Schwartz

Letzter Abflug von Air France
© BER/photothek.de
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fern in Empfang nahm und in Zürich
beim Ausstieg wohlbehütet entliess. In
den siebziger Jahren war Fliegen eben
noch etwas Elitäres, Nobles. Im Ver-
gleich dazu präsentieren sich heute die
meisten zeitgenössischen Flughäfen
dieser Welt als gesichtslose Shopping-
malls, die den Passagieren weniger kla-
re Strukturen bieten als vielmehr eine
selbst noch bei der Ankunft am Kon-
sum orientierte Wegführung entlang
von Shops und Fressbuden.

Westberliner Inseldasein

In Tegel schnurrte die längst wiederver-
einigte Millionenstadt Berlin immer ein
bisschen zusammen aufs Format «über-
schaubare Ferieninsel» mit dem ge-
fühlt einen Rollband, an dem man das
Flugzeug verliess. Das passt zur Entste-
hungsgeschichte eines Flughafens, des-
sen Auftakt ein Notbehelf war zur
Unterstützung der Luftbrücke wäh-
rend der sogenannten Berlin-Blockade:
Vom 24. Juni 1948 bis 12. Mai 1949
unterbanden die Sowjets die Versor-
gung Westberlins über Land und Was-
ser, um die Westalliierten zur Aufgabe
der inmitten der sowjetischen Besat-
zungszone eingeschlossenen Stadt zu
zwingen.

Ab dem 5. August 1948 stampfte des-
halb die französische Besatzungs-
macht, die in Tegel ihren Militärflug-
platz hatte, mit amerikanischer und
deutscher Hilfe in nur neunzig Tagen
einen neuen Flughafen aus dem Boden
– mit 2428 Metern war die Start- und
Landebahn damals die längste Euro-
pas. Und weil sich die Sowjets weiger-
ten, zwei im Weg stehende Sendema-
sten des von ihnen kontrollierten Berli-
ner Rundfunks abzubauen, liess der
damalige Stadtkommandant des fran-
zösischen Sektors, Jean Ganeval, sie
flugs sprengen.

Auf die Frage seines sowjetischen
Amtskollegen, wie er denn so etwas
habe tun können, soll der französische
Offizier, welcher im Krieg der Résistan-
ce angehört hatte und von der Gestapo
in Buchenwald inhaftiert worden war,
geantwortet haben: «Mit Dynamit,
mon cher.»

Von Tempelhof nach Tegel

So verbindet sich die Geschichte dieses
Flughafens eng mit der Geschichte
Westberlins als Frontstadt und Schick-
salsinsel im Kalten Krieg. Tegel ist bis
heute ein Symbol für die Freiheit West-
berlins, dafür, dass die Bewohner hier

nicht vergessen gingen und den
Anschluss an die Welt nie verloren. Gut
möglich, dass nebst den praktischen
Überlegungen für einen citynahen
Flughafen im Votum der Berliner im
Jahr 2017 für den Erhalt von Tegel viel
Dankbarkeit mitschwang.

Am 2. Januar 1960 startete Air France
mit dem ersten Linienflug nach Tegel,
weil der einzige Westberliner Flugha-
fen Tempelhof, der von den Amerika-
nern auch als Militärflughafen genutzt
wurde, an seine Grenzen stiess. Der
zivile Flugverkehr nahm zu, und die
dortigen Start- und Landepisten waren
zu klein für den modernen Flugzeug-
typ. In Tegel gab es einen weiteren
Standortvorteil durch die rasche Stadt-
anbindung über die nahe Autobahn
bei gleichzeitig freiem Umland, was
wenige Überschneidungen von Flug-
schneisen mit bewohntem Gebiet
nötig machte sowie weitere Entwick-
lungsmöglichkeiten bot. Kam hinzu,
dass mit dem Mauerbau 1961 die West-
berliner Isolation vorerst besiegelt war,
Westberlin begann sich einzurichten
im eingeschlossenen Zustand.

Es war die Geburtsstunde einer Archi-
tekturikone, entworfen von Meinhard
von Gerkan, Volkwin Marg und Klaus
Nickels (heute: GMP). Die drei Studien-
abgänger hatten nichts als das druck-
frische Architekturdiplom in der Tasche
und waren völlig unbekannt, als sie

1965 den Wettbewerb gewannen. In
Tegel starteten sie mit diesem deut-
schen Grossbauprojekt gleich durch
und entschieden dank politischem
Gespür und Verhandlungsgeschick
auch alle Folgeaufträge für sich. Ein
Glücksfall, weil damit beim neuen
Flughafenprojekt die gesamte Gestal-
tung von Verkehr, Landschaft, Innen-
raumplanung und Möblierung aus
einer Hand kam.

Human und autogerecht

Nach fünfjähriger Bauzeit wurde der
Flughafen Tegel am 1. November 1974
eröffnet, pünktlich und ohne das ver-
anschlagte Budget auszuschöpfen – so
etwas war anno dazumal noch mög-
lich. Der Architekturkritiker Manfred
Sack jubelte unter dem Titel «Ein Halle-
luja für zwei Architekten» in der
«Zeit», dass es vermutlich nirgendwo
einen besseren Flughafen gebe als
Tegel. Für das Modell eines Drive-in-
Flughafens – mit klaren, einfachen
Strukturen und einer Ebene für Abflug
wie Ankunft – sprachen sich nicht
zuletzt die Sachverständigen bei der
Lufthansa aus; die Ironie der Geschich-
te ist, dass der Wunsch der deutschen
Airline sich nun ausgerechnet an einem
Flughafen erfüllte, den sie wegen Ber-
lins Viermächtestatus bis 1990 gar nicht
anfliegen durfte.

Das Prinzip der kurzen Wege und der
einfachen Orientierung war der eine
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Vorteil von Tegel. Der andere war das
im Design aufgegangene Credo der
Architekten, diese «notwendige Abfer-
tigungsmaschine» durch Gestaltung zu
«humanisieren». Diese Idee, das Bau-
projekt an der Menschlichkeit auszu-
richten, war ein kluger Schachzug der
aufstrebenden Baumeister angesichts
der schwierigen politischen Rahmen-
bedingungen des Westberliner Stand-
orts. Dass sie ihn kongenial mit dem
künstlerischen Auftrag des Bauens ver-
banden, macht bis heute die einzigarti-
ge Qualität des Flughafens Tegel aus,
wo Form und Funktion überall auffal-
lend gut ineinandergreifen. So haben
die Architekten in Tegel das umgesetzt,
«was das Bauhaus ein halbes Jahrhun-
dert zuvor zwar propagierte, selbst
aber nur an wenigen eigenen Bauten
zu verwirklichen in der Lage war». (Jür-
gen Tietz in «TXL: Berlin Tegel Air-
port», erscheint demnächst bei Park
Books, Zürich 2020.)

Mit knalligen Farben und futuristi-
schem Design in den Details geht dieser

Flughafen gegen den – in rohen Beton-
ansichten selber eingesetzten – Bruta-
lismus seiner Zeit an und macht damit
vor, wie Architektur Sympathie zurück-
gewinnen könnte. Diese verspielte
Ausgelassenheit der Baukunst er-
scheint vielleicht heute noch mehr als
damals wie eine Antwort auf die exi-
stenzielle Zurichtung dieser Stadt. Wer
hier abreiste, sollte in vielstimmige
Vorfreude versetzt werden, wer lande-
te, bekam gleich den Eindruck, dass
auch in einer ummauerten Stadt bun-
tes Leben herrschte; wenn Westberlin
die Heimat war, gab es jedenfalls nicht
gleich Grund zur Tristesse.

War es ein Zufall, dass im gleichen Jahr,
1974, der Westberliner Reinhard Mey
in dem beliebten deutschen Chanson
die grenzenlose Freiheit «Über den
Wolken» besang?

Tegel ist auch ein schöner Beweis dafür,
wie viel Emotion Architektur vermit-
teln kann, wenn die Baumeister sich
beim Entwerfen und Planen am Men-

schen orientieren, für den sie das
Gebäude bauen. Man kann ein Trep-
penhaus gerade ausrichten, was es mit
Betonwänden kombiniert zum bunker-
artigen schwarzen Loch macht, oder
man kann es eben orthogonal in Bewe-
gung auflösen, mit tanzenden Gelän-
dern versehen und sonnengelbe Leit-
streifen anbringen, womit es die
Benutzer freundlich bei der Hand
nimmt.

Architektur soll lesbar sein

Die Liebe zum Detail ist an jeder Ecke
zu spüren an diesem an Ecken reichen
Ort. Das Abfertigungsgebäude bildet
ein Hexagon, so dass entlang dem äus-
seren Rand die Flugzeuge über vier-
zehn Flugsteige direkt andocken kön-
nen. Aus der Form des Dreiecks entwik-
keln sich alle anderen Elemente. Dek-
ken, Fussböden, Treppen und Einrich-
tungsgegenstände ordnen sich in die
gleiche geometrische Logik ein. Der
Grundriss findet seine Entsprechung im
Aufriss; das Ganze folgt dem Grund-
satz, dass die Architektur auch für Lai-
en lesbar sein sollte.

Die Sichtbarkeit der Konstruktion, den
Industriecharme teilt der Flughafen
mit anderen Bauten jener Zeit wie das
drei Jahre später fertiggestellte Centre
Georges Pompidou; das bewegt Orga-
nische, die von weitem zu erkennende
Dampfschiff-Ästhetik findet man auch
bei Hans Scharouns Berliner Philharmo-
nie.

Farbenfroh signalisieren gelbe Details
Informationen zu den Flügen. Grün
markiert sind weitergehende Dienstlei-
stungen wie Taxi oder Bus. Hauptge-
bäude wie Flugsteige in Rot erweisen
Berlin in der Farbe seiner Landesflagge
die Reverenz. Die unverwechselbaren
gebogenen Aluminiumröhren der
roten Flugsteige sind vom Karosserie-
bau geliehen: Tegel war auch ein Sym-
bol einer neuen Mobilität, als der
Begriff der «autogerechten» Stadt
noch kein Schimpfwort war. Selbst die
Vorfahrt, über die man – brumm! –
quasi direkt ans Gate und bis auf rund
dreissig Meter ans Flugzeug heran-
fährt, hat nie diese unwiderstehliche
Ausstrahlung verloren, dass hier alles
mit kindlicher Freude aus einem Spiel-
baukasten zusammengefügt worden
ist.

Am 8. November ist Schluss

Der Flughafen Tegel entwickelte sich
rasch zum wichtigsten Passagierflug-
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hafen Berlins – mit den bekannten Fol-
gen: Weil bald nach der Wiedervereini-
gung die Planungen für den am 31.
Oktober eröffnenden Flughafen Ber-
lin-Brandenburg (BER) erfolgten, sollte
Tegel nicht mehr ausgebaut werden.
Der hier seit dem Oktober 2011 mittler-
weile sieben Mal verschobene Eröff-
nungstermin führte zu einer heillosen
Überlastung des für 2,5 Millionen Pas-
sagiere jährlich ausgelegten Flugha-
fens Tegel, wo man am Ende den
Ansturm von über 20 Millionen Flugrei-
senden mehr schlecht als recht bewäl-
tigte. Damit einher ging eine regel-
rechte Verwahrlosung der Einrichtun-
gen, weil in der Übergangszeit vor der

Schliessung kein Geld für Investitionen
mehr da war.

So betrachtet, hat die Pandemie den
malträtierten Ort im Frühjahr fast gnä-
dig stillgelegt. Aber egal, wie überla-
stet, abgewrackt, ja schlicht: «berli-
nisch» dieser Flughafen in den vergan-
genen Jahren war, wie oft man sich
ärgerte über Desorganisation und
Improvisation in unschönen Abferti-
gungshallen aus Wellblech: Die Archi-
tektur hat ihre Würde bewahrt.

Auch jetzt noch ist ablesbar, was der
Fotograf Peter Ortner zum Abschied im
Bild festhält («The Essence of Berlin-

Tegel», Jovis-Verlag), indem er das
Schöne zeigt und das Heruntergekom-
mene nicht verschweigt: Der Flughafen
Tegel ist grosse Architektur, weil er die
Menschen darin nie hat klein erschei-
nen lassen. So bleibt Tegel in der Erin-
nerung ein Sehnsuchtsort. Am 8.
November soll endgültig

Schluss sein. Bevor aber einem Berliner
noch die Tränen in die Augen steigen,
sagt er schnell: «Und tschüss!»

Erstabdruck in und 
mit freundlicher Genehmigung der 
NZZ - Neue Zürcher Zeitung - 

konstruktiv 4/2020 | 27

Stadtentwicklung / Baugeschehen / Technik

Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung und Wohnen
Abgeordneter Jörg Schroedter (SPD)

über den Präsidenten des
Abgeordnetenhauses von Berlin
über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr.
18/25248 vom 13. Oktober 2020 über
Flughafen Tegel schließt: Wie geht es
in TXL jetzt weiter und wann gehen
die Lichter in Wohnungen im Schuma-
cher Quartier an?

Im Namen des Senats von Berlin beant-
worte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

Frage 1:
Welche Schritte werden nun in wel-
chem zeitlichen Ablauf als Folge der
Schließung des Flughafens Tegel und
als Vorbereitung des Beginns der Nach-
nutzung erfolgen?

Antwort zu 1:
Nach der erfolgten Schließung und
noch vor der Geländerückübertragung
an die Grundstückseigentümer wird
die Vor-Ort-Kommunikation zur Nach-
nutzung des Flughafens Tegel aufge-
nommen. Dabei wird das geplante

Infocenter im heutigen Verwaltungs-
gebäude des Flughafens der zentrale
Anlaufpunkt für alle Projektinteres-
sierten. Hier wird die Tegel Projekt
GmbH möglichst schnell nach Schlie-
ßung des Flughafens, spätesten jedoch
nach der Geländeübernahme, Informa-
tionsangebote schaffen.

Unmittelbar nach dem Ende der 6-
monatigen Betriebsbereitschaftsphase
und nach den danach noch erforderli-
chen Rückbaumaßnahmen durch die
Flughafengesellschaft erfolgt Mitte
2021 die förmliche Übergabe des Are-
als und der Gebäude an die Grund-
stückseigentümer. Ab diesem Zeit-
punkt wird die Bewirtschaftung des
Areals und der Gebäude durch das Faci-
lity & Property Management der
Grundstückseigentümer übernom-
men. Das Areal wird gegen unbefug-
ten Zutritt gesichert und es werden
sukzessive neue Zutrittskontrollen,
Baustellenzufahrten und Baustraßen
eingerichtet. Parallel beginnen zur
Vorbereitung der geplanten Nachnut-
zung die Sondierungsmaßnahmen
nach Bodenbelastungen.

Frage 2:
Wie ist der aktuelle Stand der Bebau-

ungspläne des geplanten smarten neu-
en Wohnviertels Schumacher Quartier
und der Cité Pasteur und zu wann ist
nach derzeitigem Stand mit Baubeginn
bzw. bezugsfertiger Fertigstellung zu
rechnen?

Antwort zu 2:
Die Bebauungsplan für die ersten Bau-
abschnitte des Schumacher Quartiers
und der Bebauungsplan für die Cité
Pasteur werden für die Beteiligung der
Behörden und Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vor-
bereitet.

Frage 3:
Wie ist der Stand der Bebauungs- bzw.
Verkehrspläne in Bezug auf den Bau
der neuen Meteorstraße und des Auto-
bahnanschlusses?

Antwort zu 3:
Die frühzeitige Beteiligung für den
Bebauungsplan 12-62 wurde am
27.12.2018 abgeschlossen. Anschlie-
ßend erfolgte eine Aufteilung in meh-
rere Bebauungspläne. Die Bearbeitung
der Teil-Bebauungspläne wird jeweils
in Abhängigkeit und Prioritäten der
für das Schumacher Quartier geplan-
ten Bauabfolge fortgesetzt. Die Vor-
planung für den Bau der neuen Mete-

Drucksache 18 / 25 248 · Schriftliche Anfrage · 18. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Jörg Stroedter (SPD) vom 13. Oktober 2020
(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 15. Oktober 2020)

Flughafen Tegel schließt:

Wie geht es in TXL jetzt weiter und wann gehen die Lichter 
in Wohnungen im Schumacher Quartier an?
und Antwort vom 26. Oktober 2020 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 27. Okt. 2020)

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 27



orstraße wurde abgeschlossen. Der für
die Realisierung des Schumacher Quar-
tiers geplante Rückbau des Autobahn-
anschlusses befindet sich mit dem Bund
als zuständigem Träger der Straßen-
baulast noch in Diskussion.

Frage 4:
An welchem Tag endet die Bereit-
schaftsphase des Flughafens Tegel?

Antwort zu 4:
Mit Bescheid vom 29. Juli 2004 wurde
die luftrechtliche Genehmigung zum
Betrieb des Verkehrsflughafens Berlin-
Tegel (TXL) mit Ablauf von sechs Mona-
ten, nachdem die Verlängerung der
künftigen Start- und Landebahn
07L/25R (Nord- und heutigen Südbahn)
auf 3.600 m Länge und der Neubau der
künftigen Start- und Landebahn
07R/25L (Südbahn) des Verkehrsflugha-
fens Berlin Schönefeld (SXF) mit einer
Länge von mindestens 4.000 m funkti-
onsfähig in Betrieb genommen wor-
den sind, widerrufen. Mit Bescheid
vom 2. Februar 2006 wurden die Anla-
gen und Flächen des Verkehrsflugha-
fens Berlin-Tegel (TXL) aus der luftver-
kehrsrechtlichen Zweckbestimmung
(Planfeststellung) zum selben Zeit-
punkt entlassen. Die Inbetriebnahme
der südlichen Start- und Landebahn
des zum Verkehrsflughafen Berlin
Brandenburg (BER) ausgebauten Ver-
kehrsflughafens Berlin-Schönefeld
(SXF) ist für den 4. November 2020 vor-
gesehen. In der Folge werden der
Widerruf der Betriebsgenehmigung
und die Entlassung aus der Planfest-
stellung ab dem 5. Mai 2021 wirksam.

Frage 5:
Wie umfangreich wird die Altlasten-
und Kampfmittelbeseitigung, wann
wird sie beginnen, was wird sie voraus-
sichtlich kosten und wie lange wird sie
dauern?

Antwort zu 5:
Die erfolgten Voruntersuchungen zu
Altlasten und Kampfmittel weisen auf
dem gesamten Flughafenareal je nach
Lage und historischer Entstehung Bela-
stungen in unterschiedlicher Vertei-
lung und Qualität aus. Es gibt große
Teile des Flughafenareals, die als un-
oder gering belastet (Zuordnungswer-
te Z0/Z1 gemäß LAGA) angenommen
werden können, in anderen Bereichen
ist mit dem Erfordernis an Bodensanie-
rungen bei Zuordnungswerten >/=Z2
zu rechnen. Die Durchführung der
erforderlichen Bodensondierungen
beginnt nach dem Ende der Betriebs-
bereitschaftsphase des Flughafens. Mit
den Räumungen und Sanierungen
kann je nach Ergebnis der Sondierun-
gen und Erfordernis Ende 2021 begon-
nen werden. Generell werden Räu-
mungen und Sanierungen von Altla-
sten und Kampfmitteln baubegleitend
im Laufe der gesamten Bauzeit über
sämtliche Bauabschnitte fortgeführt.
Der konkrete Umfang eventueller
Sanierungserfordernisse und die damit
verbundenen Kosten für die Altlasten-
und Kampfmittelbeseitigung stehen in
unmittelbarem Zusammenhang mit
den Sondierungs- und Analyseergeb-
nissen und den geplanten räumlichen
Folgenutzungen und werden jeweils
individuell zu jedem Bauabschnitt
ermittelt.

Frage 6:
Wie ist der Stand der Pläne für Schul-
standorte auf dem Areal des Flugha-
fens Tegel?

Antwort zu 6:
Im Schumacher Quartier sind eine
Grundschule und eine weiterführende
Schule auf dem Bildungscampus vorge-
sehen. Für den Bildungscampus Schu-
macher Quartier wurde das Partizipati-
onsverfahren gemäß Leitfaden der

Senatsbildungsverwaltung abgeschlos-
sen. Ein weiterer Grundschulstandort
in der Cité Pasteur wird bauplanungs-
rechtlich vorbereitet.

Frage 7:
Wie ist der Sachstand in Bezug auf den
Umzug der Beuth-Hochschule?

Antwort zu 7:
Nach derzeitigem Kenntnisstand könn-
te die Fertigstellung der Baumaßnah-
me am Standort Tegel zum Ende des
Jahres 2025 erfolgen. Nach der Inbe-
triebnahmephase wäre der Umzug der
Beuth Hochschule ab dem Herbst 2026
denkbar.

Frage 8:
Welche Öffentlichen Nahverkehrsver-
bindungen sind zusätzlich zum Busver-
kehr für das Schuhmacher-Wohnquar-
tier und die Cité Pasteur in Planung?

Antwort zu 8:
Es ist vorgesehen, die Urban Tech Repu-
blic, das Schumacher Quartier und Cité
Pasteur über eine zusätzliche Straßen-
bahnerschließung anzubinden. Die
entsprechenden Voruntersuchungen
befinden sich in Erarbeitung. Für die
potentielle Herstellung einer U-Bahn-
Anbindung wurde eine Machbarkeits-
studie erstellt. Eine Realisierungsent-
scheidung wurde noch nicht getroffen.
Darüber hinaus wurden für das Schu-
macher Quartier Konzepte für
zukunftsweisende alternative Mobili-
tätsformen (u.a. Mobility Hubs,
Schnellradwege) erarbeitet und in die
Planungen integriert.

Berlin, den 26.10.2020

In Vertretung

Lüscher
Senatsverwaltung für

Stadtentwicklung und Wohnen
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Senatsverwaltung für Finanzen
Abgeordnete Daniel Buchholz (SPD)

über den Präsidenten des
Abgeordnetenhauses von Berlin über
Senatskanzlei - G Sen -

Antwort auf die Schriftliche Anfrage
Nr. 18/25222 vom 1. Oktober 2020
über Flughafen Tegel nach der
Schließung: Alles auf den Müll oder
endlich Zero Waste?

Im Namen des Senats von Berlin beant-
worte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung: 
Die Schriftliche Anfrage betrifft Sach-
verhalte, die der Senat nicht aus-
schließlich aus eigener Kenntnis beant-
worten kann. Er ist gleichwohl be-
müht, Ihnen eine Antwort auf Ihre
Anfrage zukommen zu lassen und hat
daher die Flughafen Berlin Branden-
burg GmbH (FBB) um Stellungnahme
gebeten. Sie ist in die Antwort einbe-
zogen.

1. Wann wird voraussichtlich der Flug-
betrieb am Flughafen Tegel (TXL) ein-
gestellt und bis zu welchem Datum sol-
len die Gebäudeflächen in TXL voll-
ständig geräumt sein?

Zu 1.:
Der letzte reguläre Flug erfolgt am
07.11.2020. Die Flächen und Gebäude
werden schrittweise bis zum
04.08.2021 beräumt an die Eigentüme-
rinnen und Eigentümer zurückgege-
ben.

2. Inwiefern sind Senat und Senatsver-
waltungen in die Planungen zum
Ablauf der Räumung von Gelände und
Gebäuden eingebunden bzw. verant-
worten diese? Welche Zuständigkeiten
liegen bei anderen Trägern, z.B. der
Tegel Projekt GmbH?

Zu 2.: 
Verantwortlich für die Planungen zur
Räumung des Geländes und der
Gebäude ist die Berliner Flughafen

Gesellschaft mbH (BFG). Hierzu finden
fortlaufend enge Abstimmungen mit
der Tegel Projekt GmbH statt, insbe-
sondere zu individuellen Rückbaumaß-
nahmen, Gutachten zu Altlasten und
Gebäudeschadstoffen oder dem Um-
gang mit Kunstobjekten.

3. Welche Flächen am Flughafen Tegel
wurden am 31.12.2019 durch die Flug-
hafengesellschaft, ihre Tochtergesell-
schaften, die Flugbereitschaft des Bun-
des sowie sonstige Mieter genutzt (bit-
te getrennt auflisten in Quadratme-
tern je Nutzer bzw. Nutzung)?

Zu 3.: 
Die BFG nutzte zum Stichtag folgende
Flächen: 1.590.418 qm über einen Erb-
baurechtsvertrag mit dem Land Berlin,
347.750 qm über einen Erbbaurechts-
vertrag mit dem Bund, 2.227.363 qm
über einen Nutzungsvertrag mit dem
Bund. Die Liegenschaft der Flugbereit-
schaft des Bundes wird nicht durch die
BFG, sondern durch das Bundesministe-
rium der Verteidigung bewirtschaftet.

4. Welche dieser Flächen sind in Vorbe-
reitung der Schließung des Flughafens
Tegel bis heute bereits freigezogen
und welche Flächenanteile werden bis
zur Inbetriebnahme des BER bzw. der
Schließung von TXL voraussichtlich
noch frei geräumt?

Zu 4.:
Derzeit befinden sich fast alle Flächen
noch in Nutzung durch die BFG, da bis
einschließlich 07.11.2020 regulärer
Flugbetrieb stattfindet.

5. Wer hat bisher nach welchen Krite-
rien am Flughafen Tegel entschieden,
welche Ausstattungs- und Einrich-
tungsgegenstände durch Reinigung,
Reparatur oder sonstige Maßnahmen
zur Weiter- bzw. Wiederverwendung
vorbereitet werden?

Zu 5.:
Hierüber entscheidet die BFG nach
wirtschaftlichen Kriterien in Einklang
mit den bundes- und landesrechtlichen
Vorschriften.

6. In welchem Umfang erfolgte in den
Jahren 2017-2019 sowie bis einschließ-
lich August 2020 für diese Gegenstän-
de eine Zuführung zur Wiederverwen-
dung, zum Recycling bzw. der sonsti-
gen Verwertung und welche Mengen
wurden entsorgt (bitte jeweils jahres-
weise nach Menge in Kubikmetern
oder Gewicht angeben)?

Zu 6.: 
Entsorgungen erfolgen über die in
Anlage 2 des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes des Bundes (KrWG) genannten
Verwertungsverfahren. Typische
Abfallgruppen am Flughafen Tegel
sind Eisen und Stahl sowie Sperrmüll
(Angaben in Tonnen pro Jahr):

Abfallart 2017 2018 2019

Eisen und Stahl 11,89 10,03 10,96

Sperrmüll 11,90 12,84 4,62

Informationen für das Jahr 2020 liegen
dem Senat nicht vor.

7. Welche gesetzlichen Grundlagen
und sonstige Vorgaben (z.B. Zero-
Waste-Strategie) sieht der Senat, um
eine höchstmögliche Weiter- und Wie-
derverwendung von Einrichtungsge-
genständen sowie Anlagen auf dem
TXL-Gelände zu erreichen? Welche
Vorschriften gelten für die Entsorgung
ausgemusterter Gegenstände und
Anlagen?

Zu 7.: Der Berliner Senat hat im Mai
2020 das Abfallwirtschaftskonzept
2030 basierend auf einer Zero Waste-
Strategie beschlossen, wonach die Wie-
derverwendung und das Recycling
konsequent ausgebaut werden sollen,
um ökologische Stoffkreisläufe zu
schließen und hierdurch hohe Ressour-
cen- und Klimagaseinsparungen zu
erzielen.

Nach § 6 Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) sind anfallende Abfälle vorran-
gig zu vermeiden bzw. wiederzuver-
wenden und nicht vermeidbare Abfäl-
le vorrangig zu recyceln. In diesem
Kontext, verpflichtet die Gewerbeab-
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fallverordnung Abfallerzeugerinnen
und –erzeuger sowie Abfallbesitzerin-
nen und -besitzer vorrangig die Wie-
derverwendung oder das Recycling
anzuwenden.

Nach § 23 Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz Berlin (KrW-/AbfG Bln)
sind die Behörden des Landes Berlin
und die der Aufsicht des Landes Berlin
unterstehenden juristischen Personen
des öffentlichen Rechts (Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen) und
Sondervermögen und Gesellschaften,
die sich ausschließlich im Eigentum des
Landes Berlin befinden, verpflichtet,
im Rahmen ihres Wirkungskreises vor-
bildhaft zur Erfüllung der Ziele der
Kreislauf- und Abfallwirtschaft im Sin-
ne des § 1 Abs. 2 KrW-/AbfG Bln beizu-
tragen. Als mittelbare Minderheitsbe-
teiligung des Landes unterliegt die BFG
nicht dieser Norm. Gleichwohl wird der
Verwertung – wenn möglich – Vorrang
eingeräumt.

8. In welchem Umfang sind schätzungs-
weise gebrauchte Gegenstände, Anla-
gen und altes Baumaterial nach der
endgültigen Aufgabe von TXL zu
erwarten (bitte detailliert auflisten)?

Zu 8.:
Gebrauchte und noch nutzbare Gegen-
stände und Anlagen, die im Eigentum
der BFG oder FBB stehen, werden an
den Flughafen Berlin Brandenburg
(BER) verlagert und dort aktiv weiter
genutzt bzw. für eine spätere Nutzung
eingelagert. Im Zuge der Vorbereitung
der Übergabe werden zwischen der
BFG und der Tegel Projekt GmbH Bege-
hungen mit dem Ziel stattfinden, wie-
derverwendungsfähige Betriebsmittel,
Baustoffe und Ersatzteile zu identifi-
zieren und für die weitere Bewirtschaf-
tung bzw. Instandhaltung zu verwen-
den. Eine detaillierte Auflistung ist
daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt
nicht möglich. Zudem werden ge-
brauchte technische Anlagen im Zuge
der Geländeübernahme von den
Grundstückeigentümerinnen bzw.
Grundstückseigentümern zunächst
übernommen und im Zuge der folgen-
den Nachnutzung sukzessive ersetzt.

9. Mit welchen Maßnahmen und Vor-
gaben wird sichergestellt, dass die der-
zeit noch in Gebäuden und Anlagen
des Flughafens Tegel befindlichen Ein-
richtungsgegenstände, Inventar, tech-
nische Anlagen und elektronische
Geräte, die nicht an den BER umziehen,
soweit möglich einer Weiternutzung

bzw. Wiederverwendung zugeführt
werden?

Zu 9.: 
Die BFG wird verwertbare Gegenstän-
de und Anlagen über eine vertraglich
gebundene Auktionatorin bzw. einen
vertraglich gebundenen Auktionator
vermarkten. Ebenso sollen im Zuge
gemeinsamer Begehungen nach der
Schließung hinsichtlich der künftigen
Nutzungsabsicht weiterverwendbare
Mobilien und Inventar identifiziert und
einer weiteren Nutzung zugeführt
werden.

10. Wer entscheidet über die entspre-
chenden Maßnahmen und Vorgaben,
wie werden diese kontrolliert und wie
sind der Senat bzw. die für Abfallwirt-
schaft zuständige oberste Fachbehör-
de in diesen Prozess eingebunden?

Zu 10.:
Die BFG verwertet Gegenstände und
Anlagen nach den Grundsätzen einer
wirtschaftlichen Haushaltsführung
und ordnungsgemäßen Buchführung
entsprechend den abfallrechtlichen
Vorschriften.

11. Wie stellt der Senat in Bezug auf die
Ausstattungs- und Einrichtungsgegen-
stände die Einhaltung der Abfallhierar-
chie nach Kreislaufwirtschaftsgesetz
KrWG (Vorrang Abfallvermeidung vor
Vorbereitung zur Wiederverwendung,
Recycling und sonstiger Verwertung
bzw. Beseitigung) sicher?

12. Wie stellt der Senat sicher, dass für
die Einrichtungs- und Ausstattungsge-
genstände die gemäß KrWG ab 2020
gesetzlich vorgegebene Quote von
mindestens 65 Gewichtsprozent, die
zur Wiederverwendung vorzubereiten
und zu recyceln sind (vgl. KrW § 14 Abs.
2), erreicht wird?

Zu 11. und 12.: 
Die BFG hat mit der Berlin Recycling
GmbH einen zertifizierten Entsor-
gungsdienstleister beauftragt, der zur
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben
verpflichtet ist. Der Senat geht davon
aus, dass basierend auf den verbindli-
chen abfallrechtlichen Vorgaben die
anfallenden Ausstattungs- und Einrich-
tungsgegenstände vorrangig einer
Wiederverwendung oder einem hoch-
wertigen Recycling zugeführt werden.
Die für Umwelt zuständige Senatsver-
waltung wird die nach Gewerbeabfall-
verordnung vorgeschriebene Doku-
mentation zum Verbleib der Stoffströ-
me zu gegebener Zeit abfordern. Auf-

grund seiner Zero Waste-Strategie
sowie dem Abfallwirtschaftskonzept
2030 wird das Land Berlin die notwen-
digen Maßnahmen ergreifen, damit
auch die auf Bundesebene vorgeschrie-
bene Quote erreicht werden kann.

13. Wer kann an der Wiederverwen-
dung der Einrichtungs- und Ausstat-
tungsgegenstände, die oftmals steuer-
finanziert waren, teilhaben? Sind Auk-
tionen oder anderweitige Verkäufe
auch an Privatpersonen geplant?

14. Gibt es für eine erfolgreiche Wie-
derverwendung beispielsweise eine
Zusammenarbeit mit Gebrauchtwaren-
kaufhäusern, Zero-Waste-Initiativen,
dem Haus der Materialisierung oder
Gebrauchtwarenhändlern? Wird die
BSR z.B. mit ihrem neuen Gebraucht-
warenkaufhaus „NochMall“ unweit
des Flughafens Tegel einbezogen?

Zu 13. und 14.: 
Die BFG führt die verwertbaren Gegen-
stände und Anlagen, die sie nicht selbst
weiterverwendet, über die Vermark-
tung durch eine vertraglich gebundene
Auktionatorin bzw. einen vertraglich
gebundenen Auktionator wieder dem
Wirtschaftskreislauf zu.

15. Welche Aktivitäten plant der Senat
darüber hinaus, um bei der anstehen-
den Beräumung der Gebäude und des
Geländes des Flughafens Tegel seine
Vorbildfunktion zur Abfallvermeidung
und von Zero-Waste-Strategien zu
demonstrieren?

Zu 15.: Der Senat erstellt derzeit einen
Leitfaden zur ressourcenschonenden
Gestaltung neuer Stadtquartiere basie-
rend auf Basis der Zero Waste-Strategie
des Landes Berlin. Dieser Leitfaden soll
öffentlichen Einrichtungen und Unter-
nehmen des Landes Berlin eine konkre-
te Hilfestellung zur Umsetzung der ver-
pflichtenden Vorgaben nach § 23 KrW-
/AbfG Bln geben, vorbildhaft im Rah-
men ihres Wirkungskreises zur Erfül-
lung der Ziele der Kreislaufwirtschaft
beizutragen. Darüber hinaus soll der
Leitfaden privaten Unternehmen wich-
tige Hinweise zu einer nachhaltigen
Gestaltung von neuen Stadtquartieren
geben.

Berlin, den 27.10.2020

In Vertretung

Vera Junker
Senatsverwaltung für Finanzen
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In diesem Jahr jährt sich zum 100. Mal
ein Ereignis, das für die Geschichte
unserer Stadt von großer Bedeutung
ist. Wir feiern den 100. Geburtstag von
Groß-Berlin, einer Metropole mit einer
einzigartigen, aber auch dramatischen
Geschichte, einer bewegten Gegen-
wart und - und davon scheint die gan-
ze Welt zu Recht überzeugt - einer gro-
ßen Zukunft. Unser Verein hat sich zur
Aufgabe gemacht, zum Wohle unserer
Stadt den Nachwuchs und die Wissen-
schaft in unserer Profession zu fördern
und auf das Tagesgeschehen Einfluss
zu nehmen. Wir vertreten die enga-
gierten Architekten und Ingenieure,
die Frauen und Männer dieser Stadt,
die versuchen, über ihre berufliche
Tätigkeit hinaus ehrenamtlich eine
gute städtebauliche Entwicklung und
ein maximales Niveau an Baukultur zu
erreichen. Denn die gebaute Wirklich-
keit unserer Stadt, für die wir alle ver-
antwortlich sind, ist unser gemeinsa-
mer Lebensraum - materiell und auch
geistig. 

Wie wir unsere Stadt gestalten, hat Ein-
fluss auf unser Leben und auf unser
Denken. Wir wissen alle aus eigener
Erfahrung, wie schädlich falsche Ent-
scheidungen wie zum Beispiel der Flä-
chenabriss der Gründerzeitviertel in
Ost und West sein können und wie
nachhaltig positiv hingegen gute
städtebauliche Projekte wie z.B. die
Wiederentdeckung der urbanen Stadt
durch die Neubau- und Altbau-IBA der
80er Jahre über Generationen wirken.
Letztlich entscheiden die Energie und
Mühe, die wir in die Entwicklung unse-
rer städtebaulichen Projekte stecken,
aber auch der Wille, sie guten Gewis-
sens an zukünftige Generationen über-
geben zu können.

Im Wissen um diese Bedeutung haben
sich unsere Vorgänger im AIV schon vor
110 Jahren Gedanken darüber gemacht,
wie die Metropole Berlin künftig aus-
sehen kann. Der Wettbewerb für Groß-
Berlin, der 1907 begonnen und 1910
der Öffentlichkeit vorgestellt wurde,
hatte unmittelbar Einfluss auf die Poli-
tik. Nicht nur die Gründung des Zweck-

verbandes 1912 oder der Abschluss des
Dauerwaldvertrages von 1915 waren
eine Folge dieses Wettbewerbes, son-
dern letztlich auch die Fusion von Ber-
lin mit sieben weiteren Stadtgemein-
den, 59 Landgemeinden und 27 Guts-
bezirken zu dem Berlin, wie wir es heu-
te kennen. Doch diese Fusion war kei-
neswegs von allen gewollt, sie war
politisch sehr umstritten und am Ende
mit einem knappen Abstimmungser-
gebnis auch voller Kompromisse. Kom-
promisse, deren Auswirkungen wir
noch heute spüren, und die immer
noch auf Verbesserung warten. 

Ein positives Zeichen, das wir sehr
begrüßen, ist zum Beispiel der Vorstoß
von Vertretern der Regierungsparteien
um Herrn Staatssekretär Dr. Nägele im
September, über eine Verfassungsän-
derung die Aufgabenverteilung zwi-
schen Senat, Bürgermeistern und
Stadträten im Sinne einer Effizienz,
Klärung und Vereinfachung neu zu
ordnen. Das ist ein wichtiger Beitrag
dazu, das Jubiläum für fortschrittliche
Veränderungen zu nutzen, der Folgen
haben muss.

Der AIV blickt mit dem „Internationa-
len Städtebaulichen Ideenwettbewerb
Berlin-Brandenburg 2070“ in die Zu-

kunft, um Lösungen in wesentlichen
Fragen vorzuschlagen, die uns der
Städtebau stellt. Diese sollen uns offen-
baren, was wir heute wollen müssen,
um große Ziele zu erreichen. Und diese
Ziele sind evident. Niemand kann mehr
an der Bedrohung durch den Klima-
wandel zweifeln und den notwendi-
gen Schutz unserer Lebensgrundlagen,
niemand kann die Menschenfeindlich-
keit des seit Jahren ständig zunehmen-
den Stadtverkehrs mehr übersehen
und alle erleben, wie schwer wir uns
tun, unsere Neubauziele bezahlbarer
Wohnungen zu erreichen. Und ich sage
wir, weil wir nur zu oft gleichzeitig
abstrakt den Wohnungsbau fordern,
aber voller Empörung auf der Bremse
stehen, wenn ein Neubau in der Nach-
barschaft uns selbst betrifft. 

Wir brauchen das Verständnis der Bür-
gerinnen und Bürger für die Themen
des Städtebaus und wir wollen Begei-
sterung wecken für diese großartige
Stadt, für die sich der Einsatz lohnt.
Deshalb der Blick zurück in die 100 Jah-
re Groß Berlin, deshalb der Blick zu den
anderen Hauptstädten in Europa heute
und deshalb die visionären Bilder unse-
rer Stadt in 50 Jahren mit dem großen
Wettbewerb.

Stadt ist Gemeinsinn. All das Engage-
ment und die Begeisterung für die Ent-
wicklung und den Städtebau unserer
Metropole kann auf diese Formel
gebracht werden. Guter Städtebau
und gute Architektur sind keine top-
down-Veranstaltung, gelingen aber
auch nicht ausschließlich mit Bürgerbe-
teiligung. Sie sind ein Gemeinschafts-
werk, das das Verantwortungsbewusst-
sein von Architekten und Ingenieuren
fordert, aber auch das Verständnis der
Nutzer und das den guten Willen aller
Beteiligten braucht: den Ausgleich der
Interessen so wie die Freude am Gelin-
gen. 

Der AIV lobt seit über 160 Jahren den
Schinkelwettbewerb aus und hat sich
damit in die Geschichte des Wettbe-
werbswesen eingeschrieben. Der inter-
nationale städtebauliche Wettbewerb
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„Unvollendete Metropole“
im Kronprinzenpalais in Berlin am 30.09.2020

Dipl.-Ing Tobias Nöfer

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 31



Berlin Brandenburg 2070 ist aber etwas
Besonderes. Seit 100 Jahren wurde in
Deutschland kein Wettbewerb dieser
Größe und dieses Ausmaßes mehr ver-
anstaltet. Wir haben Teilnehmer aus 18
verschiedenen Ländern, von Australien
über Russland, von Kanada bis Zimbab-
we. Und das Engagement all derer ist
wichtig, denn das erfordert die Größe
der Aufgabe: Wir müssen unsere Me-
tropole für die Zukunft rüsten. Das
schulden wir den kommenden Genera-
tionen. Um mit unserer Bundeskanzle-
rin zu sprechen: es ist ernst. Nehmen
Sie es ernst! Wir müssen heute ent-
scheiden, wie unsere Zukunft aussieht.
Unsere Entscheidungen heute haben
unmittelbaren Einfluss auf eine bessere
oder schlechtere Welt. 

In den Monaten der noch bis Ende
Februar laufenden Ausstellung be-
leuchten wir in über 30 Metropolenge-
sprächen mit ihnen gemeinsam viele
Aspekte der Stadtentwicklung und dis-
kutieren, was entscheidend ist für die
Zukunft der Metropole Berlin. Alle Ber-
linerinnen und Brandenburger sind
eingeladen, aktiv daran teilzunehmen,
entweder durch Ihren Besuch, oder

durch Zuschauen im Internet, denn alle
Gespräche werden live übertragen und
sind auch später über unsere Internet-
seite abrufbar. Grundlage dafür sind
die beiden Kataloge 100 Jahre Groß-
Berlin einschließlich der Ergebnisse des
Wettbewerbes, die Sie in der Ausstel-
lung und im Buchhandel erwerben
können. Unsere Metropolengespräche
werden nicht nur per Video dokumen-
tiert, sondern auch begleitet durch das
neue Magazin „BB 2070“, das wir im
Verlaufe der Ausstellung in sechs Aus-
gaben herausgeben. Dieses „Magazin
für Städtebau und urbanes Leben“
begleitet die Themen der Metropolen-
gespräche, es illustriert wesentliche
Aspekte und Fragen verständlich und
unterhaltsam. Mit dem Reigen dieser
Publikationen wollen wir viele Men-
schen erreichen, nicht nur die Fach-
welt, sondern explizit auch alle Berline-
rinnen und Brandenburger. Alle, die
sich für die Gestaltung ihres Lebensrau-
mes interessieren, alle, die wissen wol-
len, was die Politik und die Fachwelt als
Bilder der Zukunft vorschlagen.

Alle unsere Aktivitäten, 100 Jahre
Städtebau für Groß-Berlin, der Blick

nach Europa und der internationale
Wettbewerb sowie die Metropolenge-
spräche münden in ein Manifest. Ein
Manifest, in dem die wichtigsten For-
derungen als Ergebnis unseres Projek-
tes zusammengefasst sind und das als
Abschluss unserer Magazin-Reihe im
Januar erscheint. Wir erwarten von
den politischen Parteien, dass sie unse-
re Überlegungen reflektieren und ent-
scheiden, welche Positionen sie in ihre
Programme oder in künftige Koaliti-
onsverträge übernehmen können.
Denn natürlich gibt es unterschiedliche
Ziele in der Politik, die sich in unserer
Parteienlandschaft widerspiegeln, es
gibt aber auch Sachfragen, über die
nicht nur politisch, sondern vor allem
fachlich entschieden werden muss. Fra-
gen wie die Auswirkungen des Klimas
auf den Städtebau oder wie ein men-
schengerechter Stadtraum beschaffen
sein muss, dürfen nicht Spielball politi-
scher Motive werden, ebenso wenig
die Frage, wie man nachhaltig und
wirtschaftlich und schön baut.
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Die Entscheidung zum Wieder-
aufbau der Bauakademie von Karl
Friedrich Schinkel ist vor gut vier
Jahren gefallen. Der Deutsche
Bundestag hat dafür die erforder-
lichen Finanzierungsmittel in
Höhe von 62 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt und bekennt
sich somit auch zur historischen
Mitte von Berlin.

Mit der Errichtung des Gebäudes
erhebt sich natürlich zugleich die
Frage nach seiner Nutzung und
dem Aufbau einer Institution zur
Förderung und Forschung der Bereiche
der Wertschöpfungskette Bauen in
unserem Land. Will man diese Frage
beantworten, ist es notwendig,
zunächst einen Blick zurück in die
Geschichte der Akademie zu werfen,
reicht sie doch zurück bis in das 18.
Jahrhundert. Die Entwicklung der
Städte und der Bau aller Arten von
Gebäuden zählten zu den wichtigsten
Aufgaben des aufstrebenden Preu-
ßens. Und so war nur logisch, dass der
preußische König Friedrich Wilhelm III.
im Jahre 1799 das Statut der Königlich-
Preußischen Bauakademie zu Berlin
erlassen hat.

Im Jahre 1836 erhielt die Bauakademie
nach einem Entwurf von Karl Friedrich
Schinkel ihr eigenes Gebäude neben
der Friedrichswerderschen Kirche und
dem Schleusen- oder Kupfergraben.
Von 1873-1879 war die Bauakademie
eine selbstständige Lehranstalt, die ins-
besondere all jenen Anforderungen
Rechnung trug, die aus der schnellen
Entwicklung des Bauwesens sowie der
sich daraus ergebenen Notwendigkeit
einer Spezialisierung und Vertiefung

der Ausbildung hochqualifizierter Bau-
fachleute, insbesondere auf technisch-
konstruktivem Gebiet, resultierten.

Bereits in den Jahren nach 1880 hatte
die Preußische Akademie des Bauwe-
sens, deren Mitglieder durch die Regie-
rung berufen wurden, eine beratende
Funktion*. Sie war zunächst vorwie-
gend baukünstlerisch orientiert. Das
Plenum hatte eine beratende Rolle. In
den angegliederten Meisterwerkstät-
ten, die von Architekten geleitet wur-
den, wurden Projekte für den Wieder-
aufbau kriegszerstörter Städte reali-
siert.

In den 1960-iger Jahren verlagerte sich
das Schwergewicht der Aufgaben der
Bauakademie zunehmend auf die
Ingenieurwissenschaften zur Durchset-
zung der Industrialisierung des Bauwe-
sens in der DDR. In Umsetzung des Eini-
gungsvertrages wurde die Bauakade-
mie der DDR in den 1990iger Jahren
schrittweise aufgelöst.

Soweit die kurze Skizze zur Geschichte
der Institution Bauakademie. Man
könnte die Sache Bauakademie ad acta
legen und damit der gesamten deut-
schen Bau- und Immobilienwirtschaft
signalisieren, dass Bauen in Deutsch-
land und der Welt in seiner Bedeutung
kein aktuelles Thema mehr ist, für das
es lohnen würde, sich praktisch, inhalt-
lich und intellektuell auseinanderzu-
setzen.

Doch immer wieder flammt die
Diskussion um die Notwendigkeit
einer Institution Bauakademie
auf. Bereits 1992 setzen sich Ver-
treter aus verschiedenen Gebie-
ten der Architektur und des
Städtebaus, der Politik und der
Wirtschaft, der Publizistik sowie
der Ingenieurwissenschaften auf
der Constructa in Hannover mit
der Frage „Braucht Deutschland
eine Institution Bauakademie?“1

auseinander. Und auch in Verbin-
dung mit der Diskussion um den
Wiederaufbau des Gebäudes der

Bauakademie wurde diese Frage
immer wieder auf die Tagesordnung
gesetzt. Worin liegt die Ursache dafür?

Wir leben in einer Welt, deren ökologi-
sches Gleichgewicht gefährdet ist,
deren Bevölkerungswachstum dazu-
führt, dass Menschen hungern müssen
und in menschenunwürdigen Wohn-
verhältnissen ihr Leben fristen, deren-
Städte explodieren und deren Gebäu-
de durch den Ausstoß von Treibhausga-
sen einen großen Teil der Erderwär-
mung verursachen. Fragt man danach,
wer sich um diese Probleme national
oder international kümmert, werden
zwar viele Namen genannt, eine zen-
trale Institution, die diese Probleme als
eine Art „Denkfabrik“ analysiert, auf-
bereitet und Lösungskonzepte entwik-
kelt, losgelöst vom aktuellen Tagesge-
schehen, ist aber nicht erkennbar.
Gewiss, es gibt eine Bundesstiftung
Baukultur, es gibt viele Forschungsin-
stitute, UN-Gremien, Hochschulen und
Universitäten, die sich um viele Detail-
fragen kümmern, aber eine Gelehrten-
institution, wie es sie beispielsweise in
Form der von der Bundeskanzlerin in
den Rang einer Nationalen Akademie
der Wissenschaften gehobenen „Deut-
sche Akademie der Naturforscher Leo-
poldina“ gibt, ist noch nicht darunter.
Allerdings wurde bereits im Jahr 1992
auf der Constructa die Forderung erho-
ben, „dem hochwertigen disziplinären
Netz der universitären Einrichtungen
der Forschungslandschaft einen eben-
so hochwertigen interdisziplinären
Partner zur Seite zu stellen.“2 Danach
war man leider diesem Ziel in den ver-
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Deutschland braucht die Institution Bauakademie!
Wolfgang Schoele

*) Allerhöchster Erlass vom 7. Mai 1880,
betreffend die Aufhebung der techni-
schen Baudeputation und die Errichtung
einer Akademie des Bauwesens; in: F.
Münchgesang, Das Bauwesen: Staats-
bauverwaltung – Baurecht – Baupolizei,
Springer Verlag 1904, S. 6.

1) Pro Bauakademie, Dokumentation der
Diskussion auf der Constructa ´92 am
8.Februar 1992 in Hannover.

Bauakademie, Foto 1930, Förderverein
Bauakademie / Messbildanstalt
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gangenen 25 Jahren trotz entspre-
chender Aktivitäten von Förderverei-
nen 3 kaum einen Schritt näher gekom-
men. Die bisher geäußerten Vorschläge
zur Nutzung des nun neu zu errichten-
den Gebäudes der Bauakademie waren
von interessierter Seite eher einseitig
auf eine Architekturdiskussion ausge-
richtet. Es ist richtig, dass diese Akade-
mie auch ein Ort der Auseinanderset-
zung mit beliebiger Architektur sein
muss, aber viel wichtiger ist, dass sie ein
Ort der Diskussion über die Gestaltung
der erforderlichen Voraussetzungen
für Produktivität, Effektivität und stei-
gende Effizienz des Bauens als gesell-
schaftspolitischen Prozess ist.

Doch jetzt hat sich die Situation verän-
dert. Im Zusammenhang mit der Grün-
dung der Bundesstiftung Bauakademie
formuliert das Bundesministerium des
Innern für Bau und Heimat in seiner
Homepage zur Bauakademie aller-
dings, „dass in ihr (weitgehendes Zitat)
Raum für eine lebhafte gesellschaftli-
che Diskussion der verschiedenen
Aspekte des nachhaltigen Planens und
Bauens sowie der Stadtentwicklung
geschaffen werden soll. Darüber hin-
aus soll die Akademie ein national und
international ausstrahlendes Schau-
fenster für interdisziplinäre Forschung
und Lehre und für das Handwerk
sein.“4

Die in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten zu erwartenden Aufgaben
werden völlig neue Anforderungen an
das Bauwesen der Industrienationen
und ihres kooperativen Zusammenwir-
kens stellen. Berücksichtigt man die
sich weltweit vollziehenden Verände-
rungen und ihre Wirkungen, so kann
man die Beantwortung der Frage nach
der Notwendigkeit einer Neugrün-
dung der Institution Bauakademie nur
aus der Perspektive des uns in den
nächsten Jahrzehnten bevorstehenden
nationalen und internationalen Wett-
bewerbes heraus beantworten.

Denn bei der Größe, Komplexität und
Tragweite der weltumspannend gefor-
derten Problemlösungen werden de-
ren wissenschaftliche Durchdringung
künftig auch zu einer der wichtigsten
Voraussetzungen des volkswirtschaftli-
chen und unternehmerischen Erfolges
der Bau- und Immobilienwirtschaft
unseres Landes werden.

Lösungsansätze sind aber wissen-
schaftlich weitsichtig und vor allem im
Kontext mit vielen anderen For-
schungsdisziplinen wie der Soziologie,

Ökonomie und Informatik (Stichwort:
4. Industrielle Revolution) sowie der
Land-, Wasser- und Energiewirtschaft,
um nur einige zu nennen, zu erarbei-
ten.

Die Sicherung des dafür unbedingt
erforderlichen Erkenntnisvorlaufes für
effizientes Handeln könnte nicht nur
im Hinblick auf Baustrukturen und
Bautechnologien für das Habitat, son-
dern auch für die Sicherung komplexer
baulicher Grunderfordernisse von
standortbedingten Ansiedlungen wie
Wasser, Energie und Versorgung, Infra-
struktur und Beschäftigung, Hygiene
und Gesundheitswesen, am besten un-
ter Nutzung einer Kollaborationsplatt-
form von einer „Bauspezifischen Wis-
senschaftsakademie“ im Verbund mit
adäquaten Forschungseinrichtungen
anderer Industrienationen, geleistet
werden.

Wohnen, Arbeiten und Leben auf dem
Planeten Erde im 21. Jahrhundert
erfordert es, grundlegend neue Ideen
zu entwickeln. Das „Bauen“ als Syn-
onym für unsere bebaute Umwelt im
Sinne eines nachhaltigen Bauens wird
dabei eine zentrale Rolle spielen. Die
Notwendigkeit der Schaffung einer
Organisation des gezielten Zusammen-
wirkens der führenden Fachkräfte des
Bauwesens, die als berufende Akade-
miemitglieder Innovationsthemen auf-
greifen und wissenschaftlich begrün-
dete Vorschläge für die stete Weiter-
entwicklung von Effizienz, Produktivi-
tät und Kultur des Bauens aus nationa-
ler und internationaler Sicht unterbrei-
ten, sollte deshalb von Grund auf neu
durchdacht und bewertet werden. Die
Hauptaufgabe der neuen Institution
Bauakademie würde in der Gewinnung
wissenschaftlich begründeter Aussa-
gen über die Konsequenzen der Digita-
len Revolution für den energieökono-
mischen Wandel nachhaltiger Baupro-
dukte und effizienter Wertschöpfungs-
ketten in innovationsorientierten
Unternehmen der Bau- und Baustoffin-

dustrie incl. der Immobilienwirtschaft
bestehen.

Zusammenfassend kommt es mit ande-
ren Worten darauf an, in Anknüpfung
an eine frühere Tradition den Berei-
chen der Wertschöpfungskette Bauen,
die einen der größten Beiträge zum
Bruttosozialprodukt in Deutschland
leistet, mit der Institution Bauakade-
mie die dringend erforderliche Platt-
form und Autorität hinsichtlich Wissen-
schaft und Forschung auf diesem
Gebiet zu verschaffen. Damit kann die
Deutsche Bauwirtschaft im umfassen-
den Sinne bei Berücksichtigung der
Folgen der Digitalisierung und mit dem
Ausbau dieser Position wieder eine
führende Stellung in der Welt einneh-
men.

Es würde sich auszahlen, intellektuell,
aber auch ökologisch und ökonomisch.
Die Voraussetzungen zur Umsetzung
sind inzwischen gegeben. Es gilt, die
Chance zu nutzen.

------------------

Prof. Dr. Karin Albert (Förderverein
Bauakademie ) / Prof. Dr. Willi Hassel-
mann (Förderverein Bauakademie /
Errichtungsstiftung Bauakademie) /
Prof. Dipl.-Kfm. Kai Kummert (Erster

Stadtentwicklung / Baugeschehen / Technik

34 | konstruktiv 4/2020

Heranbringen des Baumaterials, Musterfas-
sade (Nord- Ost-Achse der Bauakademie -
Bildhauerwerkstatt Hoferick -)

2) E. Hampe, Pro Bauakademie, Dokumen-
tation der Diskussion auf der Constructa
´92 am 8.Februar 1992 in Hannover, S. 35.

3) z.B. Förderverein Bauakademie siehe
http://www.foerderverein-bauakade-
mie.de/institution-bauakademie.html

4) In Stellenausschreibungen der Bundes-
stiftung Bauakademie wird ausgeführt,
dass sie (verkürztes Zitat) als offene und
barrierefreie Veranstaltungs-, Ausstel-
lungs-, Kommunikations- und Akade-
mieplattform alle relevanten Themen
des Planens, Bauens, der Stadt- und Sied-
lungsentwicklung im 21. Jahrhundert
betreiben soll. Gemeinsam mit nationa-
len und internationalen Kooperations-
partner*innen soll die Bundesstiftung
die gesellschaftliche, technische, wissen-
schaftliche und kulturelle Innovations-
kraft des Bauens deutlich machen und
stärken. Erfreulich ist, dass sich hier u.a.
die Vorstellungen des Fördervereins Bau-
akademie und der Errichtungsstiftung
Bauakademie widerspiegeln. Beide
haben hierzu zusammen mit der Lepoldi-
na die Aufgaben einer Institution Bau-
akademie in dem Entwurf einer Satzung
für die Arbeit einer Wissens- und For-
schungsgemeinschaft Bauakademie
beschrieben. Eine vorläufige Genehmi-
gung der zuständigen Stellen liegt vor.
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Vizepräsident der Beuth Hochschule
für Technik Berlin), / Wolfgang Schoele
(Förderverein Bauakademie / Errich-
tungsstiftung Bauakademie)

Kontakt für weitere Informationen:

siehe Seite 1 und Frau Prof. Dr. Karin
Albert Förderverein Bauakademie und
Geschäftsführerin BAUAKADEMIE, Be-
ratung, Bildung und Entwicklung
GmbH - Institut an der Beuth Hoch-
schule für Technik Berlin -, Alexan-

derstr. 9, D-10178 Berlin, Tel.: + 49 30 54
99 75-0, Fax: + 49 30 54 99 75-19
info@bauakademie.de www.bauaka-
demie.de
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v.l.n.r.:  1) Blick von der Niederlagstraße in Berlin-Mitte auf den eingehausten „Roten Saal“ der ehemaligen Bauakademie-
simulation, Musterfassade der Bauakademie (Nord-Ost-Ecke), Schloss und Fernsehturm / 2) Schinkeldenkmal (Friedrich Drake)
mit der Musterfassade und dem Auswärtigen Amt /  3) Skulpturen am Denkmalsockel: Karyatiden als Sinnbilder für Geschichte
und Schinkels Tätigkeitsfelder Architektur, Malerei und Bildhauerei.

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 35



Mit der erhöhten Aufmerksamkeit für
das Bauen mit Holz ist oft die Sorge ver-
bunden, dass das zukünftig benötigte
Holz regional nicht verfügbar ist oder
dass der Wald nicht mehr werde nach-
wachsen können, sollte das Holzbauvo-
lumen in Deutschland weiter zuneh-
men. Um zu verdeutlichen, wie unbe-
gründet diese Sorge ist, wurde am Bei-
spiel des auf dem Flughafengelände
Berlin-Tegel geplanten Schumacher
Quartiers der potentielle Holzbedarf
ermittelt. In den nächsten zehn Jahren
entstehen dort über 5.000 Wohnein-
heiten, wobei die Gebäude des ersten
Bauabschnitts mit einem Holzanteil
von mindestens 50 Prozent errichtet
werden. In weiteren Bauabschnitten
soll der Holzanteil sukzessiv gesteigert
werden.

Die vielfach verbreitete Vorstellung,
der Wald werde für die Deckung des
Holzbedarfs vollständig abgeholzt und
brauche anschließend Jahrzehnte, bis
er wieder nachgewachsen sei, ent-
spricht nicht mehr der modernen Wald-
wirtschaft. Eine nachhaltige und natur-
nahe Waldwirtschaft arbeitet vorwie-
gend mit der gezielten Regulation des
Lichtes – die Förster managen den
Lichteinfall. Indem sie möglichst nur
einzelne Bäume entnehmen, öffnen sie
das Kronendach und reduzieren die
Konkurrenz benachbarter Bäume um
Licht, Wasser und Nährstoffe im Wur-
zelbereich. Ausgewählte Bäume dür-
fen sich nach Entnahme der Bedränger
„breit machen“ und wachsen stärker
zu. Im Idealfall bleibt so das Waldin-
nenklima erhalten. 

Die Frage, ob das in der Region anfal-
lende Holz für den Holzbau in Berlin

reichen würde, ist letztlich eine sehr
theoretische, wenn nicht marktferne
Betrachtung. Woher das Holz der ver-
wendeten Bauprodukte stammt, hängt
von mehreren Faktoren ab: dem Pro-
duktionsstandort des bauausführen-
den Unternehmens, der verwendeten
Baustoffe/ Bauteile, der Holzarten und
nicht zuletzt der vorgelagerten Liefer-
kette des ausführenden Unterneh-
mens. Die Vorgabe, ausschließlich re-
gionales Holz zu verwenden, könnte
den Markt stark beschränken und gan-
ze Holzbauprojekte gefährden. Denn
zwar ist in Berlin-Brandenburg ausrei-
chend Holz vorhanden, möglicherwei-
se sind aber nicht immer Hersteller der
benötigten Bauprodukte vor Ort zu
finden. Für die Eigenschaften des Bau-
produktes ist es egal, ob die Kiefer aus
Brandenburg, Niedersachsen oder Bay-
ern stammt.

Lässt man die vorgenannten Überle-
gungen außer Acht und unterstellt,
dass das Holz komplett aus der Region
kommen müsse, würde selbst bei
einem Maximalszenario für das Schu-
macher Quartier nur etwa 1 Prozent
des jährlich in Brandenburg anfallen-
den Rohholzes benötigt werden. Bei
einem durchschnittlichen Einsatz von
etwa 30 „Bau“-Kubikmetern für eine
100 Quadratmeter Wohnung sind es
nur 0,5 Prozent. 30 Bau-Kubikmeter ist
auch der durchschnittliche Holzbedarf
für ein Einfamilienhaus. Anders ausge-
drückt: Die jährlich für das Schumacher
Quartier benötigte Holzmenge wächst
innerhalb von knapp 2 Tagen im Berlin-
Brandenburger Wald nach.

siehe Tabelle 1

Würden gar alle rund 17.000 pro Jahr
in Berlin gebauten Wohnungen in Holz

errichtet, würde das nur ein Sechstel
des jährlich verfügbaren Waldholzauf-
kommens in Berlin-Brandenburg bean-
spruchen. Vor dem Hintergrund, dass
ein Großteil des in Brandenburg verar-
beiteten Holzes in den europäischen
und internationalen Export fließt, sind
– unabhängig von den vorgenannten
Einschränkungen einer praxisfernen
Vorgabe der ausschließlichen Verwen-
dung von regionalem Holz – jegliche
Bemühungen zu begrüßen, die Holz-
nachfrage in der Region Berlin-Bran-
denburg deutlich zu erhöhen. 

Erläuterungen zur Interpretation

Der Holzverbrauch pro Gebäude oder
Wohnung hängt von vielen Faktoren
ab und ist sehr variabel. Daher kann
diese Kalkulation nur als näherungs-
weise Betrachtung gelten. Folgende
grundsätzliche Effekte sind zu berück-
sichtigen:

Bauweise

Der Holzbedarf hängt stark von der
gewählten Bauweise ab: Massivholz-
wände (Brettsperrholz) mit hohem
Holzeinsatz oder die Tafelbauweise
(beplankte Holzrahmenkonstruktion
mit ca. 75% des Holzbedarfs) oder
Holz-Beton-Hybridbauweise mit ent-
sprechend geringeren Holzeinsatz. Oft
ist auch das Erdgeschoss aus Stahlbe-
ton. Das Kellergeschoss sowieso. Das
Gebäude wird trotz Erdgeschoss in
Betonbauweise als Holzgebäude be-
zeichnet.

Vorgaben des 
Schall- und Brandschutzes

Hier ist vor allem relevant, ob die Zwi-
schendecken aus Beton oder Holzbe-
tonverbund sind bzw. ob die notwen-
digen Fluchtwege (Treppenhäuser)
und Fahrstuhlschächte in Holz ausge-
führt werden dürfen. Aber auch eine
ggf. vorgeschriebene (aber nicht unbe-
dingt notwendige) Brandschutzbeklei-
dung der Wände /Konstruktion, kann
den Holzeinsatz mindern.

Berücksichtigte Ausbaustufe

Bei Vergleichen des Holzeinsatzes ist
relevant, was miteinander verglichen
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So schnell wächst ein Holzhaus nach
Schätzung des Holzbedarfs am Beispiel des geplanten Schumacher Quartiers in Berlin-Tegel

Dr. Denny Ohnesorge

Bauprojekt Rohholzbedarf Rohholzquelle Zuwachsdauer

Schumacher-Quartier 25.200 m3 / Jahr BB 1,6 Tage

Schumacher-Quartier 252.000 m3 insges. BB 16 Tage

alle Berliner Wohnungen 960.000 m3 / Jahr BB 60 Tage

100 qm Wohnung 55 m3 insges. BB 5 Min.

100 qm Wohnung 55 m3 insges. D 21 Sek.

Tabelle 1

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 36



wird: Liegen die Werte nur für die Kon-
struktion vor oder sind die eventuelle
Holz-Fassade(nkonstruktion), die Fen-
ster, Böden etc. berücksichtigt.

Holzgehalt der Baustoffe / 
Vergleich der Einheiten

Ganz wichtig zu wissen ist, dass ein
Kubikmeter Rohholz nicht mit einem
Kubikmeter Bauholz und ein Kubikme-
ter Schnittholz nicht mit einem Kubik-
meter Holzfaserdämmung gleichge-
setzt werden kann, da die Baustoffe
unterschiedliche Dichten und damit
Rohstoffanteile haben. Auch der Ver-
schnitt der Materialien ist unterschied-
lich. Es wurde in dieser Kalkulation von
einem durchschnittlichen Umrech-
nungsfaktor Baukubikmeter zu Wald-
holzkubikmeter von 1,8 über alle Bau-
stoffe ausgegangen. Dies ist ein sehr
grober Ansatz. Detaillierter haben
Weimar und Jochen (2013) diese
Zusammenhänge dargestellt.

Wichtig ist auch zu wissen, dass einige
der Baustoffe überwiegend aus Sägen-
ebenprodukten und / oder Altholz pro-
duziert werden. Diese Recycling-Mate-
rialien mindern den Bedarf an frisch
geschlagenem Verbrauch. Der Anteil
des Recycling-Einsatzes in den Produk-
ten ist maßgeblich von den gewünsch-
ten Produkteigenschaften – also vom
Produkt abhängig bzw. wird von den
Herstellungsprozessen und der Alt-
und Reststoffverfügbarkeit beein-
flusst.

Zuwachs und Rohholzpotential in Ber-
lin-Brandenburger Wäldern

Das jährlich in Berlin-Brandenburger
Wäldern auf einer Fläche von etwa 1,1
Millionen Hektar nachwachsende Roh-
holzvolumen beträgt laut Thünen-
Institut im langjährigen Mittel der Jah-
re 2013 bis 2050 ca. 7,7 Millionen
Kubikmeter. Von diesen 7,7 Millionen
stehen jährlich etwa 5,8 Millionen
Kubikmeter zur potentiellen Nutzung
zur Verfügung. Ob dieses Potential tat-
sächlich genutzt wird, hängt im
Wesentlichen vom Einschlagsverhalten
der Waldbesitzer und vom Holzmarkt
ab. Bei der letzten Bundeswaldinven-
tur 2012 wurde für die Jahre 2002 -
2012 eine mittlere Nutzung von 4,3
Millionen Kubikmetern festgestellt. Es
wird in Berlin-Brandenburger Wäldern
also deutlich weniger genutzt als nach-
wächst. Es wurde aber auch weniger als
das nachhaltig verfügbare Potential
genutzt.

siehe Tabelle 2

Quellen
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verwendung im Bauwesen – Eine
Marktstudie im Rahmen der „Charta
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Rep 9

BMEL (2019): Holzmarktbericht 2018 –
Abschlussergebnisse für die Forst- und
Holzwirtschaft des Wirtschaftsjahres
2018. Hrsg. Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL);
Referat 515 – Holz. Zuletzt abgerufen
am 06.05.2020 unter:
https://www.bmel-statistik.de/filead-
min/daten/FHB-0120005-2018.pdf

Thünen-Institut (2020): Waldentwick-
lungs- und Holzaufkommensmodellie-
rung (2012). Hrsg. Johann Heinrich von
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Fischerei. Zuletzt abgerufen am
06.05.2020 unter: www.bwi.info

siehe Tabelle 3  - Seite 38
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Annahmen zur nachfolgenden Kalkulation
Bauzeit 10 Jahre

Wohnfläche/Wohnung 80 m2

Anteil Holzbauweise 100 %

Umrechnungsfaktor Baukubikmeter auf Wald(Roh)holz 1,8

Berechnungen

Bruttogeschossfläche (BGF) 600.000 m2

Wohneinheiten 5.250 N

Wohnfläche 420.000 m2

Wohnfläche/Wohnung 80 m2

Min Holzverbrauch (Bauholz)1 10 m3/100qm

MW Holzverbrauch (Bauholz) 30 m3/100qm

Max Holzverbrauch (Bauholz)2 50 m3/100qm

MW Holzverbrauch (Bauholz) 126.000 m3

MW Holzverbrauch (Waldholz) 252.000 m3

Holzeinschlag Brandenburg (2016) 5.150.406 m3

Holzeinschlag Brandenburg (2017) 4.270.077 m3

Holzeinschlag Brandenburg (2018) 4.848.526 m3

Mittlerer Holzeinschlag Brandenburg 4.800.000 m3/a

Mittleres Rohholzpotential pro Jahr (2013-2050) 5.886.000 m3/a

Mittleres Rohholzpotential pro Tag 16.126 m3/d

Anteil Nadelholz (Waldholz) 87 %

Anteil Nadelholz (Waldholz) 4.200.000 m3/a

Holzbedarf Schumacher-Quartier

Bezeichnung Wert Einheit

MW Holzverbrauch (Waldholz) / Jahr 25.200 m3

Max Holzverbrauch (Waldholz) / Jahr 42.000 m3

Mittleres-Szenario 126.000 0,5%/a

Maximal-Szenario 420.000 0,9%/a

Holzbedarf in
Kubikmeter Bauholz

in 10 Jahren

Anteil am jährlichen,
regionalen 

Holzaufkommen

Tabelle 2
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Nr. Art Wohn Holz Bemerkungen Quelle
fläche verbrauch 
qm je Whg

1 EFH 100 56,0 Brettsperrholz-BSP https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/
2015/03/2014-04-22_Manuskript_Wie-viel-Wald-braucht-ein-
Haus.pdf

2 EFH 100 42,0 Holzrahmenbau https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/
2015/03/2014-04-22_Manuskript_Wie-viel-Wald-braucht-ein-
Haus.pdf

3 EFH 130 25,0 SchwörerBlog https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=
web& cd=2&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjcnenC6-
foAhUOzaQKHd RAAA4QFjABegQIChAD&url=https%3A%2F%2F
blog.schwoere rhaus.de
%2Fwie-viel-holz-braucht-man-fuer-ein-schwoerer-fertighaus
%2F&usg=AOvVaw1HmD9JC95JYDXfRqBga-Fp

4 EFH 130 35,0 SchwörerBlog https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=
web&cd=2&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjcnenC6-
foAhUOzaQKHdRAAA4QFjABegQIChAD&url=https%3A%2F%2
F
blog.schwoererhaus.de
%2Fwie-viel-holz-braucht-man-fuer-ein-schwoerer-fertighaus
%2F&usg=AOvVaw1HmD9JC95JYDXfRqBga-Fp 

5 EFH 160 90,0 Wiki

6 EFH 130 35,0 proHolz Bayern https://proholz-bayern.de/pressemitteilungen/
wie-viele-baeume-braucht-man-fuer-ein-haus/

7 EFH 130 30,0 Durchschnitts-EFH DHWR

8 EFH 130 40,0 proHolz Österreich https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&
cd=7&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjcnenC6-
foAhUOzaQKHdRAAA4QFjAGegQIBxAB&url=
https%3A%2F%2Fwww.holzistgenial.at%2Fblog%2
Falle-40-sekunden-waechst-ein-haus-nach%2F&usg=
AOvVaw08OHOFSpgnN_2Rq2-sLB_L

9 MFH 1.000 38,5 Brettsperrholz"Woodcube", https://www.sueddeutsche.de/wissen/
Hamburger MFH massivholz-hausbau-klimabilanz-1.4335014-0

10 MFH 4.900 17,4 BSP - MFH Kräzern https://www.lignatur.ch/referenzen/mfh-kraezernerstrasse/

11 MFH 2.000 37,7 BSP https://dach.live/innovation-technik/
ein-fuenfstoeckiges-mehrfamilienhaus-entsteht-als-holzbau

12 MFH 6.650 18,4 gesamter Bau mit Holzunion für Wohnbau in der Lynarstr.
Erdgeschoss in
Beton- und 5 Voll-
geschosse in
Holzbauweise

13 MFH 5.553 18,4 Ohne Erdgeschoss Holzunion für Wohnbau in der Lynarstr.

Erläuterung: EFH = Einfamilienhaus; MFH = Mehrfamilienhaus; BSP = Brettsperrholz

Fallbeispiele Holzeinsatz – Holzhausbau

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 38



1. Die Trennung von Bauen und Stadt-
entwicklung einerseits und Verkehr
andererseits in zwei Senatsverwal-
tungen erschwert die ganzheitliche
Stadtplanung erheblich. Wird eine
Zusammenlegung zu einer Senats-
verwaltung oder zumindest eine
engere Verzahnung von Ihnen aktiv
unterstützt? 

Antwort:
Die wachsende Metropole Berlin
braucht eine ganzheitliche Stadtpla-
nung. Deswegen wollen wir, dass die
zuständigen Senatsverwaltungen gut
und effektiv zusammenarbeiten und
diese Zusammenarbeit, dort wo es
geboten erscheint, ausbauen und
intensivieren.

Der endgültige Zuschnitt der Senats-
ressorts wird allerdings Gegenstand
der abschließenden Koalitionsver-
handlungen und -bildung sein, sodass
sich zum heutigen Zeitpunkt keine
Aussagen darüber treffen lassen.

2. Ohne eine ausreichende Grund-
stücksbeschaffung wird es keine
bezahlbare Wohnraumversorgung
in öffentlicher Hand geben.
Setzen Sie sich dafür ein, Grund-
stücksreserven vor allem entlang der
S- und U-Bahnlinien zu aktivieren
und auch Kleingartenanlagen ent-
lang erschlossener Straßen für den
Wohnungsbau in Betracht zu zie-
hen?

Antwort:
In der wachsenden Metropole Berlin
sind die Grundstücksflächen begrenzt.
Die Zeiten, in denen in Berlin ein Über-
fluss an Bauflächen herrschte, sind vor-
bei. Deshalb muss die knappe Ressour-
ce innerstädtischer Flächen sinnvoll
bewirtschaftet werden.

Für die CDU Berlin ist das Wachstum in
die Höhe ist – wie in allen Metropolen
Europas und der Welt – eine Möglich-
keit, um dem steigenden Wohnungs-
bedarf nachzukommen. Wie Hochhäu-
ser harmonisch in bestehende Stadtge-
füge eingefügt werden können, soll in
einem Hochhausentwicklungsplan
erarbeitet werden. In diesem soll ver-

bindlich geklärt werden, wie hoch die
neu zu bauenden Häuser sein dürfen,
um eine ästhetische und strukturierte
Bebauung in der Stadt sicherzustellen.
Neben geeigneten Orten wie dem
Alexanderplatz, Potsdamer Platz,
Hauptbahnhof und der City West
könnten insbesondere Verkehrskno-
tenpunkte am S-Bahn-Ring und Wohn-
hochhäuser in besonderen Lagen, z.B.
als Randfassungen an inneren und
äußeren Freiräumen sowie Wasserla-
gen identifiziert werden. Darüber hin-
aus soll Wohnen auch auf dem Wasser
möglich werden. Schließlich bietet Ber-
lin mit seinen unzähligen Wasserflä-
chen- und -straßen ein erhebliches
Erschließungspotenzial.

Außerdem spricht sich die CDU Berlin
für die Anhebung der Berliner Traufhö-
he aus, um auch in den Gründerzeit-
vierteln ein weiteres vollständiges
Dachgeschoss realisieren zu können,
ohne den historisch gewachsenen Cha-
rakter aufzuheben. Dies ist gerade
innerhalb des S-Bahn-Ringes ein wich-
tiger Faktor, um mehr Wohnungen
durch Nachverdichtung zu schaffen.

Eines der wichtigsten innerstädtischen
Potenzialgebiete zur Entlastung des
Wohnungsmarkts durch insbesondere
günstigen Wohnungsneubau landesei-
gener Gesellschaften bleibt zweifellos
der Rand des Tempelhofer Feldes. Wir
halten es grundsätzlich für angezeigt,
sechs Jahre nach dem Volksentscheid
über die Zukunft des Tempelhofer Fel-
des neu darüber zu entscheiden, ob
hier unter strengen Voraussetzungen
dringend erforderlicher Wohnungsbau
ermöglicht werden soll. Im Rahmen
einer Randbebauung besteht hier die
Chance, in Zusammenarbeit mit den
Berliner Hochschulen Ideen für smarte,
nachhaltige, sozial und funktional
gemischte Zukunftsquartiere zu ent-
wickeln. Für die CDU Berlin ist aber klar,
dass große Teile der Fläche des Tempel-
hofer Feldes dauerhaft als Grünfläche
bauplanungsrechtlich zu sichern sind.

Kleingärten sollen nur in Ausnahmefäl-
len der Infrastruktur zum Opfer fallen,
und nur nach sorgfältiger Abwägung

aller relevanten Fragestellungen und
Interessenlagen. Wir setzen uns für
den Erhalt von Kleingärten und Pla-
nungs- und Rechtssicherheit für unsere
„Laubenpieper“ ein. Der Kleingarten-
entwicklungsplan von 2010, der unter
Regierungsbeteiligung der CDU 2014
fortgeschrieben wurde, muss zwin-
gend auch in Zukunft verlängert und
erweitert werden. Wir fordern einen
„Masterplan Kleingärten“, aus dem
hervorgeht, welche Kleingärten lang-
fristig gesichert werden können und
wo, aufgrund von ggf. unvermeidli-
cher Aufgabe von Kleingartenparzel-
len, neue Flächen dafür entstehen kön-
nen.

Ein grundsätzliches Problem für den
Wohnungsneubau schließlich ist es,
dass die ohnehin immer knapper wer-
denden Bauflächen in unserer Stadt
oftmals nicht schnell genug bebaut
werden. Teilweise wird bewusst darauf
verzichtet, bestehendes Baurecht zu
nutzen: Grundstücke werden oft ent-
weder langfristig unbebaut gehalten
oder immer wieder verkauft. Um dieser
Spekulation einen Riegel vorzuschie-
ben, setzen wir uns für eine bundesge-
setzliche Regelung ein, die solche
Grundstücksverkäufe unwirtschaftlich
macht. Spekulationsgewinne auf
Grundstücksverkäufe müssen konse-
quenter besteuert werden. Modelle
zur Umgehung der Grunderwerbsteu-
er und zur Vermeidung der Offenle-
gung von Spekulationsgewinnen müs-
sen bekämpft werden. Zusätzlich ist zu
prüfen, ob die konsequente Anwen-
dung von Baugeboten nach dem Bau-
gesetzbuch in Berlin die Grundstücks-
spekulation eindämmen kann. Leerste-
hende bebaubare Flächen sollten im
Rahmen der Grundsteuer so besteuert
werden, als wären sie bebaut.

Darüber hinaus wollen wir, dass landes-
eigene Flächen, die bereits im Besitz
öffentlicher Wohnungsbaugesellschaf-
ten sind oder ihnen übertragen wer-
den sollen, aber nicht schnellstmöglich
(innerhalb von 12 Monaten) entwickel
werden können, zur sozialverträgli-
chen Wohnbebauung an Wohnungs-
baugenossenschaften oder privaten
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Antworten der CDU Berlin 
auf die Wahlprüfsteine der Baukammer Berlin
zur Abgeordnetenhauswahl 2021
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Immobilienentwicklern und Bauherren
übertragen werden.

3. Wer nicht genug Wohnungen hat,
verdrängt Berliner Wohnungssu-
chende ins Brandenburger Umland,
mit allen ökologischen Folgekosten,
finanziellen Verlusten und langen
Anfahrtswegen. Der Mietendeckel
wirkt hier kontraproduktiv. Welche
Maßnahmen wollen Sie treffen, um
den Wohnungsbau zu erschwingli-
chen Mieten zu forcieren? Können
Sie sich insbesondere Wohnungs-
bauförderprogramme oder auch
Steuersenkungen bei privaten Inve-
stitionen vorstellen?

Antwort:
Regulierung und staatliche Eingriffe al-
lein werden das Problem steigender
Mieten nicht lösen können. Sie setzen
lediglich an den Symptomen an, be-
kämpfen aber nicht die Ursachen. Die
Mieten in unserer Stadt steigen, weil
die Nachfrage nach Wohnraum das An-
gebot übersteigt. Durch die alleinige
Verschärfung des Mietrechts, wie sie
der Berliner Senat betreibt, entsteht je-
doch keine einzige neue Wohnung. Die
CDU Berlin ist deshalb überzeugt:
Wenn wir den Mietenanstieg in Berlin
in den Griff bekommen wollen, müssen
wir mehr, schneller und kostengünsti-
ger bauen. Dabei setzen wir nicht auf
überbordende Regulierung, sondern
auf die Belebung des öffentlichen und
privaten Wohnungsbaus sowie die Ein-
bindung von Genossenschaften.

Das Ziel der CDU Berlin ist es, bis zum
Jahr 2035 insgesamt 300.000 neue
Wohnungen zu errichten. Das bedeu-
tet ein jährliches Bauvolumen von
20.000 Wohnungen. Dafür setzen wir
auf ein breites Bündnis mit allen
Akteuren der Wohnungs- und Immobi-
lienbranche. Herausforderungen beim
bezahlbaren Wohnen und Bauen
bewältigen wir nicht gegeneinander,
sondern nur miteinander. Wir brau-
chen die städtischen Wohnungsgesell-
schaften, die Genossenschaften und
die privaten Bauherren bzw. Woh-
nungsunternehmen für den Mietwoh-
nungsbau und die Eigeninitiative jener,
die in ein Eigenheim oder in eine
Eigentumswohnung investieren wol-
len.

Um das ambitionierte Neubauziel zu
erreichen, müssen wir Grundstücke
schnell und unbürokratisch für den
Wohnungsbau zur Verfügung stellen.
Hürden müssen abgebaut werden und

ausreichende Flächen für sozial
gemischte und ökologisch nachhaltige
neue Quartiere erschlossen werden.
Außerdem muss die personelle Aus-
stattung der Bauämter und der betei-
ligten Fachämter in den Bezirken ver-
bessert werden. Pro Bezirk sollten in
einem ersten Schritt zehn neue Stellen
geschaffen werden.

Größter Kostentreiber für Neubaumie-
ten ist der Preis für Baugrundstücke,
der sich in den vergangenen fünf Jah-
ren versiebenfacht hat. Hier will die
CDU ansetzen und eine gezielte Bau-
landpolitik und vorausschauendes
Grundstücksmanagement betreiben.

Die CDU Berlin steht für eine neues
Quartiersmodell, in dem die mittleren
Einkommen besser gewichtet werden:
In neuen Quartieren sollen 25 Prozent
Mietwohnungen mit einer maximalen
Kaltmiete von 6,50 Euro pro qm entste-
hen, 25 Prozent mit maximal 13 Euro
pro qm und 10 Prozent Eigentumswoh-
nungen. Zusätzlich sollen mit Eigentü-
mern langfristige Belegungsbindun-
gen vereinbart werden können. Dane-
ben wollen wir mit dem Berliner Mie-
tergeld diejenigen Mieter entlasten,
die keinen Anspruch auf einen Wohn-
berechtigungsschein haben, sich aber
die aktuellen Angebotsmieten nur
schwer leisten können.

Auch das Wohneigentum wollen wir
wieder verstärkt fördern. Gerade die
Entwicklung des Mietwohnungsmark-
tes der letzten Jahre zeigt, wie wertvoll
eine wesentlich höhere Eigentumsquo-
te für den sozialen Frieden in der Stadt
sein würde.

4. Der ÖPNV ist eine wichtige Voraus-
setzung für eine nachhaltige Stadt-
entwicklung und maßgeblicher Fak-
tor, den Individualverkehr einzu-
dämmen – aber nur durch attraktive
Alternativen und nicht durch Verbo-
te und Restriktionen.

Welche konkreten Maßnahmen
wollen Sie hier verfolgen? Setzen Sie
sich für den Ausbau von U-Bahn und
Wiederbelebung von S-Bahn-Strek-
ken ein? Wollen Sie dafür sorgen,
die Verkehrswege nach Branden-
burg zeitlich enger zu takten und
komfortabler zu gestalten? Können
Sie sich vorstellen, den Individual-
verkehr durch gezielte Verkehrs-
steuerung z.B. durch „Grüne Wel-
len“ und intelligente Parkraumbe-
wirtschaftung anstatt durch stau-
verursachende Beschränkungen zu

entlasten? Können Sie sich für die
Entflechtung der vorhandenen Ver-
kehrsstrukturen einsetzen, z.B. mit
Machbarkeitsstudien zur Einbin-
dung ergänzender modernder und
in anderen Großstädten schon
erprobter und im Einsatz befindli-
cher Transportmittel? Können Sie
sich vorstellen, beispielsweise eine
für alle kostenlose Beförderung
durch den ÖPNV zu realisieren?

Antwort:
Die CDU Berlin steht für ein faires Mit-
einander aller Mobilitätsformen. Die
Berlinerinnen und Berliner können,
wollen und sollen vor allem selbst ent-
scheiden, wie sie sich durch unsere
Stadt bewegen möchten. Echte urbane
Mobilität erreichen wir nur über Ange-
bote statt über Verbote, über Anreize
statt Zwang. Die autofreie Stadt ist
eine Illusion, weil viele Menschen auf
diese Form der individuellen Mobilität
angewiesen sind: Familien mit Kindern,
Ältere sowie Handwerker und Dienst-
leister.

Der Öffentliche Personennahverkehr
ist die tragende Säule urbaner Mobili-
tät und zugleich ein identitätsstiften-
des Markenzeichen unserer Stadt. Um
noch mehr Menschen von den öffentli-
chen Verkehrsmitteln zu überzeugen,
wollen wir die Attraktivität des Öffent-
lichen Personennahverkehrs vor allem
in den Punkten Sicherheit, Sauberkeit
und Zuverlässigkeit erhöhen. Die CDU
Berlin setzt sich für ein 365-Euro-Ticket 
ein. Ein Zwangsticket als zusätzliche
finanzielle Belastung aller Berlinerin-
nen und Berliner lehnen wir klar ab.
Günstig fahren allein ist aber nicht hin-
reichend, um die Verkehrssituation in
unserer Stadt nachhaltig zu verbessern.
Deshalb wollen wir vor allem auch in
die Qualität des ÖPNV investieren, um
diesen langfristig noch attraktiver zu
machen: mit mehr Fahrzeugen für die
BVG und einem groß angelegten Aus-
bau des Streckennetzes. Zur sozial
gerechten Finanzierung setzen wir auf
Steuern, weil diese sich nach wirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit bemes-
sen. Auch die umfangreichen Mittel
des Bundes, die im Rahmen der Regio-
nalisierungsmittel und auf Basis des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset-
zes zur Verfügung gestellt werden,
müssen voll zur Anwendung gelangen.

Außerdem wollen wir das Park&Ride-
Angebot mit mehr als 10.000 Stellplät-
zen deutlich ausbauen und in den
Außenbezirken Mobilitätszentren ein-
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richten, um Pendlern ein attraktives
Angebot zum Umstieg auf den ÖPNV
zu bieten - und so dauerhaft für weni-
ger Staus und weniger Stress für alle
Verkehrsteilnehmer sorgen.

Wichtig ist zudem, dass alle Ziele in der
Stadt mit den öffentlichen Verkehrs-
mitteln bequem zu erreichen sind.
Denn das mobile Berlin darf nicht am S-
Bahn-Ring enden. Auch moderne Ride-
Sharing-Angebote sollen zukünftig im
ganzen Stadtgebiet verfügbar sein.
Ziel muss es sein, dass moderne Mobili-
tätsformen die bestehende Infrastruk-
tur sinnvoll ergänzen und mit ihr ver-
knüpft werden.

Wir wollen mehr Verkehr auf die Schie-
ne bringen. Durch zusätzliche Kehran-
lagen, den zweigleisigen Ausbau ein-
gleisiger Strecken und mehr Abstellan-
lagen wollen wir die Voraussetzungen
für Taktverdichtungen und mehr
Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit
schaffen. Auch der Ausbau des Strek-
kennetzes von Regional-, S- und U-
Bahn ist für die CDU Berlin von großer
Bedeutung. Wir wollen u.a. die Potsda-
mer Stammbahn und Heidekrautbahn
wiederaufbauen, die S75 bis zur Sell-

heimbrücke und die S5 nach Nauen
verlängern und mit der S21 als City-S-
Bahn vom Nordring über Hauptbahn-
hof zum Potsdamer Platz und Gleis-
dreieck zur Yorckstraße eine zweite
Nord-Süd-S-Bahn durch Berlin schaf-
fen. Ebenso wollen wir den U-Bahnaus-
bau kontinuierlich fortsetzen und u.a.
die U3 über den S-Bahnhof Mexiko-
platz bis Düppel, die U8 bis ins Märki-
sche Viertel, die U1 bis zum Ostkreuz
und die U7 bis zum BER verlängern.

Mit Blick auf die Pendelverkehre und
die sich gemeinsam entwickelnde
Hauptstadtregion will die CDU Berlin
die Planung und Vernetzung mit Bran-
denburg entschieden vorantreiben.
Wir wollen beispielsweise die Zentren
des Landes Brandenburg (Branden-
burg/Havel, Cottbus, Frankfurt/Oder
und Potsdam) noch besser und enger
mit Berlin verknüpfen. Dabei setzen
wir auf regelmäßige Bahnverbindun-
gen in einem engeren Takt und auf den
Ausbau aller Bahnstrecken auf
Geschwindigkeiten von bis zu 200
km/h, wo immer dies wirtschaftlich
darstellbar ist. Die kreisfreien Städte
sollten mehrmals stündlich per Metro-

polexpress mit Berlin verbunden wer-
den.

Nachhaltige Verkehrspolitik muss auf
Grundlage einer aktuellen Datenlage
und einer Modellierung des Verkehrs
erfolgen. Das fehlt in Berlin bisher völ-
lig. Wir wollen ein solches Verkehrsmo-
dell für die Stadt, in das aktuelle Ver-
kehrsdaten eingepflegt werden. Damit
lassen sich nicht nur aktuelle Verkehrs-
ströme detailliert darstellen, sondern
insbesondere auch Zukunftsszenarien
modellieren und prognostizieren. Dies
ist auch eine wichtige Entscheidungs-
hilfe bei der Priorisierung von Ausbau-
vorhaben.

Die CDU Berlin setzt sich dafür ein, auf
Hauptstraßen kombinierte „Grüne
Wellen“ einzuführen, um Ampelpha-
sen zu verlängern, Abbiegevorgänge
zu vereinfachen und den Verkehr bes-
ser fließen zu lassen. Intelligente Alter-
nativroutensteuerung und verkehrsab-
hängige Ampelschaltungen müssen
ebenfalls genutzt werden.

Wir wollen den Verkehr entlasten,
indem wir innovative Technologien
und Konzepte erproben und bewer-
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ten. Autonomes Fahren oder Drohnen,
Roboter, Kleinstfahrzeuge zum Güter-
und Personentransport sowie andere
Technologien, die das Mobilitätskon-
zept unterstützen, müssen getestet
und bei Eignung schnell eingeführt
werden können. In der kommenden
Wahlperiode will die CDU Berlin daher
ein autonom fahrendes Bussystem zwi-
schen Jungfernheide und dem Ent-
wicklungsgebiet Flughafen Tegel
sowie zwischen Halensee und Witten-
bergplatz einführen.

Eine besondere Chance für den Indivi-
dualverkehr besteht in autonom fah-
renden Pkw. In Pilotprojekten können
sich autonom fahrende Autos mitein-
ander vernetzen. Die Fahrzeuge log-
gen sich beim Starten in ein intelligen-
tes berlinweites Verkehrsleitsystem
ein. Dieses ist mittels künstlicher Intelli-
genz bereits jetzt in der Lage, den Ver-
kehr für eine Metropole wie Berlin vor-
auszusagen und somit die Fahrzeuge
optimal zu routen. Dies bedeutet für
alle Verkehrsteilnehmer: weniger
Staus, weniger Stress und auch weni-
ger benötigter Parkraum. Für ein sol-
ches bahnbrechendes Projekt suchen
wir uns starke Partner aus Wissenschaft
und Industrie. Berlin kann hier Vorrei-
ter für andere große Städte Europas
werden.

5. Stetig gleichbleibende oder steigen-
de Investitionen in den Wohnungs-
bau und in die Infrastruktur sind
zwingende Voraussetzungen für
eine stabile nachhaltige Existenz
von Planungsbehörden und Bau-
wirtschaft.

Wie wollen Sie sicherstellen, dass
durch Verstetigung der öffentlichen
Investitionen eine verlässlich plan-
bare Auftragsstruktur für Auftrag-
nehmer geschaffen wird?

Antwort:
Oberstes Ziel der CDU Berlin ist es,
bezahlbaren Wohnraum für die Berli-
nerinnen und Berliner zu schaffen.

Wir setzen uns unter anderem dafür
ein, dass das Land Berlin für die Ent-
wicklung neuer Quartiere und die Revi-
talisierung von Brauchflächen auch
Mittel der Städtebauförderung des
Bundes einsetzt und diese mit eigenen
Geldern unterlegt. Für neue und
moderne Impulsprojekte soll neben
Landesmitteln auch das Bundespro-
gramm „Experimenteller Städte- und
Wohnungsbau“ genutzt werden.

6. Das Planen und Bauen wird durch

langwierige Genehmigungs- und
Vergabeverfahren und Überbüro-
kratisierung erschwert. Die Digitali-
sierung ist zwar in aller Munde, aber
eine effektive vernetzte Umsetzung
zur Beschleunigung und Vereinfa-
chung von Genehmigungsprozessen
fehlt noch. Wie gedenken Sie hier
Bürokratie abzubauen und Verga-
beverfahren zu vereinfachen? Sind
Sie bereit, vergabefremde Aspekte
konsequent zu eliminieren und für
eine angemessene personelle und
fachliche Ausstattung zur durchge-
henden Digitalisierung der Verwal-
tung Mittel einzusetzen? Wie sollen
Sie die Digitalisierung in der Berliner
Verwaltung konkret vorantreiben
und z.B. das Automatisierte Liegen-
schafts Kataster Informations
System (ALKIS) endlich umsetzen?

Antwort:
In den Bauverwaltungen steht der
öffentliche Dienst vor enormen Her-
ausforderungen. Einerseits scheiden in
den nächsten Jahren tausende Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst aus, ande-
rerseits werden Fachkräfte in Deutsch-
land und insbesondere in Berlin auch in
der freien Wirtschaft zur Mangelware.
Verschärft wird diese Entwicklung
durch die Notwendigkeit, in Berlin in
den kommenden Jahren rund 300.000
neue Wohnungen zu bauen, um dem
weiterhin starken Zuzug und damit
dem steigenden Druck auf die Woh-
nungsmieten gerecht zu werden.

Wir wollen, dass sich die Behörden als
Dienstleister der Baubeteiligten verste-
hen. Dazu müssen sie endlich wieder
auskömmlich ausgestattet werden. Für
die CDU Berlin bedeutet dies auch, dass
die Besoldung für technische Berufe
auf ein wettbewerbsfähiges Niveau
angehoben wird. Außerdem sollen
neue eigene Bauingenieure ausgebil-
det und die Haushaltsmittel für den
dualen Studiengang Bauingenieurwe-
sen an der Hochschule für Recht und
Wirtschaft verstetigt werden.

Das Baugesetzbuch hält schon jetzt
Regeln für vereinfachtes Baurecht vor,
die viel großzügiger genutzt werden
müssen: Wann immer es sinnvoll
erscheint, sollen Neubauvorhaben
bauplanungsrechtlich nach §34 des
Baugesetzbuches erfolgen. Das kann
eine zeitsparende und damit grund-
sätzlich vorzugswürdige Alternative zu
den oft langwierigen Bebauungsplan-
verfahren sein, die mehr Flexibilität
und schnellere Verfahren ermöglicht.

Außerdem fordert die CDU Berlin, dass
Verschärfungen der bundesrechtlichen
Vorgaben durch spezifische Berliner
Bauauflagen systematisch zurückge-
führt werden. Dazu soll die Landesbau-
ordnung von allen überflüssigen Berli-
ner „Extras“ befreit und auf die zwi-
schen den Ländern abgestimmte
Musterbauordnung reduziert werden.
Langfristig unterstützt die CDU Berlin
eine Bundesbauordnung, durch die
einheitliche Standards und Verfahren
für ganz Deutschland geschaffen wer-
den. Dadurch wird Planen und Bauen
für alle Beteiligten einfacher, schneller
und tendenziell günstiger. Zudem muss
die Bauordnungspraxis in allen Bezir-
ken stärker vereinheitlicht werden,
denn je nach Bezirk werden Bauan-
tragsverfahren unterschiedlich bear-
beitet.

Auch das Berliner Vergaberecht ist
unnötig bürokratisch. Es darf nicht
ideologisch überfrachtet, sondern
muss entschlackt werden. Die CDU for-
dert ein schlankes Vergaberecht nach
dem Vorbild von Sachsen und Nord-
rhein-Westfalen. Auch für kleine und
mittlere Bauunternehmen muss es end-
lich wieder attraktiv sein, sich zu betei-
ligen.

Im Bereich des Wohnungsbaus will die
CDU Berlin beschränkte oder freihändi-
ge Vergaben als gesetzlicher Regelfall
auch für öffentliche Auftraggeber ein-
führen. Die derzeitige Erarbeitung von
Ausschreibungsunterlagen dauert bis
zu 16 Monate. Erst danach kann über-
haupt gebaut werden. Ein völlig ent-
schlacktes Vergaberecht, das weder
Verwaltung noch Bauherren und Pla-
ner überfordert, hätte direkte Auswir-
kungen auf die Bautätigkeit und damit
den Wohnungsmarkt.

Im Allgemeinen müssen Bebauungs-
planverfahren für große Bauprojekte
beschleunigt und vereinfacht werden.
Dazu sollen größere Quartiere und
Bauprojekte unter gleichzeitiger Betei-
ligung aller Fachressorts von Projekt-
teams in einem integrierten Verfah-
rensmanagement geplant werden, um
schnell und abgestimmt genehmigen
und bauen zu können. Damit würden
langwierige Abstimmungen zur Ver-
kehrsinfrastruktur oder zur Genehmi-
gung von Kitas, Schulen und sozialer
Intrastruktur der Vergangenheit ange-
hören.

Darüber hinaus will die CDU Berlin,
dass durch die Digitalisierung von der
Planung, über den Bau bis zur Nutzung
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eines Gebäudes die Prozesse beschleu-
nigt und verschlankt werden. Der Nut-
zen der Digitalisierung ist im Baube-
reich noch nicht annähernd ausge-
schöpft. Vor allem die medienbruch-
freie Weitergabe von Daten kann ein
Bauvorhaben enorm beschleunigen.

Für die Bauleitplanung, der Änderung
des Flächennutzungsplans des Landes
und der Aufstellung von Bebauungs-
plänen, sind verbindliche Fristen einzu-
führen. Sie sollen durch ein elektroni-
sches Verfahren für die Kommunikati-
on zwischen den Senatsverwaltungen
und den Bezirken festgesetzt werden.
Das heißt, dass Fristen für Stellungnah-
men zu Bebauungsplänen der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung oder
den Bezirken aus anderen Senatsver-
waltungen auf maximal 4 Wochen fest-
gesetzt werden. Danach muss der B-
Plan im Verfahren weitergeführt wer-
den. Die Stellungnahmen sollten jeder-
zeit öffentlich, digital einsehbar sein.
Erfolgt keine Stellungnahme, soll dies
grundsätzlich als eine Zustimmung
zum Verfahrensschritt gelten. Für Bau-
genehmigungsverfahren soll dasselbe
Verfahren Anwendung finden.

7. Corona-bedingt wurden die Fristen
für Baugenehmigungsverfahren
verdoppelt; dies wirkt sich kontra-
produktiv auf Planung und Ausfüh-
rung von Bauvorhaben aus. Haben
Sie vor, diese Fristenverlängerung in
der BauO schnellstmöglich wieder
zurück zu nehmen und für eine
Beschleunigung der Baugenehmi-
gungsverfahren zu sorgen?

Antwort:
Während der Corona-Pandemie hat
der Berlin Senat entschieden, die Bear-
beitungszeit für Baugenehmigungs-
verfahren zu verdoppeln. Dies war ein
katastrophales Zeichen für die Berliner
Bauwirtschaft und stellt eine bürokra-
tische Hürde dar, die umgehend korri-
giert werden muss.

Die CDU Berlin setzt sich stattdessen
für eine Genehmigungsfiktion aller
Baugenehmigungsverfahren nach
einer Vier-Wochen-Frist ein, die nur
durch eine qualifizierte Begründung
der für Bauen zuständigen Senatsver-
waltung aufgehoben werden kann.
Nach weiteren vier Wochen ist ein Bau-
vorhaben genehmigt, sofern keine
dringenden Gründe dem Vorhaben
entgegenstehen.

8. Baubehindernd wirken sich insbe-
sondere überlange Bearbeitungs-

zeiten für Verkehrslenkungsmaß-
nahmen aus. Wie wollen Sie dafür
sorgen, dass schnellere VLB Geneh-
migungen erreicht werden können?

Antwort:
Wir fordern eine Personaloffensive in
der Verkehrsverwaltung. Für exzellen-
te Fachleute muss es wieder attraktiv
sein, für die Verkehrsverwaltung zu
arbeiten. Dafür brauchen wir bessere
Strukturen und bessere Stellen. Einen
ersten Schwerpunkt wollen wir darauf
legen, 70 Experten für das Baustellen-
management zu gewinnen.

9. Partizipation der Bürger darf nicht
zur Verlängerung der Planungszei-
ten führen. Wie wollen Sie mit Bür-
gerbeteiligungen im Zuge von Pla-
nungsverfahren umgehen, um zum
einen die Akzeptanz der Öffentlich-
keit zu erreichen und andererseits
hierdurch keine unkalkulierbaren
Verzögerungen zu verursachen?

Antwort:
Die CDU Berlin will den Sorgen und
Ängsten der Menschen vor Wandel
und Veränderung vorausschauend
begegnen. Über Bürgerdialoge sollen
die Akzeptanz für notwendige Maß-
nahmen gefördert und Ideen der Bür-
ger einbezogen werden. Daher wollen
wir im Vorfeld großer Bauprojekte
einen umfassenden Dialog mit Archi-
tekten, Planern, Wohnungs-, Immobi-
lien- und Bauwirtschaft und der
gesamten Stadtgesellschaft führen,
auch über innovative Bauweisen,
zukunftsfähige experimentelle und
zugleich wirtschaftlich tragfähige Kon-
zepte. Die Formen der Bürgerbeteili-
gung und Projektkommunikation sol-
len im Sinne eines schnellen Bauens
weiterentwickelt werden. Um Bauvor-
haben nicht unnötig zu verzögern, sind
Akzeptanzfragen früh im Planungs-
prozess zu stellen.

Außerdem wollen wir das Stadtforum,
ein offenes Dialogforum zwischen
Stadtgesellschaft, Politik und Verwal-
tung zu einem echten Debattenforum
weiterentwickeln.

10. Weniger technisch als politisch
motiviert werden die Energie und
das Klima beeinflussende Techno-
logien und Maßnahmen, wie z.B.
die Elektromobilität und z.B. über-
zogene, technisch und ökonomisch
nicht mehr sinnvolle Wärme-
schutzmaßnahmen, gefordert und
gefördert.

Was wollen Sie unternehmen, um

technologieoffen und ideologie-
frei Entwicklungen für energie-
und ressourcensparende Bauwei-
sen sowie Infrastrukturprojekte
und Verkehrsmittel zu fördern?
Sind Sie bereit, Gesetze, Verord-
nungen und sonstige Vorschriften
(z.B. GEG oder EnEV) in ökologi-
scher und ökonomischer Form
überprüfen zu lassen? Wollen sie
sich dafür einsetzen, dass bei alle-
dem verstärkt auch baukulturelle
Aspekte zu berücksichtigen und
unsere Baukultur zu bewahren?

Antwort:
Berlin wächst. Es muss mehr, schneller
und günstiger gebaut werden – jedoch
dürfen dabei nicht die Aspekte der
Baukultur vernachlässigt werden. Wir
stehen verlässlich zu unserer Verpflich-
tung, uns für den Erhalt und den
Schutz unserer Baukultur einzusetzen.

Die Baukosten sind im Zeitraum von
2000 bis 2018 um 55 Prozent gestiegen,
was wiederum zu erhöhten Wohnko-
sten führte. Hohe Baupreise sind auf
die erhöhte Nachfrage auf dem Bau-
markt und die daraus resultierenden
gestiegenen Rohstoff-, Material- und
Deponiekosten zurückzuführen. Ein
erheblicher Teil der Baukosten aber
resultiert auch aus gesetzlichen Vorga-
ben, zum Beispiel aus der Umsetzung
des Erneuerbare-Energien-Wärme-
Gesetzes, der Heizanlagenverordnung,
der Wärmeschutzverordnung, der
Energieeinsparungsverordnung (EnEV)
oder des Abfallrechts.

Für die CDU steht fest: Das Land Berlin
darf kein Bremser und Kostentreiber
beim Wohnungsbau durch überzoge-
ne baurechtliche Standards sein. Des-
wegen fordern wir, dass Verschärfun-
gen der bundesrechtlichen Vorgaben
durch spezifische Berliner Bauauflagen
systematisch zurückgeführt werden.
Dazu soll die Berliner Bauordnung ent-
schlackt und auf den Inhalt der Muster-
bauordnung des Bundes reduziert wer-
den. Landesrechtliche Vorschriften zu
Stellplätzen, Rettungswegen, Natur-
schutzmaßnahmen, Lärmschutz etc.
sollen auf den Prüfstand gestellt wer-
den mit dem Ziel, kostentreibende Vor-
gaben wo immer vertretbar abzuschaf-
fen.

Mit der energetischen Sanierung der
öffentlichen Gebäude übernimmt das
Land Berlin eine wichtige Vorbildfunk-
tion. Die landeseigenen Gebäude müs-
sen in den Bereichen Energieeffizienz,
Nutzung alternativer Energiequellen,
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Klimaschutz und nachhaltiges Bauen
für den gesamten Gebäudebestand
vorbildhaft sein. Sie demonstrieren,
dass die klima- und umweltpolitischen
Ziele im Einklang mit Kosteneffizienz
und Funktionalität von Baumaßnah-
men umgesetzt werden können. Pri-
vateigentümer sollen Anreize erhal-
ten, diesem Vorbild zu folgen. Daher
begrüßt die Berliner CDU die Maßnah-
me der Bundesregierung, steuerliche
Vergünstigungen für energetische
Sanierungsmaßnahmen einzuführen.
Um die Energieeinsparung, die Ener-
gieeffizienz und den Einsatz erneuer-

barer Energien im Gebäudebereich zu
erhöhen, setzt die CDU Berlin auf frei-
willige Investitionen, die wir fördern
und mit einem breiten Informations-
und Beratungsangebot schon heute
unterstützen.

Die energiepolitischen Maßnahmen 
im Gebäudebestand müssen für die
jeweiligen Eigentümer finanzierbar
bleiben. Das gilt besonders für das
selbst-genutzte Wohneigentum, die
derzeit noch attraktivste Form der 
privaten Altersvorsorge. Es muss der
Grundsatz gelten, dass Investitionen in 
energetische Sanierung sich durch 

verminderten Energieverbrauch re-
finanzieren können. Um zu vermeiden,
dass Modernisierungen Mieterinnen
und Mieter belasten, spricht sich die
CDU Berlin für eine Offensive zur 
Förderung energetischer Modernisie-
rungen durch das Land Berlin aus. Der
geförderte Anteil der Modernisie-
rungskosten soll dabei nicht auf die
Miete umgelegt werden können. Das
entlastet Mieterinnen und Mieter
unmittelbar. 
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Am 09. Oktober 2020 wählten die Dele-
gierten der 66. Bundesingenieurkam-
mer-Versammlung in Mainz turnusge-
mäß einen neuen Vorstand.

Neuer Präsident der Bundesingenieur-
kammer ist der Beratende Ingenieur
Dr.-Ing. Heinrich Bökamp (Nordrhein-
Westfalen). Er folgt auf Hans-Ullrich
Kammeyer, der nach achtjähriger
Amtszeit nicht wieder als Präsident
angetreten war.

Als Vizepräsident wiedergewählt wur-
de Dipl.-Ing. Ingolf Kluge (Hessen).
Ebenfalls als Vorstandsmitglied bestä-

tigt wurde Dipl.-Geol. Sylvia Reyer-
Rohde (Thüringen), jetzt erstmals in
der Position der Vizepräsidentin. Neu
im Vorstand sind Dipl.-Ing. (FH) Wilhel-
mina Katzschmann (Rheinland-Pfalz),
Dr.-Ing. Ulrich Scholz (Bayern), Prof.
Dr.-Ing. Helmut Schmeitzner (Berlin)
sowie Dipl.-Ing. Christoph F. J. Schröder
(Hamburg).

In seiner Antrittsrede dankte Dr.-Ing.
Heinrich Bökamp den Delegierten der
Bundesingenieurkammer-Versamm-
lung für das entgegengebrachte Ver-
trauen sowie dem ehemaligen Vor-

stand für die hervorragende Arbeit der
vergangenen Jahre. Weiter sagte Dr.-
Ing. Heinrich Bökamp: „Gemeinsam
mit dem neuen Vorstand werde ich
alles daransetzen, die entsprechenden
Weichen zu stellen, um den Berufs-
stand auch weiterhin bestmöglich für
die Zukunft aufzustellen. Digitalisie-
rung, Klimawende, faire Vergabever-
fahren, der Fachkräftemangel und
nicht zuletzt angemessene Honorie-
rung von Planungsleistungen sind hier-
bei nur einige der Themen, die wir jetzt
angehen müssen und werden.“

Die Amtszeit des Vorstands sowie des
Präsidenten der Bundesingenieurkam-
mer beträgt jeweils vier Jahre.

Die Bundesingenieurkammer (BIngK)
vertritt die gemeinschaftlichen Interes-
sen der 16 Länderingenieurkammern.
Seit mehr als 30 Jahren setzt sie sich
bundesweit und auf europäischer Ebe-
ne für die Belange von rund 45.000
Ingenieurinnen und Ingenieuren ein.

Alexandra Jakob
Kommunikation und Presse
Bundesingenieurkammer
T. +49 (0)30 2589 882-23
M. +49 (0)179-509 66 53
jakob@bingk.de
www.bingk.de

Dipl.-Ing. (FH) W. Katzschmann, Dipl.-Ing. I. Kluge, Dr.-Ing. H. Brökamp, Dipl.-Ing. Christoph
F. J. Schröder, Dipl.-Geol. S. Reyer-Rohde, Dr.-Ing. U. Scholz und Prof. Dr.-Ing. H. Schmeitzner
(v.l.n.r.)

Bundesingenieurkammer mit neuem Vorstand

Dr.-Ing. Heinrich Bökamp neuer Präsident
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Wir Ingenieurinnen und Ingenieure
sind bereit, die von der EU und der Ge-
sellschaft formulierten Herausforde-
rungen anzunehmen.

Wir sind Innovationstreiber und ver-
antwortungsvoll Gestaltende einer zu-

kunftsweisenden Bau- und Technikkul-
tur. Nur mit uns sind die ökologischen
und ökonomischen Ziele auf allen Ebe-
nen der Ingenieurkunst zu erreichen.

Ingenieurinnen und Ingenieure stehen
für Qualität. Daher fordern wir:

• Einen verlässlichen Rahmen, der Lei-
stungen, Qualitäten und zugehöri-
ges Honorar im Sinne des Verbrau-
cherschutzes beschreibt.

• Eine Gesetzgebung, die gewährlei-
stet, dass die Vergabe von Planungs-
leistungen im Leistungswettbewerb
erfolgt und nicht auf das Kriterium
„niedrigster Preis“ reduziert wird.

• Eine Weiterentwicklung der HOAI,
die auch zukünftig angemessene
Honorare für Planungsleistungen
und der damit verbundenen Quali-
tät im Baubereich sichert.

Mainz, Oktober 2020

MAINZER ERKLÄRUNG der Präsidenten der Ingenieurkammern der Länder

Ingenieurinnen und Ingenieure gestalten die Welt von morgen!
„40% unserer Emissionen werden von unseren Gebäuden erzeugt. Sie dür-
fen nicht so viel Energie verschwenden, sie dürfen nicht so teuer sein, sie
müssen nachhaltiger werden. Deshalb werden wir ein neues europäisches
Bauhaus errichten – einen Raum, in dem Architekten, Künstler, Studenten,
Ingenieure und Designer gemeinsam und kreativ an diesem Ziel arbeiten.
Dies ist NextGenerationEU. So schaffen wir die Welt von morgen.“

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, 
Rede zur Lage der Union, 16.09.2020 (Auszug)

Die Präsidenten der Länderingenieurkammern:

Prof. Dr.-Ing. Stephan Engelsmann
Präsident
Ingenieurkammer Baden-Württemberg

Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken
Präsident
Bayerische Ingenieurekammer-Bau

Dr.-Ing. Ralf Ruhnau
Präsident
Baukammer Berlin

Dipl.-Ing. Matthias Krebs
Präsident
Brandenburgische Ingenieurkammer

Dipl.-Ing. Torsten Sasse
Präsident Ingenieurkammer der 
Freien Hansestadt Bremen

Dipl.-Ing. Peter Bahnsen
Präsident
Hamburgische Ingenieurkammer-Bau

Dipl.-Ing. Ingolf Kluge
Präsident
Ingenieurkammer Hessen

Dipl.-Ing. Wulf Kawan
Präsident Ingenieurkammer 
Mecklenburg-Vorpommern

Dipl.-Ing. Hans-Ullrich Kammeyer
Präsident
Ingenieurkammer Niedersachsen

Dr.-Ing. Heinrich Bökamp
Präsident Ingenieurkammer-Bau
Nordrhein-Westfalen

Dr.-Ing. Horst Lenz
Präsident
Ingenieurkammer Rheinland-Pfalz

Dr.-Ing. Frank Rogmann
Präsident
Ingenieurkammer des Saarlandes

Dr.-Ing. Hans-Jörg Temann
Vizepräsident
Ingenieurkammer Sachsen

Dipl.-Ing. Jörg Herrmann
Präsident
Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt

Dipl.-Ing. Harald Peter Hartmann
1. Vizepräsident Architekten- und
Ingenieurkammer Schleswig-Holstein

Dipl.-Ing. Elmar Dräger
Präsident Ingenieurkammer Thüringen
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Der Senat will die unter Personalnot-
stand leidenden Verwaltungen für
Stadtentwicklung sowie für Umwelt
und Verkehr durch außertarifliche Boni
bei der Anwerbung von Ingenieuren
unterstützen. Wie ein Sprecher auf
Tagesspiegel-Anfrage bestätigte, soll
„die Fachkräftezulage für Ingenieure
des gehobenen Dienstes auf den höhe-
ren Dienst ausgeweitet“ werden.
Außerdem sollen die Voraussetzungen
für eine Zahlung vereinfacht werden.
Verkehrssenatorin Regine Günther
(Grüne) führe hierzu bereits Gespräche
mit Finanzsenator Matthias Kollatz
(SPD).

Seit die Wirtschaft in Berlin kräftig
wächst und sogar Firmen wie Tesla in
das Ballungsgebiet ziehen, nimmt auch
die Konkurrenz um Fachkräfte zu.
Besonders gefragt sind Ingenieure.
Zuletzt hatte vor allem die Konkurrenz
durch die in Gründung befindliche
Autobahn-Gesellschaft des Bundes den
Senatsverwaltungen zugesetzt. Im
Abgeordnetenhaus hatte ein Mitarbei-
ter der Verkehrsverwaltung gewarnt,
zentrale Straßen- und Brückenbau-Pro-
jekte Berlins drohten sich zu verzögern
und dies in Zusammenhang mit Abgän-
gen von Ingenieuren gebracht.

Die Verkehrsverwaltung, die den Tief-
bau verantwortet, dementiert diese
Darstellung: „Die Senatsverwaltung
für Verkehr hat alle Projekte auftrags-
gemäß begonnen und entwickelt, ab

dem 1. Januar 2021 fällt die Zuständig-
keit an die Autobahn GmbH sowie die
Deges“. Da die Autobahn GmbH Auf-
gaben fortführe, die bislang das Land
Berlin übernehme, werde „auch Perso-
nal planmäßig“ in die Autobahn GmbH
des Bundes wechseln, hieß es aus der
Berliner Verkehrsverwaltung. Kurzum,
der Neubau des Autobahndreiecks
Funkturm, der Rudolf-Wissell-Brücke
und des Autobahndreiecks Charlotten-
burg blieben davon unbeeinträchtigt. 

Eine „Notlage“ bei Planung und Bau
von Brücken und Straßen infolge des
Mangels an Bauingenieuren bestreitet
die Senatsverkehrsverwaltung eben-
falls. Wohl aber bestehe „eine für alle
Ebenen, auch für das Land, dauerhaft
schwierige Situation beim Tiefbau“.
Darauf reagiere der Senat nun mit den
zusätzlichen finanziellen Anreizen im
gehobenen Dienst. Außerdem seien
„gut 15 neue Planstellen seit dem Jahr
2018“ geschaffen worden. Der „Tief-
stand der Beschäftigtenzahlen in der
vergangenen Legislaturperiode“ sei
überwunden. Der Mangel an Personal
in den Verwaltungen bremst den
wegen der stark gestiegenen Bevölke-
rungszahl dringend erforderlichen
Ausbau von Siedlungen, Straßen und
Verkehrsträgern. Geschuldet ist der
Personalmangel Berlins Haushaltsnot-
lage und den darauffolgenden Spar-
programmen im öffentlichen Dienst im
vergangenen Jahrzehnt. 

Bei der Verfehlung der politischen Zie-
le im Wohnungsbau durch den rot-rot-
grünen Senat in dieser Legislaturperi-
ode verwiesen die unter Beschuss gera-
tenen Verantwortlichen der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung wieder-
holt auf die Versäumnisse der Ver-
kehrsverwaltung bei der Anbindung
neuer Siedlungen an Straßen und
öffentliche Verkehrswege. Neue Woh-
nungen könnten nur gebaut werden,
wenn auch die für die zusätzlichen
Anwohner nötige Infrastruktur bereit-
stehe. 

Allerdings gibt auch die Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Woh-
nen auf Anfrage zu: „Von unseren 200
Stellen rund 170 besetzt sind, ergo
suchen wir rund 30 Leute“. Gebraucht
würden Ingenieure der Berufsgrup-
pen: Architektur, Technische Gebäude-
ausrüstung, Maschinenbau, Garten-
und Landschaftsplanung- „und auch
Bauingenieure“. Dass Berlins öffentli-
cher Dienst unattraktiv sei für Inge-
nieure, bestreitet eine Sprecherin: „Die
Leute laufen uns nicht weg“. Vielmehr
seien nicht alle Stellen besetzt, weil die
Verwaltung infolge der „Schulbauof-
fensive“ zusätzliche Aufgaben über-
nommen habe. Im übrigen habe die
Verwaltung heute nicht weniger son-
dern mehr Stellen. Im Jahr 2003 habe
der „Hochbau“ 150 Stellen umfasst,
heute seien es 200 Stellen, 170 davon
seien besetzt. 
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Ingenieure gesucht
Senat will Fachkräfte mit Zulage locken. Dutzende Stellen in der Verwaltung sind unbesetzt

Ralf Schönball

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 46



Einleitung

Die Heubuder Brücke befindet sich im
Berliner Ortsteil Wedding im Bezirk
Mitte und überführt einen Geh- und
Radweg in einer Grünfläche über den
Flusslauf der Panke in Verlängerung
der Heubuder Straße. Im Rahmen der
Hauptprüfung 2018 H wurde festge-
stellt, dass die Dauerhaftigkeit der
Heubuder Brücke beeinträchtigt ist. Da
ein ausreichender Bauwerkszustand
auch nach einer Grundinstandsetzung
nicht erreichbar ist, ist als Maßnahme
der Ersatzneubau dieser Brücke vorge-
sehen.

Die Bachelor-Thesis umfasst die Ent-
wicklung von zwei Varianten, die Erar-
beitung des Entwurfes, die Ausarbei-
tung konstruktiver Details sowie die
statische Berechnung für den Ersatz-
neubau der Heubuder Brücke.

Bestandsbauwerk

Das 22,40 m lange Bestandsbauwerk ist
eine Schrägstielrahmenkonstruktion
aus Holz und wurde im Jahr 1996
errichtet. Das Haupttragwerk besteht

aus einem hölzernen Hängewerk, das

beidseitig der Brücke aus aufgestän-

derten Schrägstielrahmen aus Brett-

schichtholz-Trägern gebildet wird.

Aufgrund des ungenügenden Holz-
schutzes sind viele Schäden an allen
Bauwerksteilen entstanden, die die
Tragfähigkeit des Bauwerks beeinflus-
sen und einen Ersatzneubau notwen-
dig machen.

Variantenentwicklung

Um geeignete Varianten für den Er-
satzneubau der Heubuder Brücke fest-
legen zu können, wurden zunächst
Brückentragsysteme untersucht und
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Stütz-
weitenbereiche die Tragwerke Rah-
menbrücke und Fachwerkbrücke als
geeignete Tragsysteme identifiziert.
Die Baustoffwahl erfolgte unter Be-
trachtung der Aspekte Unterhaltungs-
freundlichkeit, Nutzungsdauer und Ei-
gengewicht. Aufgrund seiner Vorteile
wurde für beide Varianten der Baustoff
Aluminium gewählt.
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3. Preis an Rabia Dursun in der Gruppe der Bachelor-Arbeiten der TUB und der Hochschulen:
„Ersatzneubau einer Fuß- und Radwegbrücke über die Panke – Entwurf, Konstruktion und Berechnung“
Erstgutachter: Dipl.-Ing. Michael Höhna (SenUVK)
Zweitgutachter: Prof. Dr.-Ing. Helmut Schmeitzner (HWR)

Kurzfassung der Bachelor-Thesis zum Thema

Ersatzneubau einer Fuß- und Radwegbrücke 
über die Panke – Entwurf, Konstruktion und Berechnung
von Rabia Dursun

Abb. 1: Ansicht Heubuder Brücke in Berlin-Wedding, Quelle: Eigene Darstellung.

Preisträgerin Rabia Dursun mit Dipl.-Ing. Höhna, Bildungsausschussvorsitzender Prof. Dr.-
Ing. Kraft, Präsident Dr.-Ing. Ruhnau und Prof. Dr.-Ing. Schmeitzner (v.l.n.r.)

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 47



Variante 1

In Anlehnung an das
Bestandsbauwerk
wurde als erste
Variante eine Schräg-
stielrahmenbrücke
auf bestehender
Gründung entwor-
fen.

Das Haupttragwerk
besteht aus zwei Alu-
miniumrohr-Rahmen
mit schrägen Stielen,
die sowohl in Längs-
als auch in Querrich-
tung geneigt sind und
an den Rahmenecken
miteinander verbun-
den sind. Als Belag
wurde ein offener
Belag aus Stahl-Git-
terrosten und als
Geländer ein Stahlge-
länder mit Drahtgitt-
erfüllung konzipiert.

Variante 2

In Anlehnung an die
Geländerkonstrukti-
on des Bestandsbau-
werks wurde als zwei-
te Variante eine Fach-

Baukammer
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Abb. 2: Bestandsbauwerk Heubuder Brücke, links: Ansicht, rechts: Querschnitt, Quelle: Eigene Darstellung

Abb. 3: Entwurfsskizze Variante 1 - Schrägstielrahmenbrücke, Quelle: Eigene Darstellung.

Abb. 5: 
Variante 1 - 
Schrägstielrahmen-
brücke, 
links: Ansicht, 
rechts: Querschnitt,

Quelle: 
Eigene Darstellung.

Abb. 4: 
Entwurfsskizze 
Variante 1 - 
Schrägstielrahmen
brücke,

Quelle: 
Eigene Darstellung.
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werkbrücke mit gekreuzten Diagona-
len entworfen. Ohne Zwischenstüt-
zung spannt die Fachwerkkonstrukti-
on, bestehend aus zwei Fachwerkschei-
ben, die über Querträger miteinander
verbunden sind, über die gesamte
Brückenlänge von 22,40 m.

Die beiden Fachwerkscheiben und die
Querträger bestehen aus Aluminium-
Hohlprofilen. Um die Wirkung des
Fachwerks hervorzuheben, wird ein
geschlossener Brückenbelag konzi-
piert. Aufgrund der schlanken Aus-
führbarkeit wird hierfür ein Belag aus
Textilbeton vorgesehen.

Bauwerksentwurf Variante 1
Schrägstielrahmenkonstruktion
(Vorzugsvariante)

Das Haupttragwerk der Vorzugsvarian-
te ist eine Schrägstielrahmenkonstruk-
tion aus Aluminium-Rohr-
profilen mit 355,6 mm
Außendurchmesser Da und
20 mm Materialstärke t. Die
Stiele sind in Längs- und in
Querrichtung geneigt und
lagern auf den bestehenden
Mittelfundamenten. 

An die Rahmenkonstruktion
sind Randfelder als Einfeld-
träger aus Aluminium-Rohr-
profilen 273 mm x 25 mm (Da
x t) gelenkig angeschlossen,
die mittig angeordnet sind
und an den äußeren Enden
über Endquerträger auf den
vorhandenen Widerlager-
bänken lagern und den Last-
abtrag in die vorhandene
Gründung ermöglichen.

Als Unterkonstruktion für
den Brückenbelag und zur
Befestigung der Geländer-
pfosten sind auf den Rah-
men sowie auf den Endfeld-
trägern in regelmäßigen
Abständen Querträger aus
Aluminium angeordnet.

Als Brückenbelag ist ein offe-
ner Belag aus Stahl-Gitterro-
sten mit 30/10 mm Maschen-
teilung vorgesehen. Auf-
grund der Durchlässigkeit
wird sowohl eine direkte
Entwässerung ermöglicht als
auch der Reinigungsauf-
wand reduziert. Durch die
Öffnungen wird verhindert,
dass sich Schmutz auf dem
Belag ansammelt. Zudem
wird durch die Durchlässig-

keit des Belags die Sicht von oben auf
das Tragwerk, welches gleichzeitig als
Gestaltungselement dient, ermöglicht.

Um die Wirkung des Haupttragwerks
als Gestaltungselement hervorzuhe-
ben, wird auch das Geländer offen und
durchsichtig geplant. Hierfür wird ein
Geländer mit Drahtgitterfüllung
gewählt.

Statische Berechnung

Die Bemessung wesentlicher Konstruk-
tionsteile erfolgte nach DIN EN 1991-1-
1, welche die Bemessung und Kon-
struktion von Aluminiumtragwerken
regelt und allgemeine Bemessungsre-
geln aufführt. Die Schnittgrößen wur-
den anhand eines räumlichen Stab-
werkmodells unter Einsatz einer Statik-
Software ermittelt. Die wesentlichen
Einwirkungen auf das Tragwerk, d.h.

Eigengewicht, Verkehr, Wind und Tem-
peratur sowie die unplanmäßige
Anwesenheit eines Fahrzeuges auf der
Brücke wurden bei der Ermittlung
berücksichtigt und anhand der maßge-
benden Einwirkungen die Schnittgrö-
ßen ermittelt. Die Nachweise im Grenz-
zustand der Tragfähigkeit sowie im
Grenzzustand der Gebrauchstauglich-
keit wurden anschließend händisch
geführt.

Da die vorhandenen Gründungen bei
der Vorzugsvariante erhalten bleiben,
wurde weiterhin ein Nachweis der
Bestandsgründungen durchgeführt.
Hierfür wurde die Bestandsstatik aus
dem Jahr 1994 aufgegriffen und ausge-
wertet.

Ergebnis
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Die kontinuierlich zunehmende Ver-
kehrsbelastung des deutschen Bundes-
autobahnnetzes erfordert leistungsfä-
hige und dauerhafte Fahrbahndecken.
Neben diesen allgemeinen Anforde-
rungen gewinnen in den letzten Jah-
ren vor allem umwelttechnische Aspek-
te an Bedeutung. Eine besondere Rolle
nimmt hierbei die Lärmminderung ein.
Seit der Einführung der ZTV Beton-StB
07 werden Betonfahrbahndecken zur
Reduktion des Reifen-Fahrbahn-Ge-
räusches standardmäßig mit einer so-
genannten Waschbetontextur verse-
hen.

In den letzten Jahren steht jedoch die
innovative Texturierung mittels Grin-
ding und Grooving im Mittelpunkt der
Forschung und Entwicklung des Beton-
straßenbaus in Deutschland. Hierbei
handelt es sich um längs gerichtete, aus
Stegen und Rillen bestehende Textu-
ren, die in die bereits erhärtete Beton-
fahrbahnoberfläche eingebracht wer-
den (siehe Abbildung 1).

Die bisherigen nationalen und interna-
tionalen Erfahrungen zeigen, dass mit
dem Einsatz von Grindig bzw. Groo-
ving als Erhaltungsmaßnahme und bei
Neubauprojekten eine höhere Lärm-

minderung, als bei den bis dato ange-
wandten Texturen erzielt werden
kann. Zudem werden sowohl die Grif-
figkeit als auch die Ebenheit einer
Fahrbahndecke verbessert.

Vor diesem Hintergrund wird derzeit
primär das Ziel verfolgt, diese innovati-
ve Art der Texturierung zeitnah in das
deutsche Regelwerk einzuführen und

gegebenenfalls die Regelbauweise
Waschbeton dadurch zu ersetzen. Um
dieses Ziel zu erreichen, bedarf es
jedoch Untersuchungen zum Dauer-
haftigkeitsverhalten von Grinding-
und Groovingtexturen. Dieser Thema-
tik geht die vorliegende Arbeit auf den
Grund.

Im Rahmen der Masterarbeit wurden
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3. Preis an Alena Kühnel geb. Rai in der Gruppe der Master-Arbeiten der TUB und der Hochschulen: 

Untersuchungen zum Dauerhaftigkeitsverhalten von
Betonfahrbahndecken mit Grinding- und Groovingtextur
Gutachter: Prof. Dr.-Ing. Alexander Taffe (HTW)

Dr.-Ing. Frank Weise (BAM)
Dipl.-Ing. Ludwig Stelzner (BAM)

Preisträgerin Alena Kühnel
mit Präsident 

Dr.-Ing. Ruhnau, 
Prof. Dr.-Ing. Taffe und

Bildungsausschuss-
vorsitzender

Prof. Dr.-Ing. Kraft (v.l.n.r.)

Fotos: Kerstin Freitag

Abbildung 1: Betonfahrbahnoberfläche mit Grindingtextur auf der
BAB A10 bei Berlin

Abbildung 2: 3D-Aufnahmen mit dem Streifenlichtprojektionssystem
auf der BAB A10 bei Berlin
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zur Bewertung der Dauerhaftigkeit
von Grinding- bzw. Groovingtexturen
diese den wesentlichen Einwirkungen
exemplarisch ausgesetzt, die während
der Nutzungsphase einer Fahrbahn-
decke auftreten. Zu denen gehören
zum einen die klimatische Beanspru-
chung in Form von Frost-Tausalz-Wech-
seln, zum anderen die mechanische
Beanspruchung in Form der Verkehrs-
belastung. Hierzu wurden Untersu-
chungen sowohl in situ als auch im
Labor durchgeführt. Erstere erfolgten
auf einem Streckenabschnitt der Bun-
desautobahn A10 bei Berlin, der im
Zuge der Instandsetzung im Juni 2018
mit verschiedenen Grinding- und Groo-
vingtexturen versehen wurde.

Die für die Laboruntersuchungen
benötigten Bohrkerne stammen aus
dem gleichen Streckenabschnitt. Hier-
bei erfolgten Bohrkernentnahmen
direkt nach der Herstellung der Textur,
sowie nach einer siebenwöchigen Ver-
kehrsbelastung.

Die Basis der durchgeführten Untersu-
chungen bildete die berührungslose,
volumetrische Erfassung verschiedener

Grinding- und Groovingtexturen mit
einem Streifenlichtprojektionssystem
(siehe Abbildung 2). Zunächst wurde
die Einsatzmöglichkeit und die Lei-
stungsfähigkeit des auf Streifenlicht-
projektion basierenden Gerätes für
diese Prüfaufgabe aufgezeigt. Darauf
aufbauend galt es, die messtechni-
schen Voraussetzungen zur Oberflä-
chenerfassung zu schaffen, die auch
eine Dokumentation der Texturverän-
derungen infolge verschiedenartiger
Beanspruchungen ermöglichen. Basie-
rend auf den Ergebnissen der 3D-Tex-
turerfassung wurden Auswerterouti-
nen zur quantitativen und statistischen
Charakterisierung der Veränderungen
der Oberflächentopographie entwik-
kelt.

Die Ergebnisse dieser Arbeit zeigen,
dass mithilfe eines Streifenlichtprojek-
tionssystems eine hochaufgelöste drei-
dimensionale Erfassung von Grinding-
bzw. Groovingtexturen sowohl im
Labor als auch in situ möglich ist. Die
Entwicklung spezieller Messanordnun-
gen ermöglicht es, zusätzlich die Tex-
turveränderungen infolge der aufge-
führten Beanspruchungen zu erfassen.

Abbildung 3 zeigt beispielhaft eine 3D-
Aufnahme einer Grindingtextur vor
und nach einer Frost-Tausalz-Wechsel-
Beanspruchung.

Die Texturveränderungen äußern sich
hierbei durch eine insgesamt geringe
Abwitterungsmenge und eine signifi-
kante Veränderung der Steggeometrie
durch punktuelle Abwitterungen in
der Zementsteinmatrix.

Das im Rahmen dieser Arbeit entwik-
kelte analytische Auswerteverfahren
der photogrammetrisch erhobenen
Daten bietet zudem erstmals die Mög-
lichkeit, die Texturveränderungen
infolge der angeführten Beanspru-
chungen quantitativ zu analysieren.
Realisiert wird dies mittels einer Dar-
stellung der relativen und kumulativen
Häufigkeitsverteilungen der Steghö-
hen.

So zeigt die Abbildung 4 exemplarisch
die Veränderungen der relativen und
kumulativen Verteilung der Steghöhen
einer Grindingtextur nach definierter
Anzahl an Frost-Tausalz-Wechseln. Aus
der relativen Häufigkeitsverteilung
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Abbildung 3:
Photogrammetrisch
dokumentierte
Oberflächenzustände 
eines Bohrkerns mit
Grindingtextur vor (links)
und nach einer FTSW-
Beanspruchung (rechts)

Abbildung 4: Relative und kumulative Häufigkeitsverteilungen der Steghöhen einer Oberfläche mit Grindingtextur 2,4/1,8
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geht hervor, dass es infolge der FTSW-
Beanspruchung zu einem Texturver-
schleiß durch Abtrag der mittelhohen
Stege kommt. In Verbindung mit der
Abbildung 3 liegt die Vermutung nahe,
dass der Abtrag hauptsächlich in der
Zementsteinmatrix und weniger in
Bereich der groben Gesteinskörnung
stattfindet.

Im Rahmen zukünftiger Untersuchun-

gen soll das Auswerteverfahren zur
quantitativen Bewertung der Verände-
rung von Grinding- und Groovingtex-
turen weiterentwickelt werden. Im
Detail ist hierbei unter anderem die
Ermittlung des Stegvolumens anhand
der dreidimensionalen photogramm-
metrischen Aufnahmen denkbar.
Zudem kann eine getrennte Betrach-
tung der Texturveränderungen im

Zementstein und in der Gesteinskör-
nung mittels Segmentierung unter
Verwendung der Bildkorrelation erfol-
gen. Als oberstes Ziel sollte dabei stets
die Ableitung von Texturparametern
stehen, die eine statistische Charakteri-
sierung von Grinding- bzw. Grooving-
texturen ermöglichen.

Baukammer
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Sitzung des Verwaltungsrats

Am 30. September 2020 fand die zweite
Verwaltungsratssitzung im Geschäfts-
jahr 2020 statt. 
Tagungsort war München.

Wesentliche Tagesordnungspunkte
der Verwaltungsratssitzung waren:

Das Kapitalanlagen-Portfolio des Ver-
sorgungswerks bestand zum Bilanz-
stichtag zu 2,8 % aus Grundstücken, zu
20,1 % aus Namensschuldverschrei-
bungen und Darlehen und zu 73,5%
aus Wertpapieren und Anteilen. Weite-
re Bestandteile waren Hypothekendar-
lehen mit 1,8 %, Festgelder mit 1,6%
sowie Beteiligungen mit 0,2%.

Der Jahresabschluss erhielt das unein-
geschränkte Testat der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft.

Der Verwaltungsrat hat den Jahresab-
schluss gebilligt, sich dem Lagebericht
der Geschäftsführung angeschlossen
und ihr Entlastung erteilt.

Der Geschäftsbericht 2019 steht in Kür-
ze auf der Homepage des Versorgungs-
werks (www.bingppv.de) unter der
Rubrik „BIngPPV im Überblick / Ge-
schäftsdaten“ zur Verfügung. Auf An-
forderung erhalten Mitglieder ein
Druckexemplar des Geschäftsberichts.

2. Anpassung des
Kooperationsvertrags mit dem Ver-
sorgungswerk der
Ingenieurkammer Niedersachsen

Der Verwaltungsrat hat eine Neufas-
sung des Kooperationsvertrags mit
dem Versorgungswerk der Ingenieur-
kammer Niedersachsen beschlossen.

3. Gewinnverwendung /
Dynamisierung 2021

Der Verwaltungsrat hat beschlossen, die
laufenden Versorgungsleistungen und

die Anwartschaften (einschließlich der
Rentenpunkte) nicht zu dynamisieren.

4. Satzungsänderung:
Rentenbemessungsfaktor für das
Jahr 2021

Der Rentenbemessungsfaktor für das
Jahr 2021 wurde vom Verwaltungsrat
mit der 18. Änderungssatzung auf
(weiterhin) 1,0000 festgelegt.

Damit entspricht bei Ruhegeldeinwei-
sung im Jahr 2021 ein im Finanzie-
rungssystem seit 1. Januar 2015 erwor-
bener Rentenpunkt einer EUR-Anwart-
schaft in Höhe von 1 EUR. Die Auf-
sichts-behörde (das Bayerische Staats-
ministerium des Innern, für Sport und
Integration) muss die 18. Änderungs-
satzung noch genehmigen.

5. Wirtschaftsplanung 2021

Der Verwaltungsrat hat die von der
Geschäftsführung aufgestellte Wirt-
schaftsplanung 2021 gebilligt.

6. Altersgrenze für den Zugang zum
Versorgungswerk

Der Verwaltungsrat hat die Verwal-
tung mit der Ausarbeitung eines Sat-

zungsänderungsentwurfs zur Aufhe-
bung der Zugangsaltersgrenze für die
Berufsgruppe der Psychologischen Psy-
chotherapeuten beauftragt.

Kontaktdaten und Newsletter des
Versorgungswerks

Die Homepage der BIngPPV erreichen
Sie unter der Internetadresse
www.bingppv.de. E-Mails können Sie
an die Adresse bingppv@versorgungs-
kammer.de richten.

Auf der Homepage des Versorgungs-
werks (unter der Rubrik „Newsletter“)
können Sie auch gerne unseren E-Mail-
Newsletter für Mitglieder abonnieren,
mit dem das Versorgungswerk über
Aktuelles aus dem Versorgungswerk
und dem Umfeld der berufsständi-
schen Versorgung informiert.

Telefonisch erreichen Sie Ihr Versor-
gungswerk unter (089) 9235 - 8770, die
Fax-Nr. lautet (089) 9235 - 7040.

Die Postanschrift des Versorgungs-
werks ist: 
Bayerische Ingenieurversorgung-Bau
mit Psychotherapeutenversorgung
Postfach 81 02 06, 81901 München

Aktuelle Informationen zur Bayerischen 
Ingenieurversorgung-Bau mit Psychotherapeutenversorgung

1. Geschäftsergebnisse 2019 2019 2018 Veränderungen

Anwartschaftsberechtigte 10.773 10.209 +564
Aktive Mitglieder 9.609 9.132 +477
davon Ingenieure 5.696 5.586 +110
davon Psychotherapeuten 3.913 3.546 +367
Versorgungsempfänger 972 840 +132

Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR
Beiträge im Geschäftsjahr 75,6 67,9 +7,7
Kapitalanlagen 1.241,3 1.128,7 +112,5
Versorgungsleistungen 8,49 6,99 +1,5
Bilanzsumme 1.268,8 1.161,4 +107,4
versicherungstechnische 
Rückstellungen 1.249,7 1.143,0 +106,7
Durchschnittsverzinsung (GDV) 3,56 % 3,57 %
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Als angestellter Ingenieur sind Sie
zunächst einmal versicherungspflichtig
in der gesetzlichen Rentenversicherung.
Wollen Sie mehr für Ihre Altersabsiche-
rung tun, können Sie durch eine Mitglied-
schaft in dem für Ihren Berufsstand
zuständigen Versorgungswerk eine
kostengünstige Zusatzversorgung auf-
bauen. Sie entrichten hierfür einen relativ
geringen monatlichen Pflichtbeitrag1;
daneben können Sie auf freiwilliger Basis
und sehr flexibel zusätzliche Beiträge
zum weiteren Ausbau Ihrer Zusatzversor-
gung einzahlen.

Die Zusatzversorgung im Versorgungs-
werk ist für Sie zum einen sehr kosten-
günstig – aufgrund seiner öffentlich-
rechtlichen Struktur fallen hier keine
Abschlussprovisionen, keine Kosten für
ein Außendienstnetz, keine Dividenden
an Aktionäre, keine Rückversicherungs-
beiträge, etc. an. Zum anderen rechnet
das Versorgungswerk derzeit mit einem
Rechnungszins von 2,5 %, d.h. die Ein-
zahlungen werden aktuell mit 2,5 % ver-
zinst.

All dies zusammen macht das Versor-
gungswerk zu einer durchaus attraktiven
Anlagemöglichkeit.

Grundsätzlich gilt: Je früher Sie mit dem
Aufbau einer (Zusatz-)Versorgung anfan-
gen, umso besser. Aufgrund des beim
Versorgungswerk verwendeten Finanzie-
rungsverfahrens rechnen sich Beiträge,
die in jungen Jahren eingezahlt werden,
ganz besonders.

Voraussetzung für die Zusatzversorgung
im Versorgungswerk ist die Mitglied-

schaft dort. Mitglied im Versorgungs-
werk wiederum werden Sie, wenn Sie
Mitglied Ihrer Berufskammer werden
(i.d.R. als freiwilliges Mitglied der Bau-
kammer für einen Jahresbeitrag von
140,- Euro).

Neben einer kostengünstigen und effek-
tiven Zusatzversorgung hat die frühzeiti-
ge Begründung einer Mitgliedschaft in
Kammer und Versorgungswerk für Sie
auch noch den Vorteil, dass Sie – wenn
Sie sich später selbständig machen (z.B.
als Beratender Ingenieur) – bereits Mit-
glied im Versorgungswerk sind und Ihre
begonnene Zusatzversorgung als Voll-
versorgung weiterführen können.

(Aufgrund der bestehenden Altersgrenze
von 45 Jahren können nämlich Ingenieu-
re, die sich erst nach Vollendung des 45.
Lebensjahres selbständig machen, dem
Versorgungswerk nicht mehr beitreten!)
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben,
sprechen Sie uns einfach an. Wir beant-
worten Ihre Fragen gerne!

Kontaktdaten und 

Newsletter des Versorgungswerks 

Die Homepage der BIngPPV erreichen
Sie unter der Internetadresse www.
bingppv.de. E-Mails können Sie an die
Adresse bingppv@versorgungskammer.
de richten. 

Auf der Homepage des Versorgungs-
werks (unter der Rubrik „Newsletter“)
können Sie auch gerne unseren E-Mail-
Newsletter für Mitglieder abonnieren, mit
dem das Versorgungswerk über Aktuel-
les aus dem Versorgungswerk und dem
Umfeld der berufsständischen Versor-
gung informiert. 

Telefonisch erreichen Sie Ihr Versor-
gungswerk unter (089) 9235-8770, die
Fax-Nr. lautet (089) 9235 -7040. 

Die Postanschrift des Versorgungswerks
ist: 

Bayerische Ingenieurversorgung-Bau
mit Psychotherapeutenversorgung

Postfach 810206
81901 München

Für Fragen steht Ihnen auch die Bau-
kammer Berlin unter (030) 79 74 43 -13
Frau Engling oder -16 Frau Tortschanoff
gerne zur Verfügung.
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Bayerische Ingenieurversorgung-Bau 
mit Psychotherapeutenversorgung
Für angestellte Ingenieure

Warum sich eine Mitgliedschaft im berufsständischen Versorgungswerk für Sie lohnen kann!

1 auf Antrag: halber Mindestbeitrag, in 2019
z.B. 75,55 € pro Monat

Bei seiner Gründung im Jahr 1980
gehörte GuD zu den ersten Büros, die
versuchten, im Bereich der Geotechnik
in Berlin Fuß zu fassen. Mit dem Nach-
Wende-Bauboom in Berlin wuchs das
Büro, das anfänglich nur aus den drei
Gründern Thomas Richter, Kurt-M. Bor-
chert und Hans Hebener bestand, Stav-
ros Savidis stieß später dazu, u. A. mit
Großprojekten am Potsdamer Platz
und in der Friedrichstraße. Mitte der

neunziger Jahre beschäftigte man am
Standort in Berlin bereits 40 Mitarbei-
ter. GuD hat sich seitdem zu einem
Unternehmen mit heute rund 100 Mit-
arbeitern entwickelt.

Die Tätigkeiten der GuD beschränkten
sich nie nur auf den Berliner Raum.
Bereits 1990 wurde mit der Partnerin
Almuth Große das Ingenieurbüro GuD
Geotechnik und Umweltgeologie
GmbH mit Sitz in Leipzig gegründet

und es folgten Niederlassungen in
Athen, Hamburg, Köln und Frankfurt
am Main. 2007 brach GuD zu neuen
Ufern auf und zertifiziert seitdem mit
der Beteiligungsgesellschaft Hanseatic
Power Cert GmbH in Hamburg Off-
shore-Windenergieprojekte. Seit 2016
ist GuD an dem Hamburger Ingenieur-
büro BBI Geo- und Umwelttechnik
Ingenieur-Gesellschaft mbH beteiligt. 

Immerzu wurden neue Geschäftsfelder

40 Jahre GuD Geotechnik und Dynamik Consult GmbH
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in Angriff genommen, neue Ideen,
Konstruktions- und Berechnungsver-
fahren entwickelt und praktisch umge-
setzt. Inzwischen reichen die Kernkom-
petenzen von GuD vom Baugrund- und
Gründungsgutachten über die Baugru-
ben- und Gründungsplanung sowie die
Überwachung komplexer Spezialtief-

baumaßnahmen, die Altlastenbegut-
achtung und Sanierungsplanung kon-
taminierter Standorte bis hin zur
Boden- und Baudynamik sowie zum
Erdbebeningenieurwesen. Die Aktivi-
täten von GuD in der praxisbezogenen
Forschung und die Erfahrungen aus
zahlreichen nicht alltäglichen Bauvor-

haben sind die Grundlage für die stets
dem neuesten Stand der Technik und
des Wissens entsprechende Projektbe-
arbeitung.

Heute wird GuD geleitet von fünf aus
den eigenen Reihen stammenden
Geschäftsführern Silke Appel, Götz
Hirschberg, Fabian Kirsch, Jens Mittag
und Nikolaus Schneider sowie den drei
Prokuristen Kerstin Deterding, Hilmar
Leonhardt und Josef A. Patron. Sie wer-
den unterstützt von den Bürogründern
und heutigen Seniorpartnern, so dass
die 40-jährige Erfahrung mit dem Bau-
grund und seinen Besonderheiten den
Projekterfolg der Kunden sicherstellt.

Auch die Baukammer Berlin beglück-
wünscht GuD zu ihrem Jubiläum und
dankt für die Mitgliedschaft in den vie-
len Jahren.

Baukammer / Bildung
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Geschäftsleitung
GuD Geotechnik
und 
Dynamik GmbH

Nach dem Wortlaut des Berliner Inge-
nieurgesetzes in der Fassung vom
09.05.2016 darf die Berufsbezeichnung
„Ingenieur“ oder „Ingenieurin“ allein
oder in einer Wortverbindung führen,
wer das Studium einer technischen
oder naturwissenschaftlichen Fachrich-
tung an einer deutschen Hochschule,
Fachhochschule oder Berufsakademie
erfolgreich abgeschlossen hat (§1.1).
Abschlüsse von privaten Ingenieur-
schulen und Bergschulen werden bei
rechtlicher Gleichstellung bzw. staatli-
cher Anerkennung ebenso als Grundla-
ge für das Führen der Berufsbezeich-
nung „Ingenieur“ gesehen.

In § 2/2a wird die Anerkennung auslän-
discher Abschlüsse geregelt, in § 3 und
4 die Behandlung von „Altfällen“. Die
übrigen Paragraphen des Gesetzes
regeln formale Dinge und Fragen der
organisatorischen Zuständigkeit.

Ohne Frage stellt dieses Gesetz nach
wie vor die aktuell gültige Grundlage
für die Erteilung der Berechtigung zum
Führen der Berufsbezeichnung „Inge-
nieur“ dar. Die inzwischen erfolgte
Weiterentwicklung des nationalen und
internationalen Hochschulraumes, die
Einführung neuer Studienabschlüsse

und die fachliche Weiterentwicklung
des Ingenieurwesens machen jedoch
eine Konkretisierung der im Gesetz
sehr formal gehandhabten Kriterien
erforderlich. Dies wird auch durch die
Betrachtung von durchaus nicht abwe-
gigen Spezialfällen deutlich. So müsste
zum Beispiel einer Biologin, die an
einer deutschen Universität erfolgreich
studiert hat, nach dem Wortlaut des
Gesetzes die Berufsbezeichnung „Inge-
nieurin“ zugestanden werden, da sie in
einer naturwissenschaftlichen Fach-
richtung studiert hat. Im Gegensatz
dazu bleibt unklar, ob einem Wirt-
schaftsingenieur mit deutlich ausge-
prägter, technischer Vertiefung zuge-
standen werden könnte, sich „Inge-
nieur“ zu nennen, wenn er an einer
wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
studiert hat. Beides kann nicht im Sinne
des Ingenieurgesetzes sein.

Vor diesem Hintergrund werden als
Ergänzung zum Wortlaut des Inge-
nieurgesetzes folgende, inhaltlich ori-
entierte Kriterien für die Berechtigung
zum Führen der Berufsbezeichnung
„Ingenieur“ angewendet:

1) Der Ingenieurberuf lebt von der
Idee, technische Aufgabenstellun-

gen mit Hilfe mathematisch-natur-
wissenschaftlicher Methoden zu
lösen. Grundlage für den Inge-
nieurberuf muss daher immer ein
Studium sein, das diesem Leitbild
inhaltlich entspricht.

2) Technische Aufgabenstellungen
lassen sich in unterschiedlichsten
Bereichen finden. Der Ingenieur-
beruf erstreckt sich weit über die
klassischen Disziplinen Maschi-
nenbau, Elektrotechnik und Bau-
wesen hinaus. Ingenieur kann
auch sein, wer sich im Sinne des
Leitgedankens von Punkt 1 zum
Beispiel mit Fragen der Medizin-
technik, der Informationstechnik,
der Prozessoptimierung oder der
Logistik befasst (diese Auflistung
ist selbstverständlich unvollstän-
dig).

3) Ein rein naturwissenschaftliches
Studium ohne Bezüge zur Praxis,
das eher der Lösung von Fragen
der Grundlagenforschung dient,
führt in der Regel nicht zu einer
Berufsqualifikation als Ingenieur.

4) Die Abschlüsse „Bachelor of Engi-
neering“ (B.Eng.) und „Master of

Ingenieurgesetz Berlin:

Kriterien für die Berechtigung zum Führen der 
Berufsbezeichnung „Ingenieur“
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Engineering“ (M.Eng.) begründen
den Anspruch auf die Berufsbe-
zeichnung „Ingenieur“, sofern die
in den nachfolgenden Punkten 6-9
genannten Bedingungen erfüllt
sind.

5) Die Abschlüsse „Bachelor of Sci-
ence“ (B.Sc.) und „Master of Sci-
ence“ (M.Sc.) sowie „Master of
Arts“ (M.A.) begründen den
Anspruch auf die Berufsbezeich-
nung „Ingenieur“ nur, wenn
zusätzlich zu den in den Punkten 6-
9 genannten Bedingungen auch
die unter den Punkten 1 und 2
genannten Bedingungen erfüllt
sind.

6) Die Befähigung zur Lösung techni-
scher Aufgabenstellungen mit Hil-
fe mathematisch-naturwissen-
schaftlicher Methoden setzt eine
gründliche Auseinandersetzung
mit ingenieurwissenschaftlichen
Inhalten voraus. Dafür bedarf es
eines mindestens 6-semestrigen
Studiums mit insgesamt minde-
stens 180 Leistungspunkten nach
ECTS.

7) Mindestens 70% der Studieninhal-
te müssen Fächern aus dem mathe-
matischen, informationstechni-
schen, naturwissenschaftlichen

oder technischen Bereich („MINT“)
gewidmet sein. Somit müssen min-
destens 126 Leistungspunkte in
“MINT-Fächern“ und unter Berück-
sichtigung der Punkte 1-3 dieser
Aufstellung mindestens 90 Lei-
stungspunkte davon in Technikfä-
chern erbracht worden sein.

8) Der Ingenieurberuf orientiert sich
stets an Fragen der technischen
Umsetzung von Aufgabenstellun-
gen in die betriebliche Praxis. Um
diese Motivation von Anfang an zu
befördern, gehört zu einem inge-
nieurwissenschaftlichen Studium
ein fachbezogenes Praktikum im
Umfang von mindestens 12
Wochen Dauer.

9) Der Ingenieurberuf ist ergebnisori-
entiert, was sich auch im Abschluss
eines ingenieurwissenschaftlichen
Studiums widerspiegeln muss.
Daher gehört zu einem ingenieur-
wissenschaftlichen Studium eine
fachbezogene Abschlussarbeit im
Umfang von mindestens 10 Lei-
stungspunkten.

10) Auch Wirtschaftsingenieure sind
Ingenieure, wenn das von ihnen
absolvierte Studienprogramm hin-
reichend starke Akzente auf inge-
nieurwissenschaftliche Inhalte

setzt. Als Maßstab sollten in quan-
titativer Hinsicht auch hier minde-
stens 126 Leistungspunkte in
„MINT-Fächern“ und davon min-
destens 90 Leistungspunkte in
Technikfächern gelten.

11) Um die Vergleichbarkeit von im
Ausland erbrachten Studienlei-
stungen hinsichtlich ihres Aufwan-
des mit entsprechenden deutschen
Angeboten zu erleichtern, können
je 30 Arbeitsstunden mit einem
Leistungspunkt (CP) äquivalent
gesetzt werden. Üblicherweise
sollte mindestens ein Drittel des
Studienaufwands in Form von Prä-
senzzeiten erbracht worden sein.
Die gesetzlichen Vorgaben zur
Anerkennung von im Ausland
erworbenen Abschlüssen bleiben
davon unberührt.

Diese Kriterien können als Mindestvor-
aussetzung für die Berechtigung zum
Führen der Berufsbezeichnung „Inge-
nieur“ angesehen werden. Ob die
Berufsqualifikation darüber hinaus auf
dem Niveau eines Bachelors oder eines
Masters erreicht worden ist, ist eine
Frage des erreichten, akademischen
Abschlussgrades.
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Eine eigene Sprache der Physik
Entkoppeln wir Physiker uns sprachlich von der Gesellschaft?

o. Univ. Prof. Dr. Gero Vogl

Kommunizieren
wir Physiker ge-
nug? Machen wir
unseren Mitbür-
gerinnen und
Mitbürgern mit
einfachen Be-
griffen klar, was
all die Fortschrit-
te für sie bedeu-
ten, die unsere

Wissenschaft erzielt und welche die
Welt in den letzten 200 Jahren stärker
verändert haben als alle Fortschritte
über hunderte oder gar tausende Jahre
vorher? Ich bezweifle das. In der wich-
tigsten Frage unserer technischen Ge-
sellschaft, woher die Energie be-
ziehungsweise der elektrische Strom
kommt, herrscht bis in die Reihen der

Entscheidungsträger physikalisch-tech-
nisches Unwissen. Denn sonst würden
Wunschvorstellungen und Verspre-
chen über Versorgungssicherheit, CO2-
Reduktion, Batterieleistungsfähigkei-
ten, Wasserstofftechnologie oder
Kernenergie nicht so oft quasireligiös
diskutiert – und beschlossen! Wo das
Wissen fehlt, beginnt der Aberglaube.
Wir sind auf dem Weg, nicht mehr dem
Informationsanspruch der Gesell-
schaft, die unsere wissenschaftliche
Tätigkeit finanziert, gerecht zu wer-
den. 

Nein, wir Physiker kommunizieren
nicht genug! Wir sprechen auch gar
nicht mehr die Sprache des Volks; wir
sprechen mit Kollegen nur zu häufig
eine eigene Sprache: „poor English“.

Ich meine, das ist ein beruhigendes
Indiz, und dass die wenigsten unter uns
das gefährlich finden, ist noch beruhi-
gender. 

Früher haben wir unsere Gastforscher
zum Deutschlernen ins Goethe-Institut
geschickt. Die Monate, in denen sie
dort viel Zeit neben ihrer Arbeit im
Labor verbrachten, lohnten sich. An-
schließend konnten sie mit den Leuten
in der Werkstatt und im Lebensmittel-
laden reden und verstanden unsere
Seminarvorträge. Heute passen wir uns
an: Wenn auch nur ein einziger im
Seminar sitzt, der des Deutschen nicht
völlig mächtig ist, sprechen wir unser
oft „poor English“, und wenn keiner
drin sitzt, „zur Übung“ auch. Genauso
oft ist Englisch die dominierende Spra-
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che auf Tagungen in deutschsprachi-
gen Ländern.

Doch aus meiner Sicht führt der freiwil-
lige Verzicht auf die Verwendung der
Muttersprache zum Verlust der Ge-
wandtheit im Ausdruck, zu seiner Ver-
flachung und letztlich zum „Sprachver-
lust“: Raffinierte Wendungen erfor-
dern schon in der Muttersprache mehr
als Routine, Humorvolles kommt in
einer fremden Sprache nicht recht an,
und auch dialektale Einsprengsel sind
nicht möglich. 

Der Sprachschatz und die sprachliche
Gewandtheit sind gegenüber der Mut-
tersprache verarmt. 

Ich bin geprägt durch das Wienerisch
meiner Studentenzeit, es war voll von
Dialektausdrücken aus dem Jiddischen,
dem Böhmisch-Tschechischen, dem
Französischen, dem Italienischen. Heu-
te spricht auch in Wien die Jugend
abgeschrumpftes Fernseh-Hoch-

deutsch – und „poor English“. Ich
behaupte, dieser Sprachverlust korre-
liert mit dem Rückgang des Lesens von
Literatur außerhalb des eigenen Fachs.
Schrödinger hat noch selbst gedichtet,
und Einstein würzte seine Veröffentli-
chungen mit sarkastischen Bemerkun-
gen.

Die Gesellschaft zerfällt in die natur-
wissenschaftlich technische „Elite“ und
die breite „Öffentlichkeit“. Und die
„Elite“ schafft es immer weniger, die
Komplexität der heutigen Welt dem
Normalbürger in seiner Sprache zu ver-
mitteln, ihn über drohende Gefahren
oder neue Möglichkeiten zu informie-
ren. „Ein Physiklehrer, der sein Fach auf
Englisch gelernt hat, kann es schlecht
mitreißend auf Deutsch unterrichten“,
schrieb Dr. Dietrich Voslamber im Phy-
sik-Journal 10 (Februar 2011, S. 3). 

Die Veranstaltungen im DPG-Jubilä-
umsjahr könnten Anlass sein, unsere

Bereitschaft zu überdenken, die Gesell-
schaft auf für sie verständlichem Weg
zu informieren.

Das sind Gedanken eines alten Profes-
sors, so mögen viele junge Kollegen
denken: Um eine Karriere zu machen,
kann man sich heute weder Shake-
speare noch Goethe, weder ein Rilke-
Gedicht noch ein Handke-Theaterstück
leisten. Vielleicht haben sie ja recht:
Wir sind Getriebene…

Ich habe nicht gendergerecht geschrie-
ben, schon weil ich den Eindruck habe,
dass es bei den weiblichen Mitgliedern
unserer Wissenschaftsgesellschaft mit
der Sprachbeherrschung etwas besser
aussieht.

Erschienen in: Physik Journal 19 (2020)
Nr. 6, S. 3. Mit freundlicher
Genehmigung von Wiley-VCH Verlag
GmbH & Co. KGaA.
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Er hatte das perfekte Bild im Sinn und
brachte es selbst zu Papier: eine Kom-
position italienisch anmutender Bau-
körper in einer malerischen Land-
schaft. Preußenkönig Friedrich Wil-
helm IV. (1795–1861) wünschte sich in
Reichweite seiner Potsdamer Residenz
ein neues Gotteshaus. Die ab 1845 am
südöstlichen Rand des Schlossparks
Sanssouci errichtete Friedenskirche
bezaubert bis heute Besucher aus aller
Welt. Damit sie ihr markantestes Ele-
ment behält, muss dringend gehandelt
werden: Der 42 Meter hohe Glocken-
turm ist in seiner Substanz gefährdet.

Die ganze Dramatik der Schäden
erschließt sich allerdings nur den Fach-
leuten, die mit der Sicherung des Bau-
werks betraut sind und sein Innenle-
ben kennen. Damit die Mauern nicht
irgendwann wegbrechen, müssen die
Zwischendecken etagenweise mit Edel-
stahl versteift werden. Das Sanierungs-
konzept steht. Nur im Finanzierungs-
plan klafft noch eine Lücke. Deshalb
startet die Deutsche Stiftung Denkmal-

schutz jetzt gemeinsam mit der Stif-
tung Preußische Schlösser und Gärten
Berlin-Brandenburg und dem Bauver-
ein der Friedenskirchengemeinde eine
Spendenkampagne.

Beten wie in Rom

Dass der grazile Glockenturm man-
chem Rom-Kenner vertraut erscheint,
ist kein Zufall. Pate stand der romani-
sche Campanile von Santa Maria in Cos-
medin. Auch die Kirche hat in San Cle-
mente ein römisches Vorbild. Die Quel-
le ist bekannt: Die deutschen Architek-
ten Johann Gottfried Gutensohn und
Johann Michael Knapp hatten zwi-
schen 1822 und 1827 eine umfangrei-
che Kupferstichsammlung der frühen
und mittelalterlichen Kirchen Roms
herausgebracht. Für den tief religiösen
Friedrich Wilhelm wurde sie zu einem
wichtigen Fundus – nicht nur in archi-
tektonischer, sondern auch in politi-
scher Hinsicht. Die frühchristliche Basi-
lika verklärte er zum Symbolbau einer
idealen Gesellschaft.

Risse im Traumbild
Ein Campanile in Preußen! Mit Zitaten italienischer Baukunst wollte Friedrich Wilhelm IV. sich das Sehnsuchtsland 
nach Potsdam holen. Jetzt muss der freistehende Glockenturm der Friedenskirche zu Sanssouci saniert werden. 
Unterstützen Sie das wertvolle Denkmal mit einer Spende!

Bettina Vaupel 

Blick aus der Campanile 
der Potsdamer Friedenskirche

© Deutsche Stiftung
Denkmalschutz/Bugenhagen
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Es gab noch eine Besonderheit, mit der
er seine Kirche in der Tradition veran-
kern wollte: ein venezianisches Mosaik
aus dem frühen 13. Jahrhundert, das
Christus als Weltenherrscher zeigt.
Schon als Kronprinz konnte er sich die-
se Kostbarkeit sichern. 1834, als auf der
Insel Murano die Kirche San Cipriano
abgerissen werden sollte, ließ er das
Kunstwerk durch italienische Speziali-
sten in mühevoller Kleinarbeit von der
Apsis abnehmen und auf 111 Gipsplat-
ten aufziehen. Per Schiff gelangten sie
nach Potsdam und harrten dort einer
geeigneten Bestimmung. Nachdem
Friedrich Wilhelm am 7. Juni 1840 den
Thron bestiegen hatte, nahm seine
Vision Gestalt an. Der Friedenskirche,
als Hof- und Gemeindekirche zugleich
gedacht, widmete sich der künstlerisch
begabte Monarch mit besonderer Lei-
denschaft.

Als er seinen Architekten Ludwig Persi-
us mit der Ausarbeitung der Entwürfe
beauftragte, war dessen Spielraum
nicht mehr allzu groß. Die Ideen waren
skizziert und die Vorbilder gesetzt,
zudem war das 60 Quadratmeter gro-
ße Goldmosaik zu integrieren. Mit Atri-
um und Vorhalle entsprach auch der
Grundriss dem frühchristlichen Sche-
ma. Dem König schwebte ein kloster-
ähnlich umfriedeter Komplex mit
Kreuzgang und Nebengebäuden vor.
Für die Einbettung in die Landschaft
sorgte der Gartenarchitekt Peter
Joseph Lenné: Im künstlich angelegten
Friedensteich sollte sich die Kirche
effektvoll spiegeln. Am 14. April 1845
fand die Grundsteinlegung statt. Als
Persius kurz darauf starb, führten
Friedrich August Stüler, Ferdinand von
Arnim und Ludwig Ferdinand Hesse
den Bau fort. An der Ausgestaltung
waren die namhaftesten Bildhauer der
Zeit beschäftigt. Am 24. September
1848 war es soweit: Die Kirche wurde
„dem Friedefürsten Jesu Christo“
geweiht.

Der Campanile mit den charakteristi-
schen Dreierarkaden war 1850 voll-
endet. Nach dem Tod Friedrich Wil-
helms wurde die Anlage noch erwei-
tert: Den Bau der königlichen Gruft
unter der Kirche hatte er testamenta-
risch verfügt. 1890 kam das Mauso-
leum für Kaiser Friedrich III. hinzu.
Ganz gleich, aus welcher Richtung man
auf die gestaffelten Baukörper schaut –
ob über den Teich hinweg, vom Marly-
garten oder aus der Stadt: Immer bie-
tet sich eine kunstvoll arrangierte
Ansicht, die von dem imposanten Cam-
panile bestimmt wird.

Italien an der Havel

Die Friedenskirche stand nicht für sich.
Sie war ein wichtiger Baustein in dem
Gesamtkunstwerk, in das Friedrich Wil-
helm seine zweite Residenz verwan-
deln wollte. Italien an die Havel zu
bringen – diese Idee hatte den Roman-
tiker bereits als Kronprinz umgetrie-
ben. Sein Schloss Charlottenhof ließ er
ab 1826 von Karl Friedrich Schinkel im
Stil einer antiken römischen Villa
umgestalten. Zwei Jahre später
gewährt ihm der Vater die lang erbete-
ne Italienreise, die ihn bis an den Golf
von Neapel führt. Begeistert saugt er
alles auf, zeichnet wie besessen und
hält die Erlebnisse in seinem Reisetage-
buch und in den Briefen an seine Frau
fest. „Wie versteinert“, „fast ohnmäch-

tig“, „von Schweiß und Entzücken trie-
fend“ steht er den Sehenswürdigkei-
ten endlich leibhaftig gegenüber.

Danach ist klar: Wenn er schon nicht
dauerhaft in diesem Land verweilen
darf, muss er seine Sehnsucht in Pots-
dam stillen. Was unter Friedrich II. mit
der Nachahmung römischer Palastfas-
saden begonnen wurde, will er perfek-
tionieren. Zusammen mit Lenné schaf-
fen seine Architekten stimmungsvolle
Orte, an denen man sich wie im Süden
fühlen muss. Neben den königlichen
Bauten, wie den Römischen Bädern
oder dem Orangerieschloss, zeugt auch
der für Potsdam so typische Villenstil
von der Italienliebe des Preußenkö-
nigs. Nach seiner Anregung entwarf
Persius unzählige Turmvillen. Mit
ihrem wichtigsten Motiv, dem Campa-
nile oder Belvedere, waren sie eine der
Maßnahmen zur Verschönerung der
Landschaft. In diesem Sinne hatte
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Campanile der Potsdamer Friedenskirche

© Deutsche Stiftung Denkmalschutz/Bolz
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Friedrich Wilhelm gerade die nähere
Umgebung der Friedenskirche im Blick
und forcierte am Marlygarten und in
der angrenzenden Vorstadt den Neu-
oder Umbau diverser Wohnhäuser.
Damit alles passte, bekamen Gärtner,
Stall- oder Küchenmeister großzügige
Bauzuschüsse. Nachfolgende Architek-
tengenerationen haben die Villenbau-
weise fortgesetzt: Der Turmbau zu
Potsdam machte Schule.

Es ist Zeit zu handeln!

War der Campanile der Friedenskirche
ästhetisch notwendig für das Gesamt-
bild, so folgte sein Inneres einer ande-
ren Gesetzgebung. In technischer Hin-
sicht war der Glockenturm nämlich
ganz auf der Höhe der Zeit. Eine gussei-
serne Konstruktion mit einer kunstvoll
verzierten Wendeltreppe bildete das
Gerüst. Das industriell gefertigte Mate-
rial hatte seinen Siegeszug gerade erst
angetreten. Es fehlte allerdings noch
an Erfahrungen mit den bautechni-
schen Besonderheiten. Ungehindert

eindringendes Regenwasser, eine
unzureichende Entwässerung und
mangelnde Wartung führten im Lauf
der Jahrzehnte zu starken Korrosions-
schäden. Bereits 1905 wurden die mit
den Außenwänden verbundenen
Eisengussplatten ausgebaut und durch
massive Geschossebenen aus Stahlbe-
ton ersetzt.

Auch dieses Trägersystem hat seine
Belastungsgrenze nach weit über hun-
dert Jahren überschritten und bietet
inzwischen ein erschreckendes Bild: Die
Betonböden sind aufgerissen, die
Stahlbewehrung ist von Rost zerfressen
und statisch kaum mehr tragfähig. Das
Mauerwerk weist ebenfalls beträchtli-
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Jedes Detail von erlesener Qualität:
Säulenkapitell aus weißem Carrara-
Marmor. 

© Roland Rossner, 
Deutsche Stiftung Denkmalschutz, Bonn

Engel mit den Marterwerkzeugen Jesu 
am Fuß des Osterleuchters 
von Carl Steinhäuser. 

© Roland Rossner, 
Deutsche Stiftung Denkmalschutz, Bonn

Inspiriert von bedeutenden Kirchen in
Rom: der prächtig ausgestaltete
Innenraum. 

© Roland Rossner, 
Deutsche Stiftung Denkmalschutz, Bonn
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che Schäden auf. Terrakotta- und Stein-
elemente sind abgeplatzt. Einige der
Sandsteinsäulen in den Rundbogenöff-
nungen sind der Last nicht mehr
gewachsen und wurden provisorisch
gesichert. Auch die Glockenstühle müs-
sen instandgesetzt werden. Das einst
weithin sichtbare Turmkreuz wurde
wegen drohender Absturzgefahr
demontiert. Und noch ein Detail wirkt
wie eine stumme Mahnung: Die Zeiger
der Turmuhr stehen still. Es ist genug
Zeit verstrichen – die Sicherung des
Campanile darf nicht länger aufge-
schoben werden!

Bereits 2015 hatte die Deutsche Stif-
tung Denkmalschutz gemeinsam mit
dem Bauverein der Friedenskirchenge-
meinde zu Spenden aufgerufen, um

notwendige Instandsetzungsarbeiten
an der Friedenskirche zu ermöglichen.
Mit Erfolg: Seit 2018 sind die Seitendä-
cher der Basilika wieder dicht, das
venezianische Apsismosaik ist restau-
riert. Die Friedenskirche ist ein wesent-
licher Bestandteil der einzigartigen,
von den preußischen Königen initiier-
ten Kulturlandschaft, die seit nunmehr
30 Jahren den Schutz der UNESCO
genießt. 1990 waren die Schlösser und
Parks von Potsdam und Berlin zur
ersten gesamtdeutschen Welterbestät-
te erklärt worden. Betreut werden die
Bauten und Gartenanlagen von der
Stiftung Preußische Schlösser und Gär-
ten Berlin-Brandenburg. Die gewaltige
Aufgabe der Turmsanierung kann sie
allerdings nicht allein bewältigen.
Zwar sind wichtige Geldgeber wie zum
Beispiel die Hermann Reemtsma Stif-
tung mit großem finanziellem Engage-
ment im Boot, doch fehlen immer noch
rund 500.000 Euro.

Die Friedenskirche ist im kirchlichen
und kulturellen Leben der Potsdamer
Innenstadt fest verankert. Die evange-
lische Gemeinde darf sie für alle Zeit
nutzen, so hatte es Friedrich Wilhelm
IV. verfügt. Dass das Gotteshaus mit sei-
ner festlichen Ausprägung besonders
beliebt für Trauungen, Taufen und
Konzerte ist, versteht sich von selbst.
Am Haupteingang zum Schlosspark
Sanssouci ist das Ensemble zugleich ein
Anziehungspunkt für die vielen Touri-
sten, die in Potsdam große Baukunst
erleben wollen.

In der Stadt sind in jüngster Zeit zahl-
reiche historische Fassaden rekonstru-
iert worden, weitere Wiederaufbauten
werden heiß diskutiert. Die Friedens-
kirche ist ein authentisches Denkmal
von höchstem Rang. Das meisterlich
inszenierte Bild ist immer noch im Ori-
ginal vorhanden, es muss nur gerettet
werden. Bitte machen Sie mit – jede
Spende hilft!

www.denkmalschutz.de/friedenskirche

Diesen Artikel finden Sie auch unter:

www.monumente-online.de

Mit freundlicher Genehmigung der

Redaktion MONUMENTE (Oktober-

Ausgabe 2020), Magazin der Deut-

schen Stiftung Denkmalschutz, Bonn
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Das Faltblatt kann beim Förderer-Ser-
vice bestellt werden – telefonisch
unter 0228 9091-250 oder per E-Mail
an foerderer@denkmalschutz.de

Detail der Potsdamer Friedenskirche

© Deutsche Stiftung
Denkmalschutz/Bugenhagen

Hier können Sie helfen!
www.denkmalschutz.de/
spende-friedenskirche

Spendenkonto:
IBAN DE 71 500 400 500 400 500 400
BIC COBA DE FF XXX
Commerzbank AG

Kennziffer: MN00068-04 X 
Friedenskirche Potsdam

Bitte fördern Sie mit Ihrer Spende
die Arbeit an der Potsdamer
Friedenskirche!
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„Auferstanden aus Ruinen“, die erste
Zeile des Textes der Nationalhymne der
DDR von Johannes R. Becher, liest sich
wie die Präambel eines Baupro-
gramms. Der Wiederaufbau der kriegs-
zerstörten Städte und die Schaffung
von Wohnraum für die ausgebombten
Bewohner und Millionen von Flüchtlin-
gen war in ganz Deutschland die dring-
lichste Bauaufgabe. Der Wiederaufbau
in Ost und West hat bei allen Gemein-
samkeiten jedoch auch unterschiedli-
che Ergebnisse hervorgebracht. Die
Dominanz öffentlicher Bauaufgaben,
unterschiedliche Planungsvorausset-
zungen durch das politische System
und die im System verankerte ideologi-
sche Konzeption der „Sozialistischen
Stadt“ setzten die Rahmenbedingun-
gen der neuen Architektur in der DDR.
30 Jahre nach der Überwindung des
Systems und dem damit einhergehen-
den Wunsch einer „damnatio memo-
riae“ klärt sich nunmehr, eine Generati-
on später, der fachliche und sachliche
Blick auf die Zeugnisse der DDR-Archi-
tektur und ihre qualitätvollen Beispiele.

Die Frage, ob der Palast der Republik
als zentraler Bau der DDR, symbol-
trächtig an der Stelle des Berliner
Schlosses über 20 Jahre nach dessen
Sprengung nach Plänen von Heinz
Graffunder errichtet, heute noch abge-

rissen würde, ist müßig. Die Diskussion
nach der Wende über die Denkmale
der DDR war durchweg eher politisch
als kunsthistorisch geleitet, konzen-
trierte sich auf die Vielzahl der abge-
räumten Standbilder von Lenin und
Marx, die Plattenbauten, die Reste der
Mauer und den Palast der Republik.

„Im Zentrum der Stadt liegen die
wichtigsten politischen, admini-
strativen und kulturellen Stätten.

Auf den Plätzen im Stadtzentrum
finden die politischen Demonstra-
tionen, die Aufmärsche und die
Volksfeiern an Festtagen statt.“

Aus den 16 Grundsätzen 
des Städtebaus 1950 

Das Hauptmerk des öffentlichen Inter-
esses lag – verständlicherweise – auf
den lange vernachlässigten und
erschreckend desolaten historischen
Stadtkernen und prägnanten Einzel-
bauten. Die Denkmalwürdigkeit der
Nachkriegsbauten zu prüfen und sich
mit ihren Qualitäten zu beschäftigen
musste, wie in den westlichen Bundes-
ländern, gelernt und vermittelt wer-
den. Zarte Versuche, vorhandene
Denkmalsubstanz in den Wiederauf-

bau einzubeziehen, wie etwa in Dres-
den, Weimar oder Halle an der Saale,
gingen in der schwierigen Wirtschafts-
lage unter – nicht zuletzt aufgrund der
gewaltigen Reparationsleistungen an
die Sowjetunion sowie der zentralisti-
schen Festlegung der „16 Grundsätze
des Städtebaus“ 1950. Es ging bei der
Wiederauferstehung aus Ruinen eben
nicht nur um ein Bauprogramm, son-
dern um eine neu zu gestaltende
Gesellschaft.

Die pathetische Überhöhung der neu-
en sozialistischen Stadt, in der sich die
neue sozialistische Gesellschaft nicht
nur widerspiegelt, sondern die ihre
Bürger prägt, findet ihren Ausdruck in
einer Vielzahl von Stadtentwürfen. In
Berlin als der Hauptstadt der DDR wur-
den die Baukapazitäten des ganzen
Landes vereint. Die neue, bis zu 90
Meter breite Magistrale, damals Stalin-
allee, heute Karl-Marx-Allee, führt von
Friedrichshain bis zum Alexanderplatz
und ist, dem Namensgeber angemes-
sen, mit repräsentativer Architektur
bestückt. Anders als die ersten Wohn-
bauten, die Laubenganghäuser von
Hans Scharoun, demonstrieren die
neoklassizistischen Bauten zwischen
Frankfurter Tor und Strausberger Platz
von Hermann Henselmann den
Anspruch der Hauptstadt der DDR.

Gleichzeitig lässt sich nur an wenigen
Orten der Wandel von der Architektur
der Nationalen Tradition zur industriel-
len Bauweise einer späten Moderne so
gut verfolgen wie hier. Man sollte „bes-
ser, schneller, billiger bauen“. Das Haus
des Lehrers folgt als Stahlskelettbau
mit Vorhangfassade den Forderungen
nach kostengünstiger industrieller
Bauweise. Das markante Großmosaik
von Walter Womocka nimmt nicht
mehr Bezug auf regionale klassizisti-
sche Vorbilder, sondern greift den
Gedanken des mexikanischen Wand-
bildes auf. Die Kombination der Verti-
kalen des Hochhauses mit dem über-
kuppelten Kubus des Kongressbaus mit
seinen eleganten Foyer- und Veranstal-
tungsräumen zeigt die Leichtigkeit
und Transparenz des Baus, der sich als
„optimistisches Selbstportrait eines
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Auferstanden aus Ruinen …
Spricht man über die Denkmalpflege in der DDR, denken die meisten an die Probleme beim Erhalt historischer Altstädte,
verlassene Dorfkirchen oder gar gesprengte Schlösser und Herrenhäuser. Dass in der DDR neue Bauten entstanden, die als
Denkmale ihrer Zeit und als künstlerische Schöpfungen heute unter Denkmalschutz stehen, wird selten thematisiert.

Dr. Ursula Schirmer

Das Ahornblatt an der Ecke Gertraudenstraße/Fischerinsel in Berlins Mitte stand als
Dokument moderner Ingenieursbaukunst unter Denkmalschutz. 

© Müther-Archiv, Hochschule Wismar

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 60



*Achten Sie auf das Q Siegel. Hersteller mit diesem unabhängigen Prüfsigel garantieren Übereinstimmung
mit der Bauartgenehmigung des DIBT (Deutsches Institut für Bautechnik). Nur das Q-Siegel garantiert die
Einhaltung der Qualitätsstandards der Norm DIN 4108-10. Mehr Infos über das Q-Siegel auf xps-qualität.de. 

So geht
dach heute.
Das Umkehrdach –
der neue Standard

XPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPS
XPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSX
PSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSXPSX

Verdoppeln Sie die 
Lebensdauer Ihres Daches:

• Höchste Druckfestigkeit

• Optimaler Schutz der Dachhaut

• Absolut wasserundurchlässig

• Witterungsunabhängige Verlegung

• Einfache Leckageortung

• Ideal für Dachbegrünung

• Unabhängig zertifiziert*

1/1 Seite von Roger Ferch
folgt

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 61



sich modern gebenden sozialistischen
Staates“ darstellt.

Mit der Neugestaltung des Alexander-
platzes verkörperte die Ost-Berliner
Mitte die Vorstellung von der Sozialisti-
schen Stadt. Er war Fußgängerzone
sowie Aufmarsch- und Paradeplatz,
geschmückt mit Weltzeituhr und dem
Brunnen der Völkerfreundschaft, ein-
gefasst von den wichtigen Aufgaben
gewidmeten Hochhausbauten – Leh-
rer, Statistik, Reisen, Elektroindustrie
und Verlagswesen – und überragt vom
Fernsehturm.

Denkmale der Nachkriegszeit
brauchen Freunde

Die Bauten des Sozialistischen Klassizis-
mus mit ihrem Dekorationsreichtum
fanden schnelle Akzeptanz als Denk-
male – ob in Berlin, in Rostock mit der
Langen Straße, in Leipzig am Roßplatz
oder in Magdeburg mit der Ernst-Reu-
ter-Allee. Man folgte dem Vorbild des

stalinistischen „Zuckerbäckerstils“ der
UdSSR. Die traditionelle Bauweise wur-
de jedoch den Vorstellungen von Zeit-
und Kostenrahmen nicht gerecht. So
hatten die 1953 von Nikita Chruscht-
schow initiierten Sparmaßnahmen auch
Folgen für das Bauen in der DDR. Doch
die in den 1950er Jahren entstandenen
großzügigen Wohnungen sind bis heu-
te beliebt.

Ihre repräsentative und detailreiche
Architektur, die traditionelle Bauweise
und Formensprache entspricht unseren
denkmalpflegerischen Sehgewohnhei-
ten. Die Architektur der 1960er und
1970er Jahre kämpft – wie in den west-
lichen Bundesländern – um ihre Aner-
kennung und um begeisterte Fans, die
sich für sie engagieren.

Doch selbst da, wo es Anwälte und
Freunde gab, haben sie einen herben
Verlust an origineller Architektur in
Berlin nicht verhindern können, siehe
etwa das Ahornblatt an der Gertrau-

denstraße, eine der Hyperschalenbau-
ten Ulrich Müthers von 1969 bis 1973.
Die fünf fächerartig angeordneten
hyperbolisch-paraboloiden Betonscha-
len des Dachs gaben dem Bau seinen
Namen. Die leichte Schalenkonstrukti-
on ermöglichte eine völlige Verglasung
der Außenwände, die nur durch Son-
nenschutzlamellen gegliedert waren.
Dass das Ahornblatt ein Musterbeispiel
von Müthers Hyperschalenkonstrukti-
on ist, die zum internationalen Export-
schlager der DDR-Architektur avancier-
te, rettete das Ahornblatt ebenso
wenig wie die Unterschutzstellung. 

Der Wunsch, internationale Anerken-
nung durch gute Architektur im Lande
zu gewinnen, zeigt sich besonders
beim Bau des neuen Gewandhauses in
Leipzig, von 1976 bis 1981 nach einem
Entwurf von Rudolf Skoda errichtet.
Durch den Einfluss des damaligen
Gewandhauskapellmeisters Kurt Masur
entstand nach über 30 Jahren Proviso-
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Das frühere Premierenkino der Hauptstadt der DDR ist heute adäquater Veranstaltungsort der Berlinale (s. MONUMENTE 6.2016, S. 52–57).
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rium in der Kongresshalle am Zoo an
zentraler Stelle der einzige reine Kon-
zertbau in der DDR. Den Bau zeichnet
nicht nur die hervorragende Akustik
des Großen Saales mit seiner Schuke-
Konzertorgel aus, sondern auch seine
gestaffelten Baumassen. Zum Augu-
stusplatz setzt die vorkragende Glas-
front unter einem mächtigen sand-
steinverkleideten Abschluss einen mas-
sigen Akzent direkt gegenüber dem
Opernhaus. Zur Moritzbastei und zum
Park hin vermitteln terrassierte Ge-
schosse. Durch die großzügige Glas-
front wirken bei festlicher Beleuchtung
die vier Geschosse des Hauptfoyers, die
Treppenanlage und das monumentale
Deckengemälde von Sighard Gille in
den Platz hinein.

Die prominente Gästeliste zur Eröff-
nung am 8. Oktober 1981 zeigt, wel-
cher Bedeutung diesem Kulturbau für
ein international renommiertes Orche-
ster zugemessen wurde. Dass Kurt
Masur das Gewandhaus im Herbst 1989
zu den Gewandhausgesprächen öff-
nen würde, wodurch das Gebäude eine
wichtige Plattform für die politische
Opposition der DDR wurde, ahnte
damals niemand.

Kultur braucht ihren Raum 

Da es kaum private und nur wenige
kirchliche neue Bauaufträge gab, spiel-
ten die öffentlichen Bauten neben dem
Wohnungsbau eine wichtige Rolle in
der Architektur der DDR. Insbesondere
die Kulturbauten boten vielfältige
Möglichkeiten. Neben dem Kino Inter-
national, dem Kino Kosmos und dem
Café Moskau an Berlins Prachtallee
wurden Kulturhäuser als eigenständi-
ge Bauaufgabe entwickelt. In den Mul-
tifunktionshäuern mit Sälen und Räu-
men für Ausstellungen, Vorträge, Kon-
zerte und Feste, mit Bibliothek und
Gastronomie stellte der Staat in fast
jeder Stadt und auch in ländlichen
Regionen Räume kostenlos zur Verfü-
gung. Sie spiegeln die unterschiedli-
chen Stilentwicklungen der DDR-Archi-
tektur wider, vom traditionellen Bau-
stil in Anlehnung an Gutshäuser wie in
Brieske und Plessa in Brandenburg und
im mecklenburgischen Mestlin bis zum

palastartigen Kulturhaus der Wismut
AG in Chemnitz. Mit den Kulturhäu-
sern verknüpfen sich viele Erfahrungen
der Menschen, die sich bis heute in Ver-
einen für den Erhalt der Kulturhäuser
einsetzen. Hier wird die Bedeutung
von Denkmalen als Identifikationsorte
deutlich.

Fachliche Anerkennung und eine gro-
ße Fangemeinde haben inzwischen die
Schalenbaukonstruktionen von Ulrich
Müther. Seine Schalenbauweise war
zeitaufwendig, aber materialsparend
und für vielfältigste Bauaufgaben ein-
setzbar. Seinen Warnemünder Teepott
von 1968 zeichnete die Bundesinge-
nieurkammer als „Historisches Wahr-
zeichen der Ingenieurbaukunst in
Deutschland“ aus, an der Seenotret-
tungsstation in Binz von 1981 oder
dem Musikpavillon von Sassnitz von
1987 kommt kein Buch über moderne
Architektur vorbei.

Wenn nach der klassischen Moderne
und der Nachkriegsarchitektur inzwi-
schen bereits die Bauten der 1960er
und 1970er Jahre in den Blick der Denk-
malpflege gelangen, ist das nicht
zuletzt der Schnelllebigkeit des Bauge-
schehens geschuldet. Bauten eine
Generation von der Denkmalpflege
unbearbeitet zu lassen, bis mit dem
notwendigen zeitlichen Abstand die
Enkelgeneration ihren wahren Wert
erkennen kann, könnte dazu führen,

dass es keine Bauten einer Epoche
mehr gibt, wenn man sie in Augen-
schein nimmt. Denkmalqualitäten
haben zwar ausdrücklich – ein Blick in
die Denkmalschutzgesetze mag aktuell
für einige Kritiker sinnvoll sein – nicht
nur etwas mit Ästhetik zu tun, aber es
ist nötig, diese Werte zu vermitteln und
verständlich zu machen. In Erfurt konn-
ten im Patrizierhaus zum Güldenen
Krönbacken die Besucher der Ausstel-
lung „DDR-Architektur – entbehrlich
oder erhaltungswürdig?“ über diese
Frage abstimmen. Die Beschäftigung
mit dieser Frage ist ein erster wichtiger
Schritt. Ein Bewusstsein für die Bedeu-
tung der Architektur dieser Zeit als
Wissensspeicher und für die Schönheit
der Zeugnisse unserer jüngeren
Geschichte zu schaffen ist wichtig für
deren Erhalt – in Ost und West.  

Diesen Artikel finden Sie auch unter:
www.monumente-online.de

Mit freundlicher Genehmigung der
Redaktion MONUMENTE (Oktober-
Ausgabe 2020), Magazin der Deut-
schen Stiftung Denkmalschutz, Bonn
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Mit dem kleinen Bau der Seenotrettungsstation bei Binz schuf Müther eine Inkunabel der
modernen Architektur. Heute finden in dem 2018 renovierten Bau Trauungen statt. 

© Rügenmagic, Axel Schuldt
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Sie schießen in Berlin seit Monaten wie
Pilze aus dem Boden. Wie Giftpilze! Wo
sich gestern noch ein anmutiges Gasla-
ternen-Ensemble befand, wächst quasi
über Nacht etwas aus dem Boden. Wor-
um geht es? In einigen Zeitungsarti-
keln sprach man von sogenannten
„UFO-Laternen“, die mehr und mehr
im Stadtbild auftauchen. Vor allem in
den östlichen Bezirken, wo Gaslater-
nen ohnehin eher selten waren und
erst nach 1990 wieder Dank der Städti-
schen Gaswerke GASAG eine Renais-
sance erlebten, wurden in den letzten
Jahren zahlreiche dieser Lichtständer
aufgestellt, vorhandene Gaslaternen,
vor allem Hänge- und Aufsatzleuchten
wurden abgerissen. Inzwischen trifft es
aber längst auch die ehemaligen West-
Bezirke. Offenbar wahllos und ohne
irgendeinen Plan werden beispielswei-
se in Berlin-Lichtenrade Gaslaternen
entfernt – mal hier, mal da – und anstel-
le dieser LED-Strahler hingepflanzt.
Einfach mittenrein in ein Band mit Gas-
laternen, quasi wie eine Duftmarke der
Berliner Senatsverwaltung. In vielen
Straßen tauchen sie plötzlich ganz
unvermittelt auf. 

Die LED-Strahler spotten schon städte-
baulich jeder Beschreibung, die Maste
und damit auch die Lichtpunkthöhen
sind deutlich höher als die der Gas-
leuchten und liegen bei 4,50 bis fünf
Metern. Darauf sind dann flache Teller
mit Leuchtdioden (LED) montiert,
deren knall-grelles Licht nicht nur zahl-
reiche Grundstücke in kalkweißes Licht
taucht, sondern auch in Wohn- und
Schlafzimmer blendet. Zudem sorgt
diese Leuchte für einen Lichtsmog son-
ders gleichen. Wer steckt hinter diesen
Verschandelungen des Stadtbildes?

War da nicht etwas mit sogenannten
„Gasersatzleuchten“, die man anstelle
der althergebrachten Gaslaternen auf-
stellen wollte? Optisch baugleiche
Leuchten wie die bisherigen Gaslater-
nen, jetzt aber mit Stromanschluss und
LED, die man hinter gläsernen Hütchen
versteckt hat und so Gasglühkörper
imitieren sollten? Hatte Berlins Senats-
verwaltung nicht versprochen, diese
Gaslaternen-Attrappen künftig zu
installieren?

Man findet diese Gaslaternen-Fakes,
also Laternen, die optisch an Gasauf-
satzleuchten erinnern, nach wie vor. Zu
Tausenden wurden diese Gaslicht-Imi-
tatleuchten in den letzten Jahren in
Berlin aufgestellt. In Spandau, in Char-
lottenburg oder auch Neukölln. Und
die Senatsverwaltung versprach
öffentlichkeitswirksam schon im Juni
2014, die Gaslaternen würden eins zu
eins gegen optisch baugleiche LED-
„Gaslicht-Imitat-Leuchten“ ausge-
tauscht, auch viele Laternenmaste wür-
den weiterverwendet. „Man habe be-
wusst diesen Weg der Umrüstung
gewählt, weil das LED-Licht die Straßen
genauso beleuchten kann, wie es zuvor
die Gaslaternen getan haben.“ Und
weiter hieß es: „dass sich diese moder-
ne Straßenbeleuchtung in das Stadt-
bild einfügt und den Charakter der
Quartiere nicht verändert“.

Wurde die Öffentlichkeit getäudscht?

Inzwischen fragen wir uns, ob man Ber-
lins Bevölkerung und die Öffentlichkeit
vielleicht getäuscht hat? Denn von der
weiteren Aufstellung dieser Gaslater-
nen-Attrappen scheint inzwischen
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Berlins neue Giftpilze
Bettina Raetzer-Grimm

Berlin-Lichtenrade
Bamberger Str.:

Leuchtenkopf der
“UFO”-Leuchte.

Berlin-Lichtenrade: Hohenzollernstraße – jeweils von beiden Straßenseiten aus betrachtet.
“UFO” und gegenüber die bisherige Gasleuchte.
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nicht mehr die Rede zu sein, vielleicht
ist dem Senat diese Form des Beleuch-
tungsaustauschs zu teuer. Möglicher-
weise können auch keine Fördermittel
aus Brüssel mehr für die Erneuerung
der Straßenbeleuchtung generiert
werden.

Stattdessen setzt die Senatsverwaltung
jetzt auf technisch einfache und op-
tisch ziemlich banale Leuchten der
Marke „tänzelnde Untertasse auf
Regenrohr“.

Es steht zu vermuten, dass die Senats-
Verantwortlichen die Reaktionen der
betroffenen Berliner Bevölkerung aus-
testen wollen. Gibt es nennenswerten
Widerstand, ja richtigen Knatsch we-
gen des Aufstellens dieser Elektro-
leuchten? Oder nehmen es die Anwoh-
ner mit Gleichmut und der bisweilen
schon bekannten Berliner „Wurschtig-
keit“ einfach hin, dass die „Blendgra-
naten“ in ihre Wohnzimmer strahlen?
Gibt es doch einmal eine Reaktion von
Anwohnern, so werden offenbar Ne-
belkerzen gestreut. Angeblich seien
diese „UFO-Leuchten“ nur ein Proviso-
rium. Doch aus Insiderkreisen ist zu
hören, dass diese „Untertasse“ die
künftige Standard-Laterne in Berlin
werden soll. Man will also wie es
scheint die Akzeptanz der Berliner aus-
loten. Und wenn die Proteste ausblei-
ben, geht es los mit dem Zupflastern
Berlins mit diesem geschmacklosen
Lichtmast, der so auch in Castrop-Rau-
xel oder Mülheim-Kärlich stehen könn-
te. Mit Berlin und dem gewachsenen
Stadtbild hat dieses Teil nichts zu tun,
städtebaulich ist dieses Ungetüm ein
Desaster.

Verschwinden die 
gußeisernen Maste?

Es sollen also wahrscheinlich – bis auf
die angeblich 3.300 unter Schutz ge-
stellten – alle Gaslaternen samt gussei-
serner Bündelpfeiler verschwinden.
Viele Gaskandelaber wurden bereits
auf den Schrott geworfen, ihr histori-
scher Wert, etliche waren über 130 Jah-
re alt, spielte keine Rolle. Bis auf besag-
te wenige Reste, die der Senat verspro-
chen hatte, stehen zu lassen. Doch
glaubhaft ist selbst das nicht.

Denn auch die Zusage, die elektrisch
betriebenen Gaslaternen-Attrappen
würden ein Licht genau wie Gaslicht
spenden, ist Stand heute inzwischen als

unwahr zu entlarven. Das Licht der
Attrappen ist neuerdings deutlich wei-
ßer, dürfte eher bei 3.000 Kelvin Farb-
temperatur liegen. Gaslicht hat eine
Temperatur von 2.700 Kelvin. Die
ersten Fakes (damals auch gern als
„Gasersatzleuchte“ bezeichnet), die
man einst der Öffentlichkeit vorstellte,
leuchteten noch mit dieser Gaslicht-
Farbe, doch das wurde klammheimlich
offenbar irgendwann geändert. Das
behagliche, honigfarbene Gaslicht soll
offenbar aus der Hauptstadt verbannt
werden, auch die elektrisch betriebene
Imitat-Variante.
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Goldschmidtweg “UFO” zwischen Gasleuchtenreihe ...

Berlin-Lichtenrade/PrinzessinnenstraßeBerlin-Lichtenrade/Krügerstraße Dezember 2019: 
Größenvergleich, völlig unterschiedliche Lichtpunkthöhen
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Der Bundestag hat heute dem Entwurf
der Bundesregierung zur Änderung
des Gesetzes zur Regelung von Inge-
nieur- und Architektenleistungen
(ArchLG) zugestimmt. Darin festge-
schrieben ist nun auch der Begriff der
„Angemessenheit von Honoraren“.

„Wir begrüßen die Entscheidung des
Deutschen Bundestages, dass Inge-
nieur- und Architektenleistungen auch
weiterhin angemessen honoriert wer-
den sollen. Damit sind die Abgeordne-
ten erfreulicherweise der gemeinsa-
men Forderung von Bundesingenieur-
kammer, Bundesarchitektenkammer

und AHO gefolgt. Gute Qualität gibt es
nicht zum Nulltarif. Das gilt auch für
Ingenieurleistungen. Daher ist dies
auch eine gute Entscheidung im Sinne
des Verbraucherschutzes“, kommen-
tierte der Präsident der Bundesinge-
nieurkammer, Hans-Ullrich Kammeyer,
den Beschluss.

Die Änderung des ArchLG war notwen-
dig geworden, weil der Europäische
Gerichtshof mit seinem Urteil vom 4. Juli
2019 die Verbindlichkeit der Mindest-
und Höchstsätze der Honorar- und
Gebührenordnung für Architekten und
Ingenieure (HOAI) gekippt hatte. Das

Gesetz zur Regelung von Ingenieur- und
Architektenleistungen ist die Ermächti-
gungsgrundlage für die HOAI und muss-
te daher geändert werden.

Die Bundesingenieurkammer (BIngK)
vertritt die gemeinschaftlichen Interes-
sen der 16 Länderingenieurkammern.
Seit mehr als 30 Jahren setzt sie sich
bundesweit und auf europäischer Ebe-
ne für die Belange von rund 45.000
Ingenieurinnen und Ingenieuren ein.

Alexandra Jakob
Kommunikation und Presse
Bundesingenieurkammer

Recht
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Pressemitteilung vom 08. Oktober 2020

Bundestag beschließt Angemessenheitsregelung 
für Honorare von Ingenieur- und Architektenleistungen

Der Bundesrat hat heute dem von der
Bundesregierung vorgelegten Entwurf
der Verordnung zur Änderung der
Honorarordnung für Architekten und
Ingenieure (HOAI) ohne Änderungen
zugestimmt. Damit kann die geänderte
HOAI wie geplant zum 1. Januar 2021 in
Kraft treten. AHO, Bundesarchitekten-
kammer und Bundesingenieurkammer,
die das Verfahren begleitet haben,
sehen ein insgesamt tragfähiges, wenn
auch nicht optimales Ergebnis.

„Grundsätzlich sind wir erfreut darüber,
dass die HOAI auch künftig als verlässli-
cher Orientierungsrahmen zur Kalkula-
tion von Honoraren für Architekten und
Ingenieure dient. Allerdings hätten wir
uns gewünscht, dass die Verordnung die
Notwendigkeit deutlicher macht, dass
diese Honorare auch in Zukunft ange-
messen sein müssen“, sagte dazu Dr.-
Ing. Heinrich Bökamp, Präsident der
Bundesingenieurkammer.

Immerhin finden sich in der Begrün-
dung der Verordnung und in der
Ermächtigungsgrundlage, dem ArchLG,
selbst deutliche Hinweise darauf, dass
die nach der HOAI ermittelten Honora-
re angemessen sind. „Erinnert sei an

das Vergaberecht, das für Planungslei-
stungen eindeutig den Leistungswett-
bewerb vorsieht. Damit bei Vergaben
nicht doch gegen diesen Grundsatz
verstoßen und verstärkt auf den Preis
statt auf die Qualität geachtet wird,
wäre eine eindeutige Bezugnahme
auch im Wortlaut der Verordnung
selbst wünschenswert gewesen“,
ergänzte Barbara Ettinger-Brinck-
mann, Präsidentin der Bundesarchitek-
tenkammer. „Wir appellieren an die
Auftraggeberseite, weiterhin ange-
messene Honorare zu zahlen, auch und
vor allem im Sinne der Qualität und des
Verbraucherschutzes.“

Der Vorsitzende des AHO, Dr.-Ing. Erich
Rippert, fügte hinzu: „Erfreulich ist
aber, dass die Fachplanungsleistungen
der Anlage 1 Bauphysik, Geotechnik,
Ingenieurvermessung sowie Umwelt-
verträglichkeitsstudie künftig den
Grundleistungen der HOAI gleichge-
stellt werden. Diese Leistungen sind
integraler Bestandteil des Gesamtpla-
nungsprozesses. Die Anpassung an die
Vorgaben des EuGH-Urteils kann aber
nur der erste Schritt gewesen sein.
Erforderlich und notwendig ist nun,
die HOAI grundlegend zu modernisie-

ren und dabei auch die Honorartafeln
anzupassen.“

Die Anpassung der HOAI ist Folge des
Urteils des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) vom 4. Juli 2019, in dem er die
Verbindlichkeit der Mindest- und
Höchstsätze der Honorar- und Gebüh-
renordnung für Architekten und Inge-
nieure für mit EU-Recht unvereinbar
erklärt hatte. Das Gericht hatte den-
noch klargestellt, dass verbindliche Min-
destsätze helfen, Billigangebote zu ver-
mei-den, die zu einem Sinken der Quali-
tät führen können. Beanstandet wurde,
dass in Deutschland Planungsleistungen
auch von Dienstleistern erbracht wer-
den dürfen, die nicht ihre fachliche Eig-
nung nachweisen müssen. Das System
der Qualitätssicherung von Planungslei-
stungen sei daher nicht kohärent.

Die Bundesingenieurkammer (BIngK)
vertritt die gemeinschaftlichen Interes-
sen der 16 Länderingenieurkammern.
Seit mehr als 30 Jahren setzt sie sich
bundesweit und auf europäischer Ebe-
ne für die Belange von rund 45.000
Ingenieurinnen und Ingenieuren ein.

Alexandra Jakob
Kommunikation und Presse

Pressemitteilung vom 6. November 2020

HOAI 2021
Planerorganisationen begrüßen Rechtssicherheit, 
kritisieren aber Fehlen einer klaren Aussage zur Angemessenheit
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I. Hintergrund

Die mögliche Funktionslosigkeit des
Berliner Baunutzungsplans von
1958/1960 war bereits mehrfach
Gegenstand von Beiträgen an dieser
Stelle2. Schon seit langem wird von
Stimmen in Literatur und Rechtspre-
chung bezweifelt, ob die Festsetzung
einer maximal zulässigen GFZ von 1,5
in der (höchsten) Baustufe V/3 noch
Geltung beanspruchen kann3. Die Dis-
kussion gewinnt dadurch an Brisanz,
dass die beiden Baukammern des Ver-
waltungsgerichts Berlin hierzu bislang
unterschiedliche Auffassungen vertre-
ten haben:

1. Die jüngere Rechtsprechung 
der 19. Kammer

Im März 2017 hatte die 19. Kammer des
VG Berlin in zwei Urteilen festgestellt,
dass die Festsetzung des Baunutzungs-
plans zur zulässigen GFZ für zwei
Grundstücke in Berlin-Neukölln wegen
nachträglich eingetretener Funktions-
losigkeit nicht mehr wirksam ist4. Ent-
sprechend der bislang einhelligen Auf-
fassung in der Berliner Rechtsprechung
betrachtete das Verwaltungsgericht

bei der Prüfung der Funktionslosigkeit
allein den jeweiligen Baublock5 und
kam zu dem Schluss, dass dort eine Ent-
wicklung eingetreten sei, die eine Ver-
wirklichung der festgesetzten GFZ von
1,5 in der Zukunft auf unabsehbare
Zeit ausschließe. Zur Begründung ihrer
Entscheidung bezog sich die Kammer
zum einen auf die nach Inkrafttreten
des Baunutzungsplans ab 1960 einge-
tretene bauliche Entwicklung, die in
erster Linie aus einem hohen Anteil an
nachträglichen Dachgeschossausbau-
ten bestand. Zudem werteten die Rich-
ter auch die bezirklichen Befreiungskri-
terien sowie den Umstand, dass der
Bezirk für den fraglichen Bereich
sowohl eine städtebauliche als auch
eine soziale Erhaltungsverordnung

erlassen hatte, als Indiz dafür, dass hin-
sichtlich der GFZ mit einer Planverwirk-
lichung nicht mehr gerechnet werden
könne.

Unter Anlegung dieser Maßstäbe hat
die 19. Kammer, die neben Neukölln u.
a. für die Bezirke Tempelhof-Schöne-
berg, Mitte und Charlottenburg-Wil-
mersdorf zuständig ist, auch in diver-
sen weiteren Entscheidungen die Funk-
tionslosigkeit von Maßfestsetzungen
des Baunutzungsplans – jeweils block-
weise – festgestellt6.

2. Die Rechtsprechung 
der 13. Kammer

Eine gegenläufige Rechtsauffassung
vertritt hingegen die u. a. für den Orts-
teil Kreuzberg zuständige 13. Kammer
des Verwaltungsgerichts. Im Jahr 2018
hat diese – unter ausdrücklicher
Abgrenzung zur Rechtsprechung der
19. Kammer – entschieden, dass die
Genehmigung von Dachgeschossaus-
bauten schon deshalb keine die Funkti-
onslosigkeit der GFZ begründende Ent-
wicklung darstellen könne, weil es sich
bei der Festsetzung der GFZ im Berliner
Baunutzungsplan ohnehin um keinen
Grundzug der Planung, sondern allen-
falls um eine „Hilfsgröße“ handele7.
Eine Erhöhung der GFZ im Befreiungs-
wege könne daher von vornherein gar
nicht „planwidrig“ sein. Über die
anhängige Berufung gegen dieses
Urteil hat der hierfür zuständige 10.
Senat des OVG Berlin-Brandenburg
noch nicht entschieden8.

II. Die Entscheidung 
des OVG Berlin-Brandenburg

Der 2. Senat des OVG Berlin-Branden-
burg hat die Entscheidungen der 19.
Kammer vom März 2017 im Wesentli-
chen bestätigt und festgestellt, dass
der Baunutzungsplan im fraglichen
Bereich hinsichtlich der Festsetzung zur
GFZ außer Kraft getreten ist. Die Ent-
scheidungsgründe enthalten wichtige
Aussagen zum anzuwendenden Prü-
fungsmaßstab:

��
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OVG Berlin-Brandenburg bestätigt Verwaltungsgericht

Weitreichende Funktionslosigkeit 
des Berliner Baunutzungsplans!
Rechtsanwalt Axel Dyroff

Mit Beschlüssen vom 15. September 20201 hat das OVG Berlin-Brandenburg zwei
Urteile des VG Berlin bestätigt, wonach der Baunutzungsplan in einem Teilbereich
von Neukölln hinsichtlich der festgesetzten Geschossflächenzahl funktionslos ist.
Neu und bemerkenswert ist, dass die Funktionslosigkeit nach Auffassung des OVG
nicht nur den jeweiligen Baublock betrifft, sondern das gesamte „Baugebiet“.

Der Autor
Axel Dyroff 

ist Rechtsanwalt
in der Kanzlei

Seldeneck und
Partner

in Berlin und 
auf öffentliches

Baurecht 
spezialisiert.

1 OVG Berlin-Brandenburg, Beschlüsse
vom 15. September 2020 - OVG 2 B 10.17
und 11.17 -, GE 2020, 1259

2 Dyroff: „Der Berliner Baunutzungsplan
bröckelt!“ GE 2017, 630-632; Ohlendorf:
„Die maßgeblichen Umstände und
Bedingungen für die Funktionslosigkeit
bauplanerischer Festsetzungen“, GE
2018, 1507-1515

3 Feldmann/Knuth, Berliner Planungs-
recht, 3. Auflage 1998, Rn. 248 m.w.N.

4 Urteile vom 17. März 2017 - VG 19 K
65.15 und 66.15 -, juris; Dyroff „Der Ber-
liner Baunutzungsplan bröckelt“, GE
2017, 630-632

5 OVG Berlin, Urteil vom 28. September
1992 - OVG 2 B 35.90 -, juris Rn. 21; Urteil

vom 22. Juni 2005 - OVG 2 B 5.05 -, juris
Rn. 44; OVG Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 5. Juli 2017 – OVG 10 N
29.16 -, juris Rn. 7

6 VG Berlin, Urteil vom 12. Juli 2018 - VG
19 K 135.18 -, juris, für ein Grundstück in
Berlin-Tiergarten; Urteil vom 15. August
2018 - VG 19 K 154.16 -, juris, für ein
Grundstück in Berlin-Tempelhof; Urteile
vom 1. November 2018 - VG 19 K 69.18 -
, juris, und vom 12. Juni 2020 - VG 19 K
403.17 -, juris, beide für Grundstücke in
Berlin-Schöneberg

7 Urteil vom 28. Juni 2018 – VG 13 K
315.15 -, juris

8 Das zweitinstanzliche Verfahren wird
unter dem Aktenzeichen OVG 10 B
15.18 geführt.
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1. Maßgebliches
Untersuchungsgebiet

Von besonderer Bedeutung ist, dass
das OVG sich in dieser Entscheidung
ausdrücklich von der bisherigen Berli-
ner Rechtsprechung verabschiedet,
nach der die Frage der Funktionslosig-
keit des Baunutzungsplans stets für
den jeweiligen Baublock zu prüfen
war9. Der Senat begründet seinen
Paradigmenwechsel mit der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts,
wonach die Festsetzung eines Bauleit-
plans nur dann außer Kraft treten
kann, wenn sie „in ihrer Gesamtheit“
betroffen ist10. Angesichts des Umstan-
des, dass der Baunutzungsplan nahezu
für den gesamten Westteil der Stadt
gilt, werde eine lediglich blockweise
Betrachtung diesen Anforderungen
nicht gerecht. Aus verschiedenen Grün-
den sei aber auch nicht das gesamte
Plangebiet des Baunutzungsplans in
den Blick zu nehmen:

� Im Hinblick auf die Planungshoheit
der einzelnen Bezirke sei zunächst
eine bezirksübergreifende Betrach-
tung ausgeschlossen.

� Weiterhin sei der maßgebliche Um-
griff dadurch zu begrenzen, dass
nur der Bereich der jeweiligen Bau-
stufenfestsetzung (hier V/3) in Be-
tracht komme.

� Schließlich sei innerhalb der Baustu-
fenregelung lediglich das konkret
festgesetzte Baugebiet (hier: allge-
meines Wohngebiet) zu betrachten,
weil die maßgeblichen Vorschriften
der BauO 58 an Baugebiete an-
knüpften und ausweislich der Plan-
begründung mit der Festsetzung
der Baustufe in verschiedenen Bau-
gebieten unterschiedliche Ziele ver-
folgt würden.

Bei Anlegung dieser Maßstäbe ergab
sich für den vorliegenden Fall ein zu
betrachtendes Gebiet mit rund 30 Bau-
blöcken und insgesamt 318 Grundstük-
ken, welches ungefähr mit dem Gel-
tungsbereich der Erhaltungsverord-
nung „Schillerpromenade“ überein-
stimmt (siehe Abbildung auf dieser Sei-
te).

2. Kein „Festsetzungsverbund“

Weiterhin stellt das OVG klar, dass der
Baunutzungsplan hinsichtlich des Nut-
zungsmaßes keinen einheitlichen
„Festsetzungsverbund“ mit mehreren
Festsetzungsparametern enthalte, der
die Annahme einer Funktionslosigkeit

nur dann rechtfertigen würde, wenn
alle Parameter ihre Steuerungsfunkti-
on verloren hätten. Vielmehr komme
den verschiedenen Festsetzungen zum
Maß der Nutzung jeweils eigenständi-
ge Bedeutung zu. Daraus folge, dass
die einzelnen Maßfestsetzungen auch
isoliert funktionslos werden könnten.

3. BauGB-Maßnahmengesetz

Der Bezirk Neukölln hatte sich – wie
auch andere Bezirke, wenn es um die
Funktionslosigkeit des Baunutzungs-
plans geht – darauf berufen, dass ein
großer Anteil der nach 1960 durchge-
führten Dachgeschossausbauten auf
der Grundlage des BauGB-Maßnah-
mengesetzes realisiert wurde11. Diese
vorübergehende gesetzliche Erleichte-
rung von Dachgeschossausbauten kön-
ne – so der Bezirk – bei der Frage der
Funktionslosigkeit keine Berücksichti-
gung finden. Dieses Argument lässt das
OVG nicht gelten. Maßgebend sei
allein die formell rechtmäßige tatsäch-
liche bauliche Entwicklung im maßgeb-
lichen Zeitraum; hingegen sei nicht
entscheidend, auf welcher rechtlichen
Grundlage sich diese Entwicklung voll-
zogen habe. Im Übrigen seien die
„städtebaulichen Leitlinien zur pla-
nungsrechtlichen Beurteilung von
Wohnungsbauvorhaben der Nachver-
dichtung im Bestand“ des Bezirks aus
dem Jahr 2014 ein Beleg dafür, dass die
Praxis der Erleichterung von Maßüber-
schreitungen auch nach Aufhebung

des BauGB-Maßnahmengesetzes fort-
geführt werde.

4. Bauliche Entwicklung

Die bauliche Entwicklung im zu unter-
suchenden Bereich nach 1960 rechtfer-
tigt nach Auffassung des OVG den
Schluss, dass im Untersuchungsgebiet
eine Verwirklichung der GFZ-Festset-
zung von 1,5 in der Zukunft auf unab-
sehbare Zeit ausgeschlossen ist. Es sei
bei lebensnaher Betrachtung nicht
ersichtlich, dass und auf welche Weise
die GFZ-Festsetzung noch in der Lage
wäre, die städtebauliche Entwicklung
so zu steuern, dass auch nur eine Annä-
herung an eine GFZ von 1,5 erreicht
werden könnte.

Eine Untersuchung der baulichen Ent-
wicklung des gesamten Gebiets seit
1960 ergab Folgendes:

� Von den insgesamt 318 Grundstük-
ken wurde die zulässige GFZ im Alt-
bestand nur auf 14 der seinerzeit be-
bauten Grundstücke eingehalten
oder unterschritten.

� Nach Inkrafttreten des Baunut-
zungsplans hat sich die tatsächliche
weitere bauliche Entwicklung ganz
überwiegend abweichend von der
GFZ-Festsetzung vollzogen. Auf le-
diglich fünf Grundstücken gab es
Abrissmaßnahmen.

� Auf nur drei Grundstücken sind nach
Inkrafttreten des Baunutzungsplans
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Neubauten genehmigt und errich-
tet worden, bei denen eine GFZ von
1,5 eingehalten oder unterschritten
wurde.

� Hingegen gab es 126 genehmigte
Dachgeschossausbauten/Dachge-
schossaufstockungen und neun ge-
nehmigte Neubauvorhaben, die zu
einer Überschreitung des höchst zu-
lässigen Nutzungsmaßes der GFZ
bzw. zu einer weiteren Erhöhung
des schon zu hohen Maßes führten.

Der Senat stellt klar, dass stets eine
„Gesamtbetrachtung“ erforderlich sei,
die nicht (allein) quantitativ erfolgen
könne, sondern stets auch eine „Wer-
tung der Umstände des Einzelfalles“
erfordere. Gleichwohl kann man der
Entscheidung entnehmen, dass die
Funktionslosigkeit offenbar nicht erst
dann angenommen werden kann,
wenn auf nahezu jedem Grundstück
nach 1960 eine weitere bauliche Ver-
dichtung stattgefunden hat. Im vorlie-
genden Fall reichte eine bauliche Ver-
dichtung auf weniger als der Hälfte der
Grundstücke im Gebiet aus, um die
Funktionslosigkeit hinsichtlich des Nut-
zungsmaßes zu begründen.

5. Erhaltungsgebiete

Ausdrücklich bestätigt das OVG die
Auffassung der 19. Kammer, wonach

der Erlass von Erhaltungsverordnun-
gen ein relevantes Indiz für die Funkti-
onslosigkeit der Maßfestsetzung dar-
stellt. Ziel einer Erhaltungsverordnung
sei es gerade, dass der planwidrige Alt-
bestand erhalten bleibe. Unter Gel-
tung der Erhaltungsverordnung sei
daher kaum zu erwarten, dass in ihrem
Geltungsbereich in absehbarer Zeit
umfängliche Baumaßnahmen erfolgen
werden, durch die die bauliche Dichte
auf den betroffenen Grundstücken
deutlich in Richtung einer GFZ von 1,5
reduziert werde. Diese Feststellung ist
insofern von hoher praktischer Bedeu-
tung, als mittlerweile ein sehr großer
Anteil der innerstädtischen Lagen zum
Erhaltungsgebiet erklärt wurde12.
Gerade bei den sozialen Erhaltungsge-
bieten (sog. Milieuschutzgebiete) geht
der Trend in den letzten Jahren steil
nach oben13.

6. GRZ

In einem der beiden Ausgangsverfah-
ren hatte das VG den Baunutzungsplan
auch hinsichtlich der festgesetzten
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 für
funktionslos erklärt14. Dies begründet
die Kammer damit, dass GFZ und GRZ
in einem „gegenseitigen Abhängig-
keitsverhältnis“ stünden.

Diese Auffassung teilt das OVG nicht.
Die Vielzahl von Dachgeschossausbau-
ten wirke sich nur auf die GFZ, nicht
aber die GRZ aus. Zwar sei auch die GRZ
bei Inkrafttreten des Baunutzungs-
plans auf den Grundstücken im Gebiet
„ganz überwiegend überschritten“
gewesen. Eine weitere Erhöhung der
GRZ nach 1960 sei aber nur in 16 Fällen
genehmigt worden, wohingegen in
zwei Fällen Neubauten unter Einhal-
tung der GRZ errichtet und in neun Fäl-
len Bauvorhaben genehmigt wurden,
die zu einer Reduzierung der GRZ
geführt hätten. Dieser vergleichsweise
überschaubare Befund reiche für die
Annahme einer „erheblich abweichen-
den baulichen Entwicklung“ nicht aus.

Zwingend ist diese Argumentation
jedoch nicht: Durch die Genehmigung
von Dachgeschossausbauten wird die
bei den meisten Gebäuden im hier zu
betrachtenden Gebiet bereits im
Bestand vorhandene Überschreitung

der GRZ (s. o.) noch weiter verfestigt.
Die Wahrscheinlichkeit, dass die
Grundflächen sich in absehbarer Zeit
an die Festsetzung von 0,3 annähern,
rückt damit in noch weitere Ferne. Dies
spricht dafür, dass auch die Festsetzung
zur GRZ „ausgedient“ haben dürfte.

7. Bedeutung und Ausblick

Die Entscheidung ist von ganz erhebli-
cher Bedeutung für die bauplanungs-
rechtliche Situation im Westteil der
Stadt. Da das OVG die vom Verwal-
tungsgericht angelegten Maßstäbe im
Grundsatz bestätigt hat, dürfte davon
auszugehen sein, dass auch die übrigen
Entscheidungen der 19. Kammer zur
Funktionslosigkeit des Baunutzungs-
plans hinsichtlich der GFZ in anderen
Stadtteilen Bestand haben werden. Die
maßgeblichen Kriterien dürften jeden-
falls in sehr vielen Lagen der Baustufe
V/3 erfüllt sein. Da das OVG die block-
weise Betrachtung zugunsten eines
wesentlich weiteren Beurteilungsrah-
mens aufgegeben hat, werden ent-
sprechende gerichtliche Entscheidun-
gen in Zukunft die Funktionslosigkeit
des Baunutzungsplans gleich für große
Areale feststellen.

Die Folge der Funktionslosigkeit ist,
dass die Beurteilung des Nutzungsma-
ßes insoweit nach § 34 BauGB zu erfol-
gen hat. Auf die Genehmigung von
Vorhaben, die sich „in die nähere
Umgebung einfügen“, besteht dann
ein Anspruch. Ein Ermessensspielraum
der Behörde – so wie er bei Befreiun-
gen von der GFZ eröffnet wäre –
besteht in diesem Fall nicht. Mit ande-
ren Worten: Dachgeschossausbauten
werden erheblich erleichtert! Span-
nend bleibt, wie sich nun der 10. Senat
des OVG zu den Urteilen der 13. Kam-
mer des VG für den Ortsteil Kreuzberg
positionieren wird. Wenn er den Maß-
stäben des 2. Senats folgt, dann kann
diese gegenläufige Rechtsprechung
keinen Bestand mehr haben.

Nachdruck mit freundlicher
Genehmigung von Redaktion 
und Verlag aus Grundeigentum 2020
[19] 1223 ff.
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Aktuelles 
zum öffentlichen Baurecht

Der vorliegende Beitrag aus der Reihe
Öffentliches Baurecht kompakt be-
ginnt mit einer Darstellung aktueller
Gesetzesvorhaben aus Bund und Län-
dern. Angesichts der weitgehenden
„Untätigkeit“ des 4. Senats des BVerwG
in den zurückliegenden Monaten wer-
den im Rechtsprechungsteil zwei aktu-
elle Entscheidungen aus der oberver-
waltungsgerichtlichen Judikatur vor-
gestellt. Im Praxisteil des Beitrags geht
es um den „Dauerbrenner“, wie Bau-
genehmigungsverfahren vereinfacht
und beschleunigt werden könnten.

I. Gesetzgebung

Der Bundesgesetzgeber war in den
zurückliegenden Monaten vor allem
auf zwei Feldern tätig: Zum einen hat
die Corona-Krise auch im Städtebau-
recht zu Sonderregelungen geführt.
Zum anderen ging es um die Umset-
zung der Vorschläge der Baulandkom-
mission vom Sommer 2019 in das ge-
plante Baulandmobilisierungsgesetz
(„BauGB-Novelle 2020“). Auf Landes-
ebene sind in mehreren Bauordnungen
die Regelungen der MBO zur Typenge-
nehmigung eingeführt worden.

1. Planungssicherstellungsgesetz
(PlanSiG)

Das am 29.5.2020 in Kraft getretene
PlanSiG1 stellt eine unmittelbare Reak-
tion des Bundesgesetzgebers auf die
Corona-Pandemie dar. Es gilt nicht nur
für Planverfahren nach dem BauGB,
sondern darüber hinaus auch für zahl-
reiche andere Fachgesetze (§ 1 Nr. 1 –
23 PlanSiG). Das Gesetz bezweckt, dass
Planungs- und sonstige Verfahren mit
Öffentlichkeitsbeteiligung auch unter
erschwerten Pandemiebedingungen
ordnungsgemäß und rechtssicher
durchgeführt werden können. Hierzu
stellt der Gesetzgeber formwahrende
Alternativen für solche Verfahrens-
schritte zur Verfügung, bei denen die
Wahrnehmung von Beteiligungsrech-
ten nach den bisherigen Gesetzesvor-
gaben eine physische Anwesenheit
erforderten. Die Bekanntmachung von
Unterlagen und sonstigen Informatio-

nen soll vorzugsweise über das Inter-
net erfolgen (§ 2 f. PlanSiG). Zur Durch-
führung von Erörterungsterminen,
mündlichen Verhandlungen oder
Antragskonferenzen wird das Instru-
ment der Online-Konsultation einge-
führt. Es können aber auch Telefon-
oder Videokonferenzen durchgeführt
werden (§ 5 PlanSiG). Die Praxis der
nächsten Monate wird zeigen, ob sich
die Neuregelungen bewähren. Davon
wird abhängen, ob die zunächst bis
zum 31.3.2021 befristeten Neuregelun-
gen in Dauerrecht übernommen wer-
den (vgl. § 7 II PlanSiG), wofür derzeit
vieles spricht.

2. Baulandmobilisierungsgesetz
(BauGB-Novelle 2020)

Trotz der Rezession infolge der Corona-
Krise besteht in den Metropolregionen
nach wie vor die Aufgabe der ausrei-
chenden Entwicklung von Bauland. Sie
ist indes für die Kommunen aufgrund
der komplexen rechtlichen Vorgaben
zu einer kaum zu meisternden Heraus-
forderung geworden. Die einschlägi-
gen Regelungen im Städtebaurecht
sollen deswegen – einmal mehr –
erleichtert und vereinfacht werden. In
der Presseerklärung der Bundesregie-
rung zum Konjunkturpaket vom
5.6.2020 ist von Impulsen zur Wirt-
schaftsbelebung die Rede, die durch
einen Abbau von Bürokratie im Pla-
nungsrecht geschaffen werden sollen.
Hierzu liegen seit Sommer 2019 die
Vorschläge der Baulandkommission
auf dem Tisch. Sie zielen insbesondere
auf eine aktive Boden- und Liegen-
schaftspolitik in Bund, Ländern und
Kommunen ab und sollen die Instru-
mente zur Baulandmobilisierung ver-

bessern. Allerdings steckt das auf die-
ser Grundlage geplante „Baulandmo-
bilisierungsgesetz“ nach über einem
Jahr immer noch im Entwurfsstadium.
Zuletzt ist ein Referentenentwurf vom
9.6.2020 vorgelegt worden, der dem
Vernehmen nach bis Ende 2020 in Kraft
treten soll.

Wesentlicher Inhalt dieser BauGB-
Novelle 2020 soll die Einführung eines
neuen Bebauungsplantyps für den
sozialen Wohnungsbau sein. In der Pra-
xis wird ein solcher sektoraler „Bebau-
ungsplan zur Wohnraumversorgung“
(§ 9 IId des Entwurfs) indes keine
schnelle Abhilfe schaffen. Jede Bauleit-
planung hat den strukturellen Nach-
teil, dass sie zeitaufwendig, fehlerbe-
haftet sowie von politischen Mehrhei-
ten und am Ende meist auch von
gerichtlichem Wohlwollen abhängig
ist. Besser wäre deswegen der Ansatz,
jedenfalls im unbeplanten Innenbe-
reich auf eine weitere Flexibilisierung
der „Einfügensklausel“ des § 34 BauGB
zu setzen, was im vorliegenden Gesetz-
entwurf indes nur zaghaft umgesetzt
wird. Es ist lediglich eine Ergänzung
von § 34 IIIa BauGB vorgesehen.
Danach kann für Wohnbauvorhaben
vom Erfordernis des Einfügens im Ein-
zelfall „in mehreren vergleichbaren
Fällen abgewichen werden, wenn die
übrigen Voraussetzungen des Satzes 1
vorliegen und die Aufstellung eines
Bebauungsplans nicht erforderlich ist“.

Im Geltungsbereich alter Bebauungs-
pläne mit restriktiven Festsetzungen
sollten die gesetzlichen Befreiungs-
möglichkeiten zugunsten des Woh-
nungsbaus substantiell erleichtert wer-
den. Die im Referentenentwurf hierzu
vorgesehene Klarstellung, wonach die
Deckung des Wohnbedarfs künftig als
Allgemeinwohlbelang anerkannt wer-
den soll, geht in die richtige Richtung.
Das gleiche gilt für die überdies
geplante Ergänzung der Befreiungs-
klausel im Baugesetzbuch. Nach dem
neuen § 31 III des Entwurfs soll bis Ende
2024 in Gebieten mit einem ange-
spanntem Wohnungsmarkt von den
Festsetzungen eines Bebauungsplans
zugunsten des Wohnungsbaus befreit
werden können, wenn die Befreiung
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auch unter Würdigung nachbarlicher
Interessen mit den öffentlichen Belan-
gen vereinbar ist. Gebiete mit ange-
spannten Wohnungsmärkten sollen
dann vorliegen, wenn die ausreichen-
de Versorgung der Bevölkerung mit
Mietwohnungen in einer Gemeinde
oder einem Gemeindeteil zu angemes-
senen Bedingungen besonders gefähr-
det ist. Der bislang noch bestehende
Vorbehalt, wonach jede Befreiung
immer auch die Grundzüge der Pla-
nung wahren muss, soll künftig in die-
sen Fällen entfallen.

Erwähnenswert sind schließlich die in
§ 135d des Entwurfs vorgesehenen
Regelungen zum „Ersatzgeld“. Die
Vorschrift bezweckt, Eingriffe in Natur
und Landschaft künftig auch durch
Zahlung eines Ersatzgeldes kompen-
siert werden können. Die Höhe des
Ersatzgeldes soll sich nach den durch-
schnittlichen Kosten der nicht durchge-
führten Ausgleichsmaßnahmen, ein-
schließlich der dafür erforderlichen Flä-
chen, bemessen (§ 135d II des Ent-
wurfs).

Es bleibt spannend, das weitere Schick-
sal dieser Städtebaurechtsnovelle zu
verfolgen. Zu den Vorschlägen der
Baulandkommission gehört auch die
Schaffung einer „Experimentierklau-
sel“, um beim Lärmschutz Nutzungs-
konflikte zwischen Gewerbebetrieben
und heranrückender Wohnbebauung
zu lösen. Letztlich steckt die alte Streit-
frage dahinter, ob das System der TA
Lärm mit dem maßgeblichen Abstellen
auf Außenlärmpegel in verdichteten
Großstadtlagen noch zeitgemäß ist.2

Hierzu müsste das Umweltministerium
dem bei der BauGB-Novelle federfüh-
renden Ministerium des Innern, für Bau
und Heimat einen Textvorschlag zulie-
fern, was dem Vernehmen nach bislang
nicht erfolgt ist. Die zur Erarbeitung
eines Vorschlages gebildete Arbeits-
gruppe erwägt dem Vernehmen nach
die Aufnahme der Experimentierklau-
sel bei den Regelungen zur ergänzen-
den Prüfung im Sonderfall (Ziff. 3.2.2
TA Lärm).

3. Typengenehmigung 
in den Landesbauordnungen

Nachdem Anfang 2019 die Typenge-
nehmigung in die Musterbauordnung
aufgenommen wurde, sind zwischen-
zeitlich mehrere Landesbauordnung
entsprechend ergänzt worden.3 Das
Instrument soll der Verwaltungsverein-
fachung dienen.4 Erfasst werden „bau-

liche Anlagen, die in derselben Ausfüh-
rung“ bzw. „in unterschiedlicher Aus-
führung, aber nach einem bestimmten
System und aus bestimmten Bauteilen
an mehreren Stellen errichtet werden
sollen“ (72a I MBO). In der Praxis geht
es primär um Gebäude, die aus Modu-
len oder in serieller Bauweise errichtet
werden. Bei diesen soll ein Teil des bau-
ordnungsrechtlichen Prüfprogramms
einmalig für alle zukünftigen Einzel-
bauvorhaben vorgezogen werden, so
dass die späteren Genehmigungsver-
fahren vor Ort vereinfacht werden.
Eine Typengenehmigung gilt zunächst
für fünf Jahre. Eine Verlängerung um
jeweils weitere fünf Jahre ist möglich,
wenn die dann gültigen Anforderun-
gen weiterhin eingehalten werden.
Die Typengenehmigungen werden län-
derübergreifend anerkannt. 

Mit der Einführung der Typengenehmi-
gung ist die Hoffnung auf einen
beschleunigten Wohnungsbau verbun-
den.5 Dies ist jedoch kritisch zu hinter-
fragen, weil die praktischen Hindernis-
se im Wohnungsbau eher im Baupla-
nungsrecht zu suchen sind. Für Wohn-
gebäude unterhalb der Hochhausgren-
ze findet außerdem das vereinfachte
Genehmigungsverfahren bzw. die Ge-
nehmigungsfreistellung Anwendung,
so dass das bauordnungsrechtliche
Prüfprogramm ohnehin stark einge-
schränkt ist.6

II. Aus der Praxis:
Baugenehmigungsverfahren
vereinfachen und beschleunigen

Die Diskussion über Schwierigkeiten
und Dauer der Baugenehmigungsver-
fahren ist nicht neu und manchmal
berechtigt14. Betrachtet man skandali-
sierte Einzelfälle, zeigt sich, dass Inter-
essen bestimmter Gruppen eine Rolle
spielen: Brandschutz, Nachbarschutz,
Denkmalschutz, Umweltschutz und
Sicherheitsanforderungen werden kri-
tisiert, ohne zu bedenken, dass es sich
um verfassungsrechtlich geschützte
Güter handelt. Befreiungen und Ver-
antwortungsverlagerungen von Priva-
ten auf öffentliche Bedienstete wer-
den gleichsam als Normalität unter-
stellt. Hier macht man es sich zu ein-
fach. 

Berechtigt ist aber die Feststellung,
dass die Erleichterungen der Muster-
bauordnung das Leben für Architekten
und Bauherren nicht einfacher ge-
macht haben, müssen sie doch die
erhöhte Eigenverantwortung erlernen

oder Sachverstand durch Dienstleister
einkaufen. Wesentliche Erleichterun-
gen der Abläufe könnten sich aus der
materiellen Vereinfachung des Bau-
ordnungsrechtes der Bundesländer er-
geben. Aber die souveränen Landes-
parlamente tun sich schon heute
schwer, die Vereinfachungsangebote
der Musterbauordnung zu nutzen und
fördern die weitere Zersplitterung.

Eine europäische Harmonisierung der
Anforderungen des baulichen Brand-
schutzes wäre eine epochale Vereinfa-
chung, denn in den meisten europäi-
schen Ländern sind die Brandschutzre-
geln wesentlich einfacher als in
Deutschland, ohne dass es signifikante
Unterschiede in den Opferstatistiken
gäbe. Dieser Gedanke aber ist ange-
sichts der Berichterstattung über aktu-
elle Brandereignisse in anderen euro-
päischen Staaten (Großbritannien/
Frankreich) Illusion. 

Weniger berechtigt erscheint die Klage
über die Dauer der Baugenehmigungs-
verfahren. Soweit ersichtlich, veröf-
fentlicht allein die Stadt Frankfurt am
Main regelmäßig die Zahlen zur Dauer
der Baugenehmigungsverfahren. Die-
se Zahlen sind interessant, denn die
Bauaufsicht Frankfurt hat die Ablauf-
prozesse seit vielen Jahren in ihrer EDV
abgebildet, was auch ein Controlling
ermöglicht. Darüber hinaus ist die Bau-
aufsicht Frankfurt eine der umsatz-
stärksten Baugenehmigungsbehörden
in Deutschland, die sich zudem mit
einer ganz ungewöhnlichen Breite von
Bautypologien zu befassen hat. Im
Durchschnitt dauerte das Baugenehmi-
gungsverfahren 2019 69 Tage; für den
Bereich des Wohnungsbaus waren es
nur 53 Tage15. Eine großstädtische
Baugenehmigung innerhalb von 2
Monaten? Das sieht nach heiler Welt
aus!

Frankfurt prüft im Rahmen der
Antragsannahme die Vollständigkeit
der Bauanträge. Nur als vollständig
bestätigte Bauanträge gehen zur
materiellen Prüfung. Nur solche Anträ-
ge lösen die gesetzlich definierten
Bearbeitungszeitfenster aus! Es ist kein
Geheimnis, dass dabei etwa 90 % der
Bauanträge wegen fehlerhafter und
unvollständiger Antragsunterlagen zu
Recht nicht sofort angenommen wer-
den können. Die Nachbesserung sei-
tens der Antragsteller nimmt oft Mo-
nate in Anspruch. Die Fehler sind for-
meller und materieller Natur: Oft feh-
len die Grundstücksdaten, die Register-
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auszüge und Vollmachten und die
Benennung der Nachbarn. Notwendi-
ge Befreiungsanträge werden nicht
gestellt oder nicht begründet; der An-
tragsgegenstand bleibt unbestimmt.
Generell fehlt die professionelle Sorg-
falt. Viele Vorlagen sind in sich wider-
sprüchlich, falsch oder unvollständig.
Pläne der Architekten stimmen mit den
Vorlagen der Sachverständigen nicht
überein und mit den einschlägigen
Rechtsgrundlagen hat man sich nicht
befasst. Die meisten dieser Fehler las-
sen die Vermutung zu, dass die Koordi-
nation zwischen dem Bauherrn und
dem Bauvorlageberechtigten und die
Koordination zwischen den Bauvorla-
geberechtigten und den Fachingenieu-
ren nicht funktioniert hat. Sie lassen
weiter die Vermutung zu, dass Bauher-
ren in Bauantrag und Baugenehmi-
gung oft nur „technische“ Fragestel-
lungen erkennen. Es fehlt das Bewusst-
sein dafür, dass eine Baugenehmigung
Rechtsverhältnisse gestaltet und nicht
nur die Beziehung Staat-Bürger, son-
dern auch die Beziehung Nachbar und
Bauherr, sowie Bauherr und Rechts-
nachfolger regelt. Die Baurechtsbehör-
de muss also Rechtsklarheit und
Bestimmtheit im Blick haben, während
mancher Bauherr eher pragmatische
Ziele verfolgen wird.

Bei den Problemen der Antragstellung
und der Antragsannahme handelt es
sich also meist um Probleme aus dem
Bereich der Projektentwicklung und
der Projektsteuerung, die nur dort
gelöst werden können. Oft entsteht
der Eindruck, dass die Anträge gestellt
werden, bevor das Vorhaben geplant
ist. Erfahrungsgemäß gehen viele Bau-
aufsichten aber mit der Eingangsprü-
fung recht großzügig um. Das wird von
manchen Bauherren auch gerne gese-
hen. Diese Vorgehensweise rächt sich
dann in der materiellen Prüfung durch
entsprechenden Zeitverzug.

Nach erfolgter Antragsannahme setzt
die Bauaufsicht Frankfurt die Prüfung
vollständiger Bauvorlagen aus, wenn
Planänderungen bauherrenseitig an-
gekündigt werden. Rechtlich gesehen
sind nämlich nur unwesentliche Plan-
änderungen zulässig. Grundlegende
Änderungen sind aber an der Tages-
ordnung, die bei strenger Betrachtung
eigentlich eine gebührenpflichtige
Antragsneustellung beinhalten. Über
die Grenzlinien wird tagtäglich und
heftig bei vielen Bauvorhaben in
Deutschland gerungen.

Im innerbehördlichen Ablauf trägt die
prüfende Bauaufsicht die Verantwor-
tung für die Koordination der Prüfung.
Bekanntlich darf die Bauaufsicht die
meisten Bauanträge nicht in eigener
Zuständigkeit beurteilen. Die Herstel-
lung des gemeindlichen Einverneh-
mens und die Beurteilung durch die
Brandschutzdienststellen sind aber
auch für die Bauaufsichten unkalku-
lierbare Zeitfresser. Auch andere zu
beteiligende Stellen unterliegen meist
nicht der Organisationsgewalt der Bau-
aufsicht. Dies gilt insbesondere für alle
Stellen, die mit Umweltbelangen be-
fasst sind. Hier wäre die Politik zum
Handeln gefordert. Notwendig wäre
die verfahrensorientierte Bündelung
von Kompetenzen in einer Hand. Und
notwendig wäre insbesondere eine
klare Entscheidungskompetenz bei
innerbehördlichen Konfliktlagen. Alle
Praktiker wissen, dass dies im täglichen
Geschäft oft nicht funktioniert. Denn
in aller Regel sind Behördenkompeten-
zen am Fachrecht orientiert und nicht
am Lebenssachverhalt. Und schlimmer
noch: Zu zersplittert sind die sektora-
len und politischen Interessen. Gleich-
wohl gibt es an vielen Orten gute Ide-
en, diese Probleme praktisch zu min-
dern.

Klar ist: Nicht die Zeitverläufe sind das
eigentliche Problem des Baugenehmi-
gungsverfahrens. Die Aufgabe besteht
vielmehr in der Bewältigung von Inter-
essensgegensätzen von öffentlicher
Hand einerseits und privaten Bauher-
ren andererseits sowie in der Entschei-
dung bei Interessensgegensätzen zwi-
schen Behörden und zwischen Bauher-
ren und Entwurfsverfassern sowie
Fachingenieuren. Für kompetente Bau-
aufsichten ist es relativ einfach, „gute
Zeitstatistiken“ durch ablehnende Be-
scheide zu produzieren; das Interesse
der Bauherren richtet sich aber auf
einen positiven Bescheid, der Wider-
stände und Widersprüche bewältigt;
dieser Prozess kostet naturgemäß Ge-
duld und oft auch Zeit.

Aktuell ruhen die Hoffnungen auf die
Einführung eines durchgängigen und
bruchlosen digitalen Baugenehmi-
gungsverfahrens. Dennoch sind Zwei-
fel erlaubt: Wertentscheidungen wer-
den durch die Elektronik nicht über-
flüssig. Ganz sicher aber kann die Elek-
tronik die Effizienz der Verfahren ver-
bessern. Aber auch hier gilt: nicht die
Elektronik verbessert die Verfahren,
sondern die Ablaufprozesse der Betei-
ligten müssen sich wandeln, um den

elektronischen Ablauf zu ermöglichen.
Die Elektronik verlangt eine Systemati-
sierung und Standardisierung der Pro-
zessabläufe und erschwert das Schum-
meln und das kreative Chaos. 

Hessen hat mit der Novelle zur Bauord-
nung 2018 in § 62 V als erstes Bundes-
land die rechtlichen Voraussetzungen
für ein medienbruchfreies, digitales
Baugenehmigungsverfahren geschaf-
fen. In einer Frankfurter Pilotanwen-
dung für den Bereich der Werbeanla-
gen konnte die durchschnittliche
Genehmigungsdauer gegenüber son-
stige Bauvorhaben deutlich verkürzt
werden. Die Bauaufsicht Frankfurt
plant, alle Genehmigungsverfahren ab
ca. Anfang 2023 digital zu bearbeiten.
Bereits jetzt zeigt sich, dass das digitale
Verfahren hilft, „banale“ Themen
leichter abzuarbeiten. Nachbesserun-
gen und Fachstellenbeteiligungen sind
deutlich effizienter zu bewältigen.

Die öffentliche Diskussion verkürzt die
Problematik der Komplexität der Bau-
genehmigungsverfahren und konsta-
tiert „amtliches Versagen“, insbeson-
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1 Gesetz zur Sicherstellung
ordnungsgemäßer Planungs- und
Genehmigungsverfahren während der
COVID-19-Pandemie v. 20.5.2020, BGBl. I
2020, 1041; dazu: Arndt/Fischer/Heyn,
NVwZ 2020, 910; Krautzberger/Stüer,
DVBl. 2020, 910.

2 Vgl. Mailänder, BauR 2017, 1606 (1613).

3 Baden-Württemberg: § 68 BWBauO;
Hamburg: § 65 HBauO; Hessen: § 77a
HessBauO; Nordrhein-Westfalen: § 66
BauO NRW; Rheinland-Pfalz: § 75a
RpfLBauO; Schleswig-Holstein: § 73a
SHLBO.

4 Vgl. Landtagsdrucksache 
Schleswig-Holstein 19/1427, S. 40. 

5 Vgl. Landtagsdrucksache Hessen
20/1645, S. 1.

6 Vgl. Stellungnahme der Architekten-
und Stadtplanerkammer Hessen,
Hessischer Landtag Ausschussvorlage
WVA 20/9, S. 17. 

14 Z.B.: Jung, Amtliches Versagen; Der
Spiegel, Nr. 29 v. 14.7.2018, S. 68 ff.;
Kummer/Schröer, Nicht immer ist die
Baubehörde schuld, FAZ, Nr. 291 v.
14.12.2018, 13; zuletzt: Löhr,
Mietenbremser, FAZ Nr. 167 vom
21.07.2020, S. 15.

15 Magistrat der Stadt Frankfurt am Main,
Dezernat Planen und Wohnen,
Jahresrückblick Baugeschehen in
Frankfurt am Main, Pressekonferenz am
25.05.2020, S. 19.
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dere Ausstattungsmängel in den
Ämtern. Diese Analyse greift deutlich
zu kurz, zumal sie nicht für alle
Gebietskörperschaften gleichermaßen
zutrifft. Eine Korrelation zwischen per-
soneller Ausstattung und Entschei-
dungsgeschwindigkeit ist auch nicht
zwingend. Richtig ist, dass die jeweili-
gen landesrechtlichen Vorschriften
kostendeckende Gebühren im Bauge-
nehmigungsverfahren nicht ermögli-
chen mit der Folge, dass die Neigung
der Kommunen zur sachgerechten
Behördenausstattung nicht gefördert
wird. Richtig ist aber auch, dass noch
bis vor kurzem die Auffassung weit ver-
breitet war, schwache Baubehörden
würden das Bauen erleichtern. Initiati-
ven zur Beschleunigung von Bauge-

nehmigungsverfahren beziehen sich in
der Praxis oft auf Einzelfälle und eröff-
nen pragmatischen Machern eine Büh-
ne. Systemische Analysen und struktu-
relle Maßnahmen dagegen findet man
nur spärlich. 

Der Ruf nach mehr und besser besolde-
tem Personal in den Ämtern wird nicht
kurzfristig zu Verbesserungen führen.
Jeder Kenner weiß, dass eine konjunk-
turunabhängige, langfristige und
geduldige Personalentwicklung sowie
Personalpflege erforderlich ist, um
qualifizierte Fachkräfte zu formen.
Diese Weisheit gilt nicht nur für den
öffentlichen Sektor sondern gleicher-
maßen auch für den privaten Bereich.
Ohne Qualifikation des Personals wird
es keine klugen und zielgerichteten

Bauanträge und keine schlanken und
effizienten Baugenehmigungsverfah-
ren geben können. 

Fazit: Das Bewusstsein von der Bedeu-
tung der prozessualen Abläufe der Ver-
fahren ist bei den am Bau Beteiligten
auf der privaten Seite aber auch bei
den Behördenleitungen und den poli-
tisch Verantwortlichen in Deutschland
noch stark entwicklungsfähig. Oft rich-
tet sich das Interesse zu sehr anekdo-
tisch auf den Einzelfall, aber nicht auf
den systemischen Prozessablauf. Eines
ist aber sicher: Bauvorhaben greifen
tief in die Rechte unterschiedlichster
Beteiligter ein und sind damit naturge-
mäß konfliktbehaftet. Diese Konflikt-
bewältigung ist und bleibt eine heraus-
fordernde Aufgabe.
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Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Johannes Werner (CDU) vom 05. Oktober 2020
(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 08. Oktober 2020)

Zweiter Rettungsweg
und Antwort vom 21. Oktober 2020 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 27. Okt. 2020)

Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen
Abgeordneter Johannes Werner (CDU)

über den Präsidenten des
Abgeordnetenhauses von Berlin
über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort auf die Schriftliche Anfrage
Nr. 18 / 25 202 vom 05. Oktober 2020
über 2. Rettungsweg

Im Namen des Senats von Berlin beant-
worte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

Frage 1:
Die Feuerwehr benötigt zur Bereitstel-
lung eines zweiten Rettungsweges für
ihre Drehleiter eine Aufstellfläche von
5,5 m Breite und 11 m Länge. Was für
Alternativen gibt es, sollte diese Vor-
aussetzung im Brandfalle nicht gege-
ben sein, z.B. aufgrund unvorteilhafter
Parkbewirtschaftung o.Ä.?

Frage 2:
Wie stellt der Senat sicher, dass bei
Bestandsobjekten, die nicht über die
genannten Parameter für die Aufstel-
lung einer Steckleiter verfügen, trotz-
dem ein zweiter Rettungsweg zur Ver-
fügung steht?

Antwort zu 1 und 2:
Grundsätzlich wurden auch im Gebäu-
debestand für nicht ebenerdig liegen-
de Räume zwei voneinander unabhän-
gige – in der Regel bauliche – Rettungs-
wege gefordert. Aufgrund bereits
damals geltender städtebaulichen Vor-
gaben, ist jedoch davon auszugehen,
dass insbesondere bei Gebäuden an
öffentlichen Straßen der zweite Ret-
tungsweg mit dem damals vorhande-
nen Rettungsgerät der Berliner Feuer-
wehr gesichert wurde. Der technischen
Entwicklung der Rettungsgeräte ent-
sprechend verfügt die Feuerwehr heu-
te über verschiedebne Möglichkeiten.
Sollte im Brandfall der genehmigte 2.
Rettungsweg für ein Gebäude über
Hubrettungsfahrzeuge der Berliner
Feuerwehr nicht zur Verfügung ste-
hen, stehen dem Einsatzleiter zur Ret-
tung von Personen bis zu einer anzulei-
ternden Brüstungshöhe von 8,00 m (ca.
2.OG) die 4-teilige Steckleiter mit
einem Flächenbedarf von ca. 2 x 3m zur
Verfügung. Für Bestandsbauten in Ber-
lin können zudem bis zu einer Ret-
tungshöhe von 12,50 m (ca. 3. OG) die
auf den Löschfahrzeugen verorteten
tragbaren 3-teiligen Schiebleitern mit
einem Flächenbedarf von 5 x 8m ver-
wendet werden. In der Praxis ist aller-

dings eine Rettung über diese Leitern
mit einem erheblichen Zeitaufwand
und zusätzlichen Gefahren verbunden.
Oberhalb einer Rettungshöhe von
12,50 m stehen der Feuerwehr keine
Möglichkeiten zur Verfügung, um den
Entfall des zweiten Rettungsweges zu
kompensieren.

Frage 3:
Welche Auflagen werden bezüglich
des zweiten Rettungsweges bei der
Sanierung von Immobilien gestellt?
Welche beim Neubaü

Antwort zu 3:
Bei Neubau und Dachgeschoßausbau
müssen nach § 33 Abs. 1 BauO Bln Nut-
zungseinheiten mit mindestens einem
Aufenthaltsraum wie Wohnungen,
Praxen oder selbständige Betriebsstät-
ten in jedem Geschoss mindestens zwei
voneinander unabhängige Rettungs-
wege ins Freie aufweisen. Nach § 33
Abs. 2 BauO Bln kann der zweite Ret-
tungsweg von nicht ebenerdig liegen-
den Nutzungseinheiten baulich über
eine weitere notwendige Treppe oder
über Rettungsgeräte der Feuerwehr
hergestellt werden. Nach § 33 Abs. 2
BauO Bln kann der zweite Rettungs-
weg entweder baulich oder über Ret-
tungsgeräte der Feuerwehr realisiert
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oder durch ein Sicherheitstreppen-
raum (s.a. Antwort zu Frage 4 und 5)
kompensiert werden. Bauliche Maß-
nahmen im Gebäudebestand sind ein-
zelfallabhängig zu beurteilen. Ob und
in welchem Umfang brandschutztech-
nische Anpassungen, z.B. in Bezug auf
den zweiten Rettungsweg, im Gebäu-
debestand erforderlich sind, hängt
danach von Anlass, Art und Umfang
der Baumaßnahme ab.

Frage 4:
In einem Positionspapier aus dem Jahr
2017 kritisiert die Architektenkammer
Berlin die Situation hinsichtlich des
zweiten Rettungsweges und stellt drei
Forderungen auf (nachlesbar hier:
https://www.ak-
berlin.de/fileadmin/user_upload/Ban-
ner_Kalender_Meldungen/201703_PO
SITIONSPAPIER_DER_ARCHITEKTEN-
KAMMER_BERLIN_ZUM_2._RETTUNGS
WEG.pdf). Wurden seitdem von der
zuständigen Senatsverwaltung Maß-
nahmen zur Verbesserung der Situati-
on ergriffen und wenn ja, welche?

Frage 5:
Steht die Senatsverwaltung mit der
Berliner Feuerwehr oder Vertretern
derselben im Austausch? Auf welchem
Wege, in welchen zeitlichen Abstän-
den und mit welchem Ergebnis? Gibt es
Beispiele?

Antwort zu 4 und 5:
Die Senatsverwaltungen stehen res-
sortbezogen zu jeweils verschiedenen
Fragestellungen jeweils miteinander
und mit Trägern der hier relevanten
öffentlichen Belange, insbesondere
auch mit der Berliner Feuerwehr, in
regelmäßigem Fachaustausch. In den
Abstimmungen werden die bestehen-
den Handlungsstrategien modifiziert
und an die jeweils aktuellen Anforde-
rungen anpasst. Elementar bleibt die
Handlungsmaxime, effizientes und
rechtssicheres Verwaltungshandeln
unter Berücksichtigung der geltenden
Gesetze und Verordnungen sowie die
Ziele eines sicheren und bezahlbahren
Bauens und Wohnens und die ver-
kehrspolitischen Zielsetzungen zusam-
menzuführen. Die Verwaltungsge-
richtsbarkeit bestätigte die bisherige
Herangehensweise des Landes Berlin.

Im Rahmen von Fortschreibungen der
Bauordnung für Berlin (BauO Bln), der
Weiterentwicklung der Technischen
Baubestimmungen und zu konkreten
Fragestellungen stehen Vertreterinnen
und Vertreter der Senatsverwaltung
für Stadtentwicklung und Wohnen
und der Berliner Feuerwehr im ständi-
gen fernmündlichen, digitalen und
persönlichen Dialog: Beispielsweise
wurde in enger Zusammenarbeit mit

der Feuerwehr der Anhang A zur Anla-
ge der Verwaltungsvorschrift Techni-
sche Baubestimmung Berlin „Anforde-
rung an Sicherheitstreppenräume“
(SiTrR Bln) eingeführt; er bietet insbe-
sondere im Wohnungsneubau eine
praxisgerechte und finanzierbare
Lösung (s. a. Antwort zu Frage 3). Für
Dachgeschossausbau und Aufstockun
zu Wohnzwecken in Bestandsgebäu-
den wurde gemeinsam mit der Feuer-
wehr eine Lösung zur Herstellung des
zweiten Rettungsweges über Spindel-
treppen erarbeitet.

Berlin, den 21.10.2020

In Vertretung

Lüscher
Senatsverwaltung für

Stadtentwicklung und Wohnen
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Vorbemerkung

Vom Bundesministerium für Arbeit und
Soziales und dem Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung ist ein gemeinsames
Eckpunktepapier mit dem Titel "Ent-
wurf für Eckpunkte eines Bundesgeset-
zes über die Stärkung der unternehme-
rischen Sorgfaltspflichten zur Vermei-
dung von Menschenrechtsverletzun-
gen in globalen Wertschöpfungsket-
ten (Sorgfaltspflichtengesetz)" veröf-
fentlicht worden. Inhaltlich knüpft das
Eckpunktepapier an die Überlegungen
des Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwick-
lung zu einem "Nachhaltige Wert-
schöpfungskettengesetz" an.

Wesentliche Inhalte des Gesetzes

Das Gesetz soll in Deutschland ansässi-
ge Unternehmen mit mehr als 500
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern verpflichten, ihrer Verantwor-
tung in der Wertschöpfungskette nach-
zukommen. Unternehmen müssen
künftig prüfen, ob sich ihre Aktivitäten
nachteilig auf Menschenrechte auswir-
ken und angemessene Maßnahmen
zur Prävention und Abhilfe ergreifen.

1. Anwendungsbereich:

In Deutschland ansässige Unterneh-
men mit über 500 Mitarbeitern werden
erfasst. Das Kriterium der „Ansässig-
keit“ bedeutet, dass ein starker In-

landsbezug besteht und unternehme-
rische Steuerungsentscheidungen in
Deutschland getroffen werden. Eine
bloße Geschäftstätigkeit in Deutsch-
land reicht nicht aus.

2. Ausgestaltung der
unternehmerischen Sorgfaltspflicht:

Das Gesetz begründet eine Bemühens-
und keine Erfolgspflicht. Die Unterneh-
men sollen darin bestärkt werden, zu-
erst gemeinsam mit dem Zulieferer
oder innerhalb der Branche nach Lö-
sungen für einen besseren Schutz von
Mensch und Umwelt zu suchen. Nach
dem Eckpunktepapier muss ein Unter-
nehmen zur Erfüllung der Sorgfalts-
pflichten Risiken ermitteln, Risiken

ZDB BAUSTEIN  Ausgabe 58/ August 2020

Lieferkettengesetz: So nicht!
Der Vorschlag für ein Sorgfaltspflichtgesetz schafft zusätzliche Bürokratie 
und führt zu einem erheblichen Wettbewerbsnachteil

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 76



analysieren, Maßnahmen ergreifen,
die Wirksamkeit überprüfen, einen Be-
schwerdemechanismus einrichten und
transparent und öffentlich berichten.
Dabei sollen sich die Pflichten nicht nur
auf Menschenrechte, sondern auch auf
Arbeitsstandards (Arbeitszeit, Lohn,
Urlaub) sowie auf Gewässer-, Boden-
und Luftverunreinigungen und Kor-
ruptionsbekämpfung erstrecken.

3. Berichterstattungspflichten:

Das Eckpunktepapier legt den Unter-
nehmen eine öffentliche Berichts-
pflicht zu allen Parametern auf, die für
jedermann im Internet einsehbar sein
muss. Damit werden neue Berichter-
stattungspflichten geschaffen.

4. Prinzip der Angemessenheit:

Das geforderte Risikomanagement soll
im Hinblick auf Art und Umfang der
Geschäftstätigkeit angemessen, d.h.
verhältnismäßig und zumutbar ausge-
staltet werden. Die Angemessenheit
bestimmt sich insbesondere nach der
Art der Geschäftstätigkeit und ihrem
individuellen Kontext, der Wahrschein-
lichkeit, mit der sich Risiken verwirkli-
chen können, der Schwere des tatsäch-
lichen oder möglichen Schadens sowie
der Einwirkungsmöglichkeit. Die Ab-
hilfemaßnahmen richten sich danach,
ob die Risiken am eigenen Standort,
bei einem direkten Zulieferer oder am
Ende der Lieferkette auftreten.

5. Zivilrechtliche Haftung:

Nach dem Eckpunktepapier soll grund-
sätzlich eine zivilrechtliche Haftung für
die gesamte globale Wertschöpfungs-
kette möglich sein. Ein Verstoß gegen
das Gesetz kann Grundlage für Scha-
densersatzklagen privater Betroffener
vor deutschen Gerichten im Rahmen
ihrer internationalen Zuständigkeit
sein, sofern die übrigen Voraussetzun-
gen für einen Schadensersatzanspruch
erfüllt sind. Ein Unternehmen soll im
Falle einer "Beeinträchtigung" haften,
die bei Erfüllung der Sorgfaltspflicht
vorhersehbar und vermeidbar war. Es
haftet nicht, wenn "das Angemessene

im Rahmen der tatsächlichen und
rechtlichen Möglichkeiten" getan wur-
de und es dennoch zu einer Schädi-
gung gekommen ist. Der Umfang be-

schränkt sich dabei nicht nur auf Men-
schenrechtsverletzungen, sondern um-
fasst auch Freiheit, Eigentum, das all-
gemeine Persönlichkeitsrecht und
Umweltbeeinträchtigungen.

6. Behördliche Durchsetzung:

Die Unternehmen müssen Berichte an
eine zuständige Bundesbehörde sen-
den. Diese prüft die Berichte, gibt die
Möglichkeit zur Nachbesserung und
legt ggf. Bußgelder fest. Eine Bundes-
behörde mit Erfahrung bei der Kon-
trolle der Einhaltung von unternehme-
rischen Sorgfaltspflichten wird nach
einem risikobasierten Ansatz und infol-
ge von Hinweisen Dritter Verstöße
gegen das Gesetz einzelfallbezogen
überprüfen und ggf. mit einem Buß-
geld belegen.

7. Innerbetriebliche Durchsetzung:

Die Geschäftsführung ist für die Umset-
zung der Sorgfaltspflichten zuständig.
Details können innerbetrieblich gere-
gelt werden, etwa die Ernennung eines
Menschenrechts-Beauftragten.

8. Öffentliche Beschaffung:

Bewerberunternehmen, gegen die
wegen eines Verstoßes gegen die Sorg-
faltspflicht ein rechtskräftiges Bußgeld
ab einer bestimmten Höhe verhängt
wurde, sollen für eine angemessene
Zeit von öffentlichen Aufträgen ausge-
schlossen werden. Dazu trägt die für
die Vollziehung des Gesetzes zuständi-
ge Behörde die Verhängung des Buß-
geldes in ein dafür geeignetes Register
ein. Vergabestellen müssen ab einem
bestimmten Auftragsvolumen das Re-
gister abrufen. Die zuständige Behörde
muss den Vergabestellen Auskunft er-
teilen. 

(Auszug aus dem „Entwurf für Eckpunkte
eines Bundesgesetzes über die Stärkung der
unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur
Vermeidung von Menschenrechtsverletzun-
gen in globalen Wertschöpfungsketten
(Sorgfaltspflichtengesetz)“)

Gesetz schafft zusätzliche Bürokratie

Die Bauwirtschaft lehnt ein solches
Gesetz ab, da dies zu erheblichen
Kostensteigerungen und einem zusätz-
lichen Bürokratieaufwand bei den
betroffenen Unternehmen führt. Ins-

besondere auch die im Gesetz nieder-
gelegte zivilrechtliche Haftung sowie
die vom Gesetz ausgehenden Folgen
für betroffene Unternehmen in öffent-
lichen Vergabeverfahren stellen eine
nicht akzeptable Belastung der Bauun-
ternehmen dar.

Wettbewerbsnachteil 
für deutsche Unternehmen

Erhöhte Dokumentations- und Be-
richtspflichten und damit einherge-
hend weitere Verwaltungstätigkeiten
stellen einen erheblichen Wettbe-
werbsnachteil für deutsche Unterneh-
men dar. Insbesondere der deutsche
Mittelstand wird durch solche weitge-
henden Pflichten hart getroffen und
benachteiligt. Der Wettbewerbsnach-
teil ergibt sich auch aus dem Umstand,
dass der Gesetzentwurf deutlich über
die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft
und Menschenrechte (UNLP), welche
lediglich die Einführung eines Prozes-
ses angemessener menschenrechtli-
cher Sorgfalt empfehlen, hinausgeht
und lediglich deutschen Unternehmen
weitergehende Pflichten auferlegt. Die
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und
Menschenrechte (UNLP) sind ein 2011
vom UN-Menschenrechtsrat verab-
schiedeter globaler Standard zur Ver-
hütung und Behebung von Menschen-
rechtsverletzungen im Zusammenhang
mit Wirtschaftstätigkeit. Hiernach sol-
len Unternehmen (freiwillig) Sozial-
standards etablieren, um die men-
schenrechtlichen Auswirkungen ihrer
Geschäftstätigkeit zu identifizieren,
negativen Auswirkungen vorzubeu-
gen und eingetretene Schäden zu
beheben und wiedergutzumachen.

Forderungen der Bauwirtschaft:

• Keine neuen Berichts- und Doku-
mentationspflichten etablieren

• Keinen Wettbewerbsnachteil für
deutsche Unternehmen schaffen

• Anwendungsbereich dergestalt wäh-
len, dass nur Unternehmen erfasst
werden, die tatsächlich Einfluss auf
Lieferketten haben

• Freiwillige Selbstverpflichtung Vor-
rang vor gesetzlicher Verpflichtung
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Sehr geehrte Damen und Herren,

unsere Baukammerzeitung „konstruk-
tiv“ gefällt mir immer besser. Bei ho-
hem Fachanspruch gewinnt sie zuneh-
mend an Unterhaltungswert; das ist
doch für zum rationalen Denken ver-
pflichtete Ingenieure eine Abwechs-
lung. Zum o. g. Beitrag möchte ich mich
kurz äußern.

Ich schicke voraus, dass ich Abiturjahr-
gang 1956/Heinrich-Herz-Oberschule
Adlershof bin, also von vorgestern. Ich
habe meine Lehrer als absolut kompe-
tente Leute in Erinnerung (lt. Duden:

kompetent = maßgebend). Ob die
Quereinsteiger das erfüllen, kann ich
nicht beurteilen; dass lt. Lehrplan die
Schüler es bereits erreichen, ist doch
zukunftsweisend!

Bezüglich der ggf. fehlenden (Zitat)
„…unerlässlichen Voraussetzung von
breitem Wissen … für kreative Leistun-
gen …“ (Zitatende) kann ich Herrn
Kraus beruhigen, das erledigt doch
demnächst die KI – Künstliche Intelli-
genz!

Goethe und Faust im Lehrplan ist schon
o.k., aber Götz von Berlichingen könn-

te vielleicht mehr Spaß ins Klassenzim-
mer bringen! „Deutschland schafft sich
ab“ ist gesellschaftspolitisch sehr frag-
würdig besetzt, aber der Schulpolitik
offensichtlich auf den Leib geschnei-
dert. 

Ich bin beim Lesen des Beitrags fast
geplatzt vor Lachen – oder Zorn?!

Schon jetzt ein corona-reduziertes Jahr
2021.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Rödel 
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Leserzuschrift zum Beitrag

„Warum die Fächer Deutsch und Mathematik zentral bleiben müssen“ von Josef Kraus, konstruktiv 3/20:

Leserzuschrift zum Beitrag

Flussbad – Berlin; Badespaß für alle oder Todesfalle für Nichtschwimmer und Kinder? 
Eine absurde gefährliche und technisch nicht umsetzbare Idee!

Zu diesem Thema sind bisher sukzessi-
ve von verschiedenen fachlichen Sei-
ten, u.a. dem Denkmalschutz, der
Stadtentwicklung, bautechnisch kun-
digen Fachleuten sowie auch dem
ursprünglichen Initiator „Flussbad -
Berlin e.V.“, Beiträge und Statements
veröffentlicht worden. Ich möchte als
Bürger und Steuerzahler in dieser Stadt
und als Bauingenieur trotzdem zu zwei
Aspekten aus meiner Sicht Stellung
nehmen. Getreu dem Motto „Steter
Tropfen höhlt den Stein“, hoffe ich
immer noch auf das baldige endgültige
„Aus“ dieses lebensgefährlichen und
teilweise technisch irrsinnigen Vorha-
bens!

Leider hat sich vor einigen Jahren bei
politisch Verantwortlichen die Zustim-
mung zur Umsetzung dieser Idee aus
Unkenntnis gefährlicher und technisch
kaum umsetzbarer Bedingungen ein-
geschlichen. Die politische Klientel hat
sich offenbar nur von dem Ziel des
interessanten Events für Berlin beein-
drucken und „ver“-leiten lassen. Eine
rechtzeitige Erkundung bei zuständi-
gen Fachleuten betroffener weiterer
Verantwortungsbereiche hätte hier
eine völlig fehlgeleitete Entwicklung
verhindern können. Nachdem enorme
Finanzmittel für Vorbereitungen teil-
weise freigegeben und verbraucht

sind, muss nun sehr kurzfristig die Not-
bremse für dieses „Abenteuer“ gezo-
gen werden.

In Berlin gibt es gemäß der offiziellen
Auflistung, in der sommerlichen Bade-
saison insgesamt 25 Frei-, Strand- und
Sommerbäder, 19 Badeseen und 17
Plansch- bzw. Wasserspielplätze. Diese
„Badestellen“ werden hinsichtlich der
Wasserqualität umfassend und bezüg-
lich der Sicherheit des Badebetriebes
durch eine geeignete Schwimmauf-
sicht überwacht. Hinzu kommen noch
diverse Hallenbäder, die jedoch im
Sommer nicht alle geöffnet sind. Es
steht den Berlinern und Gästen somit
eine Vielzahl individueller Bademög-
lichkeiten zur Auswahl. Alle Standorte
sind über den Berliner Stadtraum ver-
teilt und je nach Lage individuell
erreichbar.

Im Bezirk Mitte, d.h. Mitte, Tiergarten
und Wedding, stehen im Sommer 6
Freibäder zur Verfügung.

Die These „Badespaß für alle oder
Todesfalle für Nichtschwimmer und
Kinder?“ ist bei näherer Betrachtung
keine Provokation sondern kann hier
im Einzelfall u.U. zur traurigen Realität
werden.

Der geplante 835 m lange Schwimmbe-

reich soll und kann unter Berücksichti-
gung der spezifischen örtlichen Rand-
bebauung nicht als eingefriedetes
Schwimmbad betrieben werden. Somit
ist eine tageszeitliche und mengenmä-
ßige Begrenzung der Nutzung nicht
umsetzbar. Aufgrund der Wassertiefe
ist die Einrichtung von gesonderten
Bereichen für Nichtschwimmer, wie
Kinder oder auch Erwachsene, nicht
möglich. Eine fachlich geschulte Bade-
aufsicht kann ebenfalls nicht vor Ort
sein und bei einem möglichen Notfall
hilfreich eingreifen. Die jeweiligen
mehrere Meter hohen freien senkrech-
ten Abschnitte der Uferwände von teil-
weise mehr als 100 m Länge, sind für
jeden Schwimmer in einer Notlage und
für Nichtschwimmer insbesondere,
eine tödliche Gefahr, da weder eine
spontane Selbstrettung noch eine
sofortige Rettung durch Fachleute
möglich ist.

Diese Sicherheitsrisiken sollten von
den politisch Verantwortlichen zumin-
dest jetzt sehr ernsthaft geprüft und
bedacht werden und auf jeden Fall den
Gedanken des „Spaßbades“ unverzüg-
lich verwerfen.

Alle offiziell betriebenen Frei-, Strand-,
Sommerbäder und Badeseen sind in
Schwimmer- und Nichtschwimmer –
Bereiche eingeteilt und werden wäh-
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rend den Öffnungszeiten durch fach-
lich geschultes Aufsichtspersonal be-
treut.

Ein weiterer ungelöster Aspekt ist der
Bau und die geplante spätere Funktion
des 300 m langen „Dükers“ zur Entla-
stung des Kanals bei Hochwasser.

Ein technischer Hinweis vorab: Ein
Düker unterquert grundsätzlich einen
Wasserlauf, einen Verkehrsweg oder
ein Bauwerk. Der vom Verein „Flussbad
– Berlin e.V.“ bezeichnete „Düker“ für
die Ableitung des gelegentlichen
Hochwassers im Kanal könnte für die
vorgesehene Funktion eventuell als
Bypass bezeichnet werden. Diese
zusätzliche Leitung in der Fließrich-
tung des Kanals soll sich im Betrieb des
Bodenfilters bei normalem Wasser-
stand unterhalb des Filterkörpers leer
und dauerhaft dicht abgeschottet be-
finden.

In Anlehnung an einen Artikel des
Herrn Rustige zur Hochwasserführung:
„Im Falle von zukünftigen Hochwasser
- Ereignissen kommt dem Spreekanal
weiterhin eine wichtige Aufgabe bei
der schnellen und schadlosen Ablei-
tung von Wasser durch die Innenstadt
zu.“ Hierfür soll ein „Düker“ mit 300 m
Länge, ca. 3 m lichter Höhe und ca. 16
m Breite unterhalb des Filterkörpers
auf einer ca. 0,5 m dicken Bodenplatte
im Kanal eingebaut werden. Der
„Düker“ wird im Normalbetrieb der
darüber liegenden Filteranlage mit
beidseitigen maschinell betriebenen

„Absenkschützen“ verschlossen, um
bei Bedarf das Durchleiten der „Hoch-
wasser – Welle“ aktivieren zu können.
Ein Verzicht auf den „Hochwasserdü-
ker“ ist nicht möglich, da die Filteranla-
ge mit 50 cbm Wasser je Sekunde
hydraulisch überfordert werden würde
und der Spreekanal einen Überstau
von ca. 1,50 m hätte, also eine weiträu-
mige Überflutung der Umgebung. Aus
diesen von Herrn Rustige dargestellten
Bedingungen geht somit hervor, dass
der „Düker“ zwingend erforderlich ist.

Und genau damit ist die Achillesferse
des gesamten Projektes „Flussbad“
benannt. Mit der Aussage von Herrn
Rustige zu diesem Aspekt: „Wie die
bautechnische Lösung exakt aussehen
wird, ist eine typische Planungs- und
Optimierungsaufgabe.“

Genau diese Äußerung zeigt den abso-
luten Schwachpunkt des gesamten
Vorhabens auf. Die Ableitung des
Hochwassers ist im Bedarfsfall offen-
sichtlich zwingend erforderlich, aber
theoretisch nur mit einem immensen
technischen und finanziellen Aufwand
umsetzbar.

Hierzu ist anzumerken, dass in einer
Machbarkeitsstudie die grundsätzli-
chen technischen Lösungsansätze auf-
gezeigt werden müssen, um u.a. auch
die Kosten in der Gesamtheit zu ermit-
teln.

Herr Dipl.-Ing. (FH) Ralf Steeg hat in
einem Beitrag in allen technischen

Ansätzen, u.a. bezüglich der Herstel-
lung des „Dükers“, eindeutig die richti-
gen Ansätze benannt. Eventuell wären
noch vertikale Verankerungen der
Bodenplatte und der im Normalzu-
stand leeren Hochwasser – Entlastungs-
rohre erforderlich.

Ich finde den Beitrag von Herrn Steeg
inhaltlich absolut schlüssig und nach-
vollziehbar.

Zum möglichen Erfolg der Wasserauf-
bereitung gebe ich hier keinen Kom-
mentar ab, da sich m.E. dieses Thema
infolge der nicht umsetzbaren Hoch-
wasser – Ableitung ebenso von selbst
erledigt.

Zu den Themen des Denkmalschutzes
und der Stadtgestaltung ist von den
fachlich zuständigen Stellen bereits
mehrfach Stellung genommen wor-
den. Um die Vermeidung der sporadi-
schen Verunreinigungen durch Einlei-
tungen bei Starkregenereignissen soll-
ten sich die dafür zuständigen Berliner
Wasserbetriebe bemühen.

Die Berliner Bürger und zeitweiligen
Gäste werden auch zukünftig an hei-
ßen Sommertagen eine geeignete
Badestelle in der Stadt finden.

Mit freundlichen Grüßen,

Dipl.-Ing. Rolf Schumann   
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„Fahrerlos zum BER“

Man kann es nicht fassen 

Ende dieses Monats soll endlich nach
14-jähriger Bauzeit und mit mehr als
achtjähriger Verspätung der BER in
Betrieb gehen und Anfang des glei-
chen Monats wird eine Machbarkeits-
studie für die U-Bahnverlängerung von
Rudow zum Flughafen vorgestellt.

Dabei hätte diese Studie spätestens im
Jahr 2006, also zum Baubeginn in Auf-
trag gegeben werden müssen, um die
Chance zu haben, die U-Bahnverlänge-
rung spätestens mit der Fertigstellung
des BER zu vollenden. Bei rechtzeitiger
Planung und bei rechtzeitigem Baube-
ginn hätte man nun 14 Jahre Zeit ge-
habt, die U-Bahnanbindung zu voll-

enden. Aber Berlin wäre nicht Berlin,
wenn man zum Planungsbeginn des
neuen Flughafens noch nicht einmal
erwogen hätte. den neuen Flughafen
an das U-Bahnnetz anzubinden. Man
kann sich nur immer wieder über die
provinzielle Bauplanung der Stadt
wundern, die den Anspruch hat, eine
Metropole zu sein und immer wieder
betont, dass der öffentliche Nahver-
kehr gefördert werden muss. Und wo
wäre eine U-Bahnanbindung verkehrs-
technisch geeigneter und wirtschaftli-
cher als zum neu geplanten und mitt-
lerweile auch gebauten Flughafen.
Statt dessen nimmt man in Kauf, dass
die Reisenden mit schwerem Gepäck
aus dem U-Bahn-Untergrund in Rudow

die Treppen hochsteigen, dann auf
dem Zubringerbus warten. dann die
Koffer in den Bus schleppen und am
Terminal dann schließlich mit Gepäck
die langen Wege bis zum Check-In
zurücklegen müssen.

Es gibt wohl auf der ganzen Welt kei-
nen neu gebauten Flughafen, bei dem
man diese Quälerei den Fluggästen
zumutet, den Fluggästen, die in Berlin
nicht als Gäste angesehen oder behan-
delt werden, sondern eher als Trans-
portgut.

Wie kann es sein, dass man in Berlin
offenbar bei der Planung des Flugha-
fens noch nicht einmal erwogen hatte,
diese an das U-Bahnetz anzubinden,
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was angesichts der kurzen Anbinde-
strecke auf der Hand lag und – wie sich
jetzt herausgestellt hat - auch haus-
halts-politisch verantwortbar gewesen
wäre, zumal sich auch der Bund sicher-
lich an den Kosten beteiligt hätte.

Hat man denn nichts aus Tegel gelernt
???

Schon beim Bau des Flughafens Tegel
war es ein gravierender Fehler, diesen
nicht an die U.Bahn anzubinden, was
damals auch technisch möglich gewe-
sen wäre, wenngleich ungleich teurer
wegen der längeren Anbindestrecke.

Dieses Versäumnis hat man seither
schon häufig bedauert, aber offenbar
nichts daraus gelernt, denn wie ist es
sonst zu erklären, dass man bei der Pla-
nung des BER die U-Bahanbindung
garnicht erst in Erwägung gezogen
hatte, geschweige denn, in die Pla-
nung einbezogen hat.

Es wäre sicherlich möglich gewesen,
bei frühzeitiger Planung das U-Bahn-
terminal mit dem S-Bahnterminal
unter dem Hauptgebäude des Flugha-
fens zu vereinigen und damit für die
Reisenden einen einmalig komforta-
blen Zugang zum Flughafen zu schaf-
fen, der bestimmt auch von den Flug-
gästen stark frequentiert worden wäre,
womit man gerade das erreicht hätte,
was man als ein so wichtiges politisches
Ziel laufend proklamiert, nämlich die
Förderung des öffentlichen Nahver-
kehrs.

Gemessen an den heutigen politischen
Versäumnissen kann man sich nur be-
wundernd vor unseren Vorfahren ver-
neigen, die vor 140 Jahren begonnen
hatten, das Berliner U-Bahnnetz zu
bauen, allen voran Siemens & Halske,
zu einer Zeit ,als der Verkehr noch nicht
annähernd die heutigen Ausmaße
hatte und es eine große Weitsicht er-

forderte, schon damals die Notwen-
digkeit zu erkennen, ein öffentliches
Verkehrsmittel unter die Erde zu legen.

Von den heutigen Politikern erwartet
man schon garnicht derartige Weit-
sicht, sondern nur, dass sie wenigstens
das Naheliegendste und Offensicht-
lichste erkennen und umsetzen.

Angesichts der gerade vorgelegten
Machbarkeitsstudie kann man nur hof-
fen, dass daraus umgehend die richti-
gen Schlüsse gezogen werden, indem
eine Planung der U-Bahnanbindung
an den BER sofort eingeleitet wird mit
dem Ziel, in kürzest möglicher Zeit, mit
dem Bau zu beginnen, damit der der-
zeitige provinzielle Zustand möglichst
bald beendet wird.

Dr.-Ing Manfred Flohrer
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Stellenmarkt

� Stellenangebote einschließlich Praktikantenplätze

Mitarbeiter/Mitarbeiterin für 
Finanzbuchhaltung/Beitragswesen 

gesucht

Die Baukammer Berlin ist als Körperschaft öffentlichen Rechts die gesetzliche Standesvertretung aller im Bauwesen täti-
gen Ingenieure der Hauptstadt und sucht ab sofort eine engagierte und zuverlässige Persönlichkeit zur langfristigen Ver-
stärkung ihres Teams.

Wenn Sie Erfahrung auf dem Gebiet der Finanzbuchhaltung und Interesse für die Bearbeitung der Beitragsange-
legenheiten unserer Mitglieder haben, dann richten Sie Ihre Bewerbungsunterlagen bitte als PDF per 
E-Mail an info@baukammerberlin.de, Herrn Dr. Peter Traichel oder vereinbaren Sie telefonisch einen Termin unter
030 79 74 43-15 mit Frau Fuhrmann.

Wir stehen Ihnen gerne für die Beantwortung Ihrer Fragen zur Verfügung und freuen uns über Ihr Interesse.

Baukammer Berlin  · Körperschaft des öffentlichen Rechts ·
Heerstraße 18/20 · 14052 Berlin · 

Telefon (030) 79 74 43-0 · info@baukammerberlin.de

SCHIMMEL Beratende Ingenieure sucht 
Werkstudent (m/w/d) - stud. Mitarbeiter (m/w/d) in Berlin-Kreuzberg

SCHIMMEL Beratende Ingenieure ist ein bundesweit tätiges Ingenieurbüro für die gesamte technische Gebäudeausrüstung.

Wir sind ein beratendes Ingenieurbüro das innovative und nachhaltige Konzepte entwirft, plant und überwacht. Wir arbei-
ten Team- und Projekt-Orientiert für unsere Kunden an den Standorten Berlin und München.

In unseren Reihen arbeiten Ingenieure aus den Bereichen Energie- und Gebäudetechnik, Elektrotechnik, Architektur,
Maschinenbau und Wirtschaftswissenschaften und Zeichner/Systemplaner interdisziplinär zusammen.

Zur Verstärkung unseres Projektteams in Berlin suchen wir 

studentische Mitarbeiter (m/w/d) / Werkstudenten (m/w/d)

aus den Studienfächern 
Energietechnik / Anlagentechnik / Heizungstechnik / Sanitärtechnik / Regenerative

Energiesysteme / Lüftungstechnik / Elektrotechnik / Gebäudeautomation / 
Nachhaltige Gebäudeplanung

Sie lernen mit und bei uns – und Sie unterstützen unsere Projektteams bei interessanten und abwechslungsreichen
Aufgaben durch alle Leistungsphasen der HOAI (Planung und Bauleitung).

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung und darauf Sie kennenzulernen!

Bitte senden Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen per Email an bewerbung@schimmel-ingenieure.de.

Rückfragen beantwortet Ihnen Claudia Ludig gerne auch telefonisch unter (030) 28 38 55 72.

Kontakt: SCHIMMEL Beratende Ingenieure
Blücherstr. 22, 10961 Berlin
Thomas SCHIMMEL, Tel.: (030) 28 38 55 72, E-Mail: bewerbung@schimmel-ingenieure.de

Bau 4-20 Umbruch 1 K  09.12.2020  16:21 Uhr  Seite 81



Stellenmarkt

82 | konstruktiv 4/2020

SCHIMMEL Beratende Ingenieure – 
wir suchen Sie als 

Büro-/Projekt-Assistenz (m/w/d)

Das suchen wir!

Wir suchen eine/n neue/n Kollegen/in, für unser schönes
Büro in Berlin-Kreuzberg der/die unsere Projektteams tat-
kräftig unterstützt.

Das sind wir.

Wir sind ein inhabergeführtes Ingenieurbüro, das sich auf
innovative Energiekonzepte und Ingenieurleistungen der
technischen Gebäudeausrüstung konzentriert.

Wir arbeiten bundesweit an Projekten mit Schwerpunkt
Wohnungsbau, Schul- und Sportstättenbau.

Das bringst Du mit.

Eine erfolgreich abgeschlossene kaufmännische Ausbil-
dung / Studium / vergleichbare Kenntnisse. Einige Jahre
Berufserfahrung in einer vergleichbaren Position.

Sicheren Umgang mit allen gängigen Office Anwendun-
gen. Sehr gute Kommunikationsfähigkeit. Sicheres Deutsch
in Wort und Schrift. Organisationsfähigkeit.

Freundliches und verbindliches Auftreten. Selbständige
und strukturierte Arbeitsweise. Sorgfalt und vertraulicher
Umgang mit Informationen. Lust und Interesse sich neue
Kenntnisse anzueignen.

Das ist zu tun.

Allgemeine Administration. Team- und Büroorganisation
zur Gewährleistung eines reibungslosen Ablaufs des
Tagesgeschäfts. Unterstützung aller Mitarbeiter bei
Schriftverkehr, Rechnungs- und LV-Erstellung + Versand.
Unterstützung bei der Rechnungsprüfung mit unserem
AVA-Programm California nach Einarbeitung.

Führung von Fahrtenbüchern. Koordination von Termi-
nen. Buchung von Reisen und Beschaffung von Büromate-
rialien. Repräsentative Aufgaben, wie Empfang und
Bewirtung von Besuchern, Bedienen der Telefonzentrale.
Kommunikation und Korrespondenz. Übersicht und Orga-
nisation aller Verbrauchsmaterialien auch der Drucker,
Spül- und Kaffeemaschine. Unterstützung bei Belegen und
Rechnungen für die vorbereitende Buchhaltung.

Das bieten wir.

Ein abwechslungsreiches Aufgabengebiet. Eine unbefri-
stete Festanstellung in Vollzeit. Ein kleines, talentiertes
Team mit flachen Hierarchien und Hang zum kreativen
Chaos. Einarbeitungszeit. Kostenlose Getränke.

Das klingt gut?

Dann freuen wir uns auf Deine Bewerbung unter Angabe
Deiner Gehaltsvorstellung und Deinem Eintrittstermin per
Mail an bewerbung@schimmel-ingenieure.de.

Ansprechpartner Claudia Ludig + Thomas Schimmel 
https://www.ib-schimmel.de

Kontakt: SCHIMMEL Beratende Ingenieure
Blücherstr.22, 10961 Berlin
Schimmel Thomas, Tel.: (030) 28 38 55 72
E-Mail: bewerbung@schimmel-ingenieure.de

Bauingenieur(in) als 
Tragwerksplaner/Konstrukteur 

im Hochbau

Sie verfügen:

• über ein abgeschlossenes Studium als
Bauingenieur(in) (Bachelor/Master/Dipl.-Ing.) mit
Schwerpunkt in der konstruktiven Richtung

• über Interesse an der statisch-konstruktiven Planung
von Hochbauten im Mauerwerks-, Stahlbeton-, Stahl-
und Holzbau als Tragwerksplaner(in) oder
Konstrukteur(in)

• über Interesse am Umbau von bereits bestehenden
Gebäuden und Konstruktionen aus unterschiedlichen
Bauzeiten

• über Interesse am Neubau von Wohngebäuden
verschiedenster Art

• über Grundkenntnisse zum Umgang mit der
Planungsmethode Building Information Modeling

• über ausreichend Neugier, um auf auftretende Fragen
immer eine Antwort zu suchen und zu finden

• über ein offenes Wesen und eine freundliche Ausstrah-
lung im Umgang mit anderen Menschen zur
Verhandlung mit den am Planungsprozess Beteiligten

dann bieten wir:

• abwechslungsreiche Projekte im Neubau sowie im
Umbau im Rahmen von Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsvorhaben im Bundesgebiet

• Einarbeitung in ein Team erfahrener Ingenieure
• Zunehmende Eigenverantwortung bei der Umsetzung

von Projekten
• Vermittlung von Erfahrungen im

Gesamtplanungsprozess durch Kontakt mit verschiede-
nen Fachbereichen und Bauleitungen

• Leistungsgerechte Honorierung entsprechend Ihrer
Aufgaben

• Entwicklungschancen zum Projektleiter und ggf.
Gesellschafter

• Unterstützung bei der Wohnungssuche durch Kontakt
zu Wohnungsgesellschaften und genossenschaften

• Bürostandorte in Berlin oder Wandlitz bei Berlin

Wir freuen uns auf eine Verstärkung unseres Teams und
würden Sie gern näher kennenlernen, gern auch im Rah-
men eines Praktikums. Senden Sie uns dazu Ihre vollstän-
digen Bewerbungsunterlagen an die angegebene Adresse.
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Homepage.

Kontakt: tectum Ingenieurbüro für Tragwerksplanung
Hauptstr. 47, 16348 Wandlitz
Hans-Jürgen Masternak, Tel.: (033056) 81960

E-Mail: tectum@baucon.de
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Stellenmarkt

Ingenieur als Planer/Projektleiter für Elektrotechnik

Wir sind ein Fachplanungsbüro für elektrotechnische Gebäudeausrüstung (ELT) in Berlin. Unsere Spezialisierung liegt in der
Planung und Bauleitung von Stark- und Schwachstromanlagen sowie von fernmelde- und informationstechnischen Projek-
ten.

Das Leistungsspektrum reicht vom Neubau über den Umbau bis zur denkmalgerechten Sanierungen.
Unser Anspruch ist es, technisch innovative und wirtschaftliche Lösungen zu finden. Ein offener Dialog mit dem Auftragge-
ber und den Projektbeteiligten ist die Grundvoraussetzung für unsere erfolgreiche Projektarbeit.

Zur Verstärkung unseres Teams in Berlin suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt in unbefristeter Festanstellung einen 

Ingenieur als Planer / Projektleiter (m/w/d)
für Elektrotechnik Starkstrom / Schwachstrom

Ihre Aufgaben:

• Sie arbeiten im Team und sind als Fachplaner/-in für Elektrotechnik in allen Leistungsphasen der HOAI (LP 1-9) tätig
• Sie fungieren als Ansprechpartner unserer Kunden bei deren Bauvorhaben
• Sie übernehmen die Planung von Mittel- und Niederspannungsnetzen, Gebäudeinstallation, Blitzschutz und

Beleuchtungsanlagen sowie Datennetzen und Gefahrenmeldeanlagen für kommerziell genutzte Gebäude
• Zur Projektbearbeitung gehören die Kalkulation, die Projektabwicklung und die Abnahme der elektrotechnischen

Anlagen, welche ebenfalls in Ihren Tätigkeitsbereich fällt

Ihr Profil:

• Ein abgeschlossenes Studium im Ingenieurbereich.
Quereinsteiger aus ähnlichen Bereichen mit entsprechenden Fähigkeiten sind ebenfalls willkommen

• 3 – 5 Jahre Berufserfahrungen in der Planung von Starkstrom- und Schwachstromanlagen
• Verhandlungssichere Deutschkenntnisse in Wort und Schrift
• Ziel- und ergebnisorientiertes Arbeiten
• Routinierten Umgang mit AVA-Programmen und MS-Office-Anwendungen
• Kenntnisse der Leistungsphasen der HOAI

Das bieten wir Ihnen:

• Interessante und vielseitige Projekte
• Flexible Arbeitszeitmodelle (z. B. 4-Tage-Woche, Gleitzeit)
• Kontinuierliche fachbezogene Weiterbildung
• Eine lebendige und kooperative Unternehmenskultur
• Eine attraktive Vergütung
• Kaffee und Tee stets zur freien Verfügung
• Verkehrsgünstige Lage des Büros in Berlin-Lichtenberg (Nähe U-/S-Bahn Frankfurter Allee)

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung und darauf, Sie kennenzulernen!
http://www.ibk-berlin.net/

Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Bernd Kachellek unter der Telefonnummer (030) 5165 3291 gerne zur Verfügung.
Schicken Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen gerne als PDF-Datei direkt bevorzugt per E-Mail an:

Kontakt: ibk Ingenieurbüro Kachellek
Parkaue 4, 10367 Berlin, Bernd Kachellek, Tel.: (030) 51 65 32 90, E-Mail: Bernd.Kachellek@ibk-berlin.net
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FPX Dämstoffe Ausgewählte Produktinformationen

Wer heute nachhaltig baut, ist up to
date. Doch wie nachhaltig ist Bauen,
wenn man dabei auch auf Kunststoffe
zurückgreift? Erreicht man damit
nicht genau das Gegenteil?

Gesamter Lebenszyklus als
Maßeinheit für Nachhaltigkeit

Bereits durch die Wahl der Bauweise
lässt sich die Nachhaltigkeit des Hauses
erhöhen. Zum Beispiel wenn man das
Flachdach als Umkehrdach baut. Bei ei-
nem Umkehrdach liegt die Dämmschicht
auf allen anderen Dachaufbauschichten
und schützt damit die empfindliche
Dachhaut vor Witterungseinflüssen und
mechanischer Beschädigung. Dadurch
erhöht sich die Lebensdauer des
Daches um das Doppelte.

Bei der Betrachtung von Baustoffen ist
also der gesamte Lebenszyklus aus-
schlaggebend. Denn nicht nur die Her-
stellung ist relevant, sondern auch der
Nutzen für die Umwelt und das Klima
während der gesamten Nutzungsdauer.
Wichtige Informationen über die Baupro-
dukte findet man in den unabhängig er-
stellten und öffentlich einsehbaren
Umweltproduktdeklaration (EPD) des In-
stitutes für Bauen und Umwelt (IBU).
Hier fließen allerhand Faktoren ein: Aus-
gangsstoffe, Herstellung, erforderlicher
Energieverbrauch, Transport, Verarbei-
tung auf der Baustelle, Lebensdauer,
Wiederverwertung beziehungsweise
Entsorgung und Umweltbelastung. Die
Untersuchung von Extruderschaum
(XPS) durch das Wuppertal Institut für
Klima, Umwelt und Energie kam zu dem
Fazit, dass bereits nach dem ersten Jahr
nach dessen Einbau mehr Energie ein-
gespart wird, als für die Herstellung nötig
war. Während eines Hauslebens kann
die Differenz über den Faktor 300 stei-
gen. So viel schafft kein Naturmaterial.
Auch beim Materialeinsatz kann XPS
punkten: XPS besteht zu 98 Prozent aus
Luft und nur 2 Prozent aus Rohöl. Hinzu
kommt, dass bei Anwendungen mit ho-
her Feuchte und Druckbelastung Natur-
materialien ohnehin nicht zugelassen
sind. Am Ende seiner Lebensdauer kann

der Dämmstoff recycelt werden oder zur
thermischen Energieherstellung verwen-
det werden, wo er nochmal circa 30 Pro-
zent seiner ursprünglichen Herstellungs-
energie wieder einspielt. Es ist folglich
ein Mythos, dass auf Kunststoffe ver-
zichtet werden muss, wenn man nach-
haltig bauen möchte.

Ein Umkehrdach ist doppelt clever
Bei dieser Bauweise, die mehr und

mehr zum Standard für Flachdächer
wird, liegt die Dämmung im Gegensatz
zum konventionellen Dach auf der Dach-
haut. Dadurch wird die empfindliche und
instanthaltungsintensive Dachhaut vor
äußeren Einflüssen geschützt. Gemäß
der Bewertung für Nachhaltiges Bauen
(BNB) des Bundesbauministeriums ist
die Haltbarkeit eines Flachdachs, das
als Umkehrdach ausgeführt wurde, dop-
pelt so lang im Vergleich zu einem kon-

ventionellen Aufbau. Wegen seiner was-
serresistenten, druckfesten Eigenschaf-
ten besitzt XPS als einziger Hartschaum
die Zulassung für die Anwendung als
Umkehrdach.

Das sind nachhaltige Fakten zum
Gründach

Ein Flachdach, als Gründach ausge-
führt, senkt die Temperaturschwankun-
gen für eine Dachabdichtung allein
durch seine Begrünung um ungefähr 30
Grad ab und reduziert im Vergleich zum
konventionellen Dachaufbau sowohl den
Wärmeeintrag im Sommer als auch den
Wärmeverlust im Winter um bis zu 19
Prozent. Durch die Dachdämmung kom-
men nochmals circa 30 Prozent an ein-
gesparten Energieverlusten auf dem
Dach hinzu. Gründächer halten 50 bis 90
Prozent der Niederschläge zurück. Die-
se natürliche Verzögerungstaktik mini-
miert das Oberwasser aus Regen und
entlastet die Kanalisation enorm. Ein
Großteil dieses Wassers verdunstet, der
Rest fließt zeitverzögert ab. Ein als Um-
kehrdach konzipiertes Gründachbietet
außerdem ideale Voraussetzungen als
Basis für eine Solarthermie oder Photo-
voltaikanlage.

Ein Gründach reduziert im Vergleich
zum konventionellen Dachaufbau so-
wohl den Wärmeeintrag im Sommer als
auch den Wärmeverlust im Winter um
bis zu 19 Prozent. Durch die Dachdäm-
mung kommen nochmals circa 30 Pro-
zent an eingesparten Energieverlusten
dazu.

Weitere Informationen erhält man
bei der Fachvereingung Extruder-
schaumstoff e.V. (FPX) oder im Web.
www.xps-spezialdaemmstoff.de
www.fpx-daemmstoffe.de

Die Nachhaltigkeit eines Neubaus erhöhen
Mit einem Umkehrdach ein Hausleben lang die Umwelt mit einem einfachen Prinzip entlasten

Hinweis der Redaktion: Für diese mit Namen
und/oder Internet-Adresse gekennzeichneten
ausgewählten Produktinformationen übernimmt
die Redaktion keine Verantwortung.
Kontakt: Roger@Ferch-Design.de

XPS-Farbbeispiele der verschiedenen Hersteller. Auch wenn er chemisch hergestellt
ist, spart XPS Extruderschaumstoff in einem Hausleben bis zu 300-mal mehr Energie,
als für seine Herstellung verbraucht wurde.
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Systemaufbau eines begrünten
Umkehrdachs.
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Ausgewählte Produktinformationen GEALAN

Gebäudehüllen werden immer dich-

ter, Energieeffizienz immer akuter, Ge-

sundheitsaspekte im Wohnungsbau

immer bedeutender, Smart-Home-

Lösungen immer intelligenter. Alle

vier Entwicklungen bedeuten: Die

kontrollierte Wohnraumlüftung ist

und bleibt ein Top-Thema der Bau-

branche. 

Innenräume zu lüften, war schon im-
mer wichtig. Denn Lüften sorgt für einen
Abtransport zu feuchter Raumluft, die
häufig zu Schimmelbildung in Gebäuden
führt. Gerade im Objektbau kann nur mit-
hilfe nutzerunabhängiger Lösungen das
Raumklima perfektioniert, Feuchteschä-
den wirklich verhindert und der Wert der
Bausubstanz zuverlässig gesichert wer-
den. Wichtig aber gerade in Zeiten einer
Pandemie, in der eine Virenübertragung
vorwiegend über die Atemluft stattfindet:
Regelmäßiges und vor allem richtiges
Lüften senkt auch die im Raum vorhan-
denen CO2-Werte und die Belastung mit
flüchtigen organischen Stoffen (VOC),
die uns krank machen können. Wie Stu-
dien zeigen, sind mehr als die Hälfte
aller krankheitsbedingten Fehlzeiten am
Arbeitsplatz auf eine schlechte Belüftung

der dortigen Räumlichkeiten zurückzu-
führen. Um auch hier entgegen zu wir-
ken, ist richtiges Lüften unabdingbar.
Aktive Lüftungsanlagen bieten dabei
einen entscheidenden Vorteil: Im Gegen-
satz zum Menschen messen und wissen

sie genau, wann wirklich gelüftet werden
muss. Und tun das auch noch selbst-
ständig.

Klassischer Fensterlüftung 

weit überlegen

GEALAN-CAIRE® smart ist Teil eines
neuen Lüftungsprogramms mit innovati-
ven Produktlösungen zur dezentralen
Wohnraumlüftung. Der Kunststoff-Sys-
temgeber GEALAN mit Hauptsitz im
oberfränkischen Oberkotzau setzt damit
auf intelligente Lüftungssysteme. Das na-
mensgebende Wort „CAIRE“ steht hier für
CONTROLLED AIR REGULATION, also
eine kontrollierte Lüftung bei geschlos-
senem Fenster, die der klassischen
Fensterlüftung weit überlegen ist.
GEALAN Fenster-Systeme hat die Wirk-
samkeit von aktiven Lüftungsanlagen er-
kannt und mit GEALAN-CAIRE® smart
ein Smart-Home-fähiges Lüftungssystem
entwickelt, das in Kombination mit dem
Fenster verbaut wird. 

GEALAN-CAIRE® smart ist das Aus-
hängeschild der Produktfamilie: Das ak-
tive Zwei-Wege-Lüftungsgerät wird
direkt ins Fenstersystem integriert (seit-
lich oder oben, mit sichtbarem, farblich
angepasstem Gehäuseprofil) und kann
überdämmt und überputzt werden.
GEALAN-CAIRE® smart realisiert unab-
hängig vom Luftdruck mit fünf Lüfter-stu-
fen einen Luftdurchgang von 4 bis 40 m3

pro Stunde.
Was genau bedeutet das in Zeiten er-

höhter Ansteckungsgefahr? Verbrauchte
und zu feuchte Luft, die häufiger durch
Erreger belastet ist, wird somit effektiv
nach außen transportiert. Im Gegenzug
– und ohne Zutun des Menschen – wird
frische, sauerstoffreiche, von Staub und
Pollen gereinigte Außenluft nach innen
gebracht. So bleibt in den Räumen die

Feuchte, stickige Luft raus, Frischluft rein
Lüftungsanlagen können die Luftqualität in Innenräumen gezielt verbessern
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Luftqualität hoch – und zwar jederzeit.
Unabhängig davon, ob jemand ans Lüf-
ten denkt. Und ohne, dass ein Fenster
geöffnet werden muss. 

Frische Luft wird gefiltert 
und erwärmt

Wie funktioniert das technisch? Aktive
Lüftungssysteme wie GEALAN-CAIRE®

smart erzeugen durch Ventilatoren aktiv
einen permanenten Luftstrom. Sobald
die von Sensoren gemessenen Raumkli-
ma-Werte (Temperatur und Feuchte)
vom Ideal abweichen, beginnt das aktive
System, verstärkt schlechte Luft nach
draußen und frische Luft nach innen zu
transportieren. Gereinigt wird die Luft
dabei durch integrierte Filter, die bei Be-
darf sogar Feinstaubpartikel abhalten
können.

Ein weiterer entscheidender Vorteil:
GEALAN-CAIRE® smart ist durch einen
integrierten Wärmetauscher auch noch
energiesparender als das Fensteröffnen.
Bedeutet konkret: Die Frischluft, die
durch das Lüftungssystem in den Raum
strömt, ist nicht nur gesünder, sondern
auch noch erwärmt. Gerade jetzt im Win-
ter ein entscheidender Vorteil, wenn
durch die Aufbereitung die notwendige
Frischluft zum Beispiel in Schulen, Büros
oder öffentlichen Gebäuden deutlich an-
genehmer ist als die eisigen Außentem-
peraturen. 

Technische Möglichkeiten also im
Fensterbau, zu denen das Umweltbun-
desamt auf seiner Webseite bereits drin-
gend rät: „Bei Neubauten und aufwendi-
gen Sanierungen ist es am nachhaltig-
sten, wenn in stark belegten Räumen
von vorn herein baulich eine Grundlüf-
tung über eine raumlufttechnische (RLT)
Anlage erfolgt. In Schulen gilt dies be-
reits als künftig anzustrebender Regel-
standard. Auch bei Wohngebäuden wird
dies bei immer dichter werdenden Ge-
bäudehüllen zunehmend erforderlich
werden.“ 

Mit seinen innovativen, intelligenten
Lüftungssystemen trägt GEALAN also
einen wichtigen Beitrag bei: Egal ob zu
einem frischeren Wohlfühlklima in öffent-
lichen Gebäuden, Schulen, Büro- und
Wohngebäuden. Oder eben auch zu ei-
ner gesünderen, weil weniger belasteten
Raumluft in Zeiten erhöhter Infektions-
und Ansteckungsgefahr. Und das gleich
vorgewärmt. Und ganz automatisch.

Digitaler Service für Architekten
Die Produkte der GEALAN-CAIRE®-

Reihe decken mit unterschiedlichen
Funktionen und Leistungen übrigens ein
breites Einsatzspektrum ab. Allen ge-
meinsam ist: Sie realisieren Wohnraum-
lüftung dezentral, wirkungsvoll und ener-
gieeffizient. Die kontrollierte Wohnraum-
lüftung mit GEALAN-CAIRE® ist darauf
ausgelegt, unabhängig vom Nutzerver-
halten zeitsparend optimale Lüftungser-

gebnisse zu erzielen. Und als zusätzli-
che Service-Leistung unterstützt
GEALAN auch Architekten bei der Pla-
nung: GEALAN-CAIRE® ist in die
GEALAN-Planersoftware integriert. Mit
dieser digitalen Anwendung lassen sich
die innovativen Lüftungslösungen ganz
komfortabel planerisch umsetzen. 

Weitere Informationen zu den
GEALAN-Lüftungssystemen finden
sie hier: https://www.gealan.de/de/
lueftungssysteme

Fensterherstellern, Architekten und
Händlern bietet GEALAN unter fol-
gendem Link Zugang zur Planersoft-
ware 2.0 – und damit Unterstützung
bei Planung, Ausschreibung und An-
gebotserstellung des Gewerkes Fens-
ter: www.gealan.de/de/mygealan/
planer-software 
www.gealan.de

GEALAN Ausgewählte Produktinformationen
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Der weltweit agierende Komplettan-

bieter für Bodensysteme präsentiert

sich mit seinen sieben Marken Uzin,

Wolff, Pallmann, Arturo, codex, RZ

und Pajarito auf der erstmalig digital

stattfindenden BAU ONLINE. Nach-

dem die Messe München als Veran-

stalter die Baufachmesse in Form ei-

ner klassischen Präsenzmesse auf-

grund der Covid-19-Pandemie abge-

sagt hatte, können sich Aussteller

und Besucher nun virtuell zu den The-

men Architektur, Baumaterial und

Systeme austauschen. Vom 13. bis

15. Januar 2021 bietet Uzin Utz auf der

digitalen Plattform Einblicke in die

neuesten Produktentwicklungen so-

wie Klassiker zum Thema Verlegung,

Veredelung und Bearbeitung von Bo-

denflächen. Besucher können sich

kostenlos unter www.bau-munich.com

registrieren und bereits vorab Live-

Vorführungen der Marken der Uzin

Utz Group vormerken oder 1:1-Video-

termine mit den Fachberatern verein-

baren. 

„Uzin bietet mehr“: 

Mehr Innovation, mehr Möglichkeiten

Unter dem Jahresthema 2021 „Uzin
bietet mehr“ präsentiert die größte Mar-
ke des Konzerns die Aspekte, die den
Mehrwert von Uzin für den Kunden aus-
machen. Die innovativen Produkte und
Anwendungen verfolgen stets das Ziel,
seinen Arbeitsalltag zu erleichtern. Uzin
erkennt Trends frühzeitig und entwickelt
daraus neue Lösungen, beispielsweise
den „reActivate-Effect“ der standfesten
wiederaufschlagbaren Spachtelmasse
UZIN NC 182 NEU, der wie viele Neu-
entwicklungen bei Uzin eine Verbesse-
rung in der Anwendung erreicht. Uzin re-
volutioniert den Markt aber auch mit der
Entwicklung komplett neuer Produkte,
wie beispielsweise der ersten Spachtel-
masse, die die Belegreife anzeigt, UZIN
NC 111 BiColor, oder der ersten verar-
beiterfreundlichen Feuchtesperre, die
zusätzlich auch noch CO2 einspart, das
UZIN HydroBlock-System. Im Januar
2021 wird Uzin als erster Hersteller der
Branche eine weichmacherbeständige
Fixierung auf den Markt bringen, die im
Sprühverfahren aufgetragen wird, UZIN
U 5000. 

Wolff: Produktivität und Sicherheit

auf der Baustelle durch Akkugeräte-

Serie 18V und Intelligent Machine

Management

Der Hersteller von Maschinen für die
Bodenbearbeitung Wolff präsentiert sei-
ne zukunftsweisende 18V-Serie sowie

das inzwischen bewährte Intelligent
Machine Management (IMM) mithilfe ei-
nes eingesetzten Chips. Zum einen bie-
tet der Chip Service-Möglichkeiten zum
Erhalt der Funktionalität und Produkti-
vität. Zum anderen hilft die Technologie
bei der Standortbestimmung oder gibt
Auskunft über bevorstehende Wartungs-
arbeiten. Gesteuert wird dies über die
Wolff-Smartphone-App oder über die
Webanwendung für den Desktop. „Pro-
duktivität“ steht auch bei der Akkugeräte-
Serie 18V im Fokus. Das kabellose Ar-
beiten macht das Arbeiten auf der Bau-
stelle mobiler, sicherer und effizienter
und sorgt mit mehr Unabhängigkeit für
optimale Arbeitsergebnisse. Ziel ist, in
den nächsten Jahren die „kabellose
Baustelle“ zu realisieren.

Pallmann

Mit gleich drei Themen aus den Berei-
chen: Versiegelung, Maschinen und Kitt
startet Pallmann ins neue Jahr und un-
terstreicht damit seine Position als Kom-
plettanbieter im Parkettsegment. 

Die Erfolgsversiegelung Pall-X 96 wird
mit dem Grand Finale des Pall-X 96
Wood Floor World Cups in der ersten
Jahreshälfte international im Fokus ste-
hen. Nach der Nominierung der jeweili-
gen Landessieger wird am 09.06.2021
der Gesamtsieger mit dem weltweit

Uzin Utz Group auf der BAU Online 2021
Geballte Bodenkompetenz im Online-Format

Ausgewählte Produktinformationen Uzin Utz Group

Mit UZIN U 5000 bringt Uzin als erster

Hersteller der Branche eine weichmacher-

beständige Fixierung auf den Markt, die im

Sprühverfahren aufgetragen wird. 

Das kabellose Arbeiten mit der 18V-Serie

macht das Arbeiten auf der Baustelle

mobiler, sicherer und effizienter und sorgt

für optimale Arbeitsergebnisse.

Einfache Verarbeitung, sehr gutes Füllver-

mögen und sehr schnelle Trocknung er-

leichtern Parkettlegern die Arbeit mit Pall-

X 96.

Intelligente Maschine: Mithilfe eines

Moduls in der Maschine werden die Ma-

schinendaten transparent. So können Sie

den Maschineneinsatz optimal planen und

Ihre Produktivität steigern.

Die neue wiederaufschlagbare, standfeste Reparaturmasse UZIN NC 182 NEU besitzt eine

wesentliche Gebrauchseigenschaft – den „reActivate-Effect“.
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schönsten Objekt, bei dem die 1K-Par-
kettversiegelung Pall-X 96 zum Einsatz
kam, gekürt.

Fans der Parkettschleifmaschine Spi-
der dürfen sich über neue, attraktive
Features freuen: Ab Januar gehören leis-
tungsstarkes LED-Licht und Radkappen
zur Ausstattung. Weitere Ausstattungs-
upgrades folgen in den darauffolgenden
Monaten. Und mit dem neuen Pall-X Fil-
ler präsentiert Pallmann einen faserar-
mierten Kitt mit langer Verarbeitungszeit
mit dem sich auch sehr breite Fugen in
einem Arbeitsschritt schließen lassen,
ohne zu reißen.

Arturo: 

Vielfalt in Design und Funktionalität

Betonböden und Bodenbeschichtun-
gen in Betonlook-Optik sind momentan
ein bedeutender Trend. Mit der minerali-
schen Bodenbeschichtung Arturo Con-
creta und der Color Collection 2.0 auf
Basis der Bodensysteme PU2030 und
PU2060 bietet Arturo Designkonzepte
für vielfältige Einsatzbereiche mit gren-
zenloser Gestaltungsvielfalt. Die neue
verschleißfeste, pflegeleichte Versiege-

lung Arturo PU7310 in matter Optik, die
als Kopfversiegelung eine ansprechende
Optik und dauerhaften Schutz bietet,
rundet das Produktsortiment im Bereich
der transparenten Versiegelungen ab. Im
Industriebereich punktet Arturo mit dem
harten, abriebfesten und hochbelastba-
ren Arturo EP2500 Bodensystem. Ver-
siegelt mit Arturo EP3950 unter Beimi-
schung von Ballotini oder bei Absandung
mit Quarzsand kann eine Rutschhem-
mung von R10 bzw. R12 (V4) erzielt wer-
den. Alle Systeme sind emissionsarm
und AgBB-konform für ein gesundes
Raumklima.

codex Triple für echte Fliesen- und

Natursteinleger

Mit codex Stone SX 50 MB kommt
pünktlich zum Jahresstart 2021 ein
schneller und wirtschaftlicher Mittelbett-
mörtel zur sicheren Natursteinverlegung
für den Objektbau auf den Markt. Er ist
hoch standfest und trocknet auch bei hö-
heren Schichtdicken von 5 bis 20 mm
zuverlässig schnell durch und ist bereits
nach 2,5 h begehbar. Das macht ihn
zum Problemlöser auf kostenkritischen
Terminbaustellen. Auch die beiden wei-
teren Neuprodukte beweisen Größe: Die
feine Ausgleichsspachtelmasse FM 344
ist schnell härtend und dabei extra
standfest; die Gewebe-Entkopplungs-
matte UX 430 extrem stabil für maxima-
le Belastung.

RZ: Neuer extrem beständiger 

2K-Lack RZ Turbo Protect Extra

Der Reinigungs- und Pflegemittelher-
steller RZ weitet sein Sortiment in der
Oberflächenversiegelung rund um die
Produktfamilie RZ Turbo Protect weiter
aus. Neben dem farbigen Versiegelungs-

lack RZ Turbo Protect Color, der lösemit-
telfreien Versiegelung RZ Turbo Protect
Zero und dem transparenten Versiege-
lungslack RZ Turbo Protect Plus gibt es
nun einen weiteren wasserbasierten 2-
Komponenten-Lack für elastische Bo-
denbeläge: RZ Turbo Protect Extra. Die-
ser zeichnet sich durch eine extreme Be-
ständigkeit gegenüber Desinfektionsmit-
teln, Färbemitteln und Chemikalien aus.
Daher eignet sich die 2K-PU-Versiege-
lung vor allem für Objekte, deren Böden
diesen und vergleichbaren Substanzen
standhalten müssen.

Pajarito: Robust. Effektiv. Langlebig

Pajarito, die Marke für Qualitätswerk-
zeuge für das Bauhandwerk, geht mit ei-
ner Produktneuheit weiter auf die Be-
dürfnisse von Handwerkern auf der Bau-
stelle ein. Der neue XXL-Tapezierspach-
tel eignet sich aufgrund seiner großen

Bearbeitungsfläche besonders für große
Flächen. Mit dem einseitig abgeschräg-
ten Blatt aus 2 mm starkem Hart-PVC,
einer abgerundeten Ecke und dem 50
mm breiten Holzheft ist das Werkzeug
robust, effektiv und langlebig und somit
ein echter Helfer von Profis für Profis.

www.uzin-utz.com

Der 2-Komponenten-Versiegelungslack RZ

Turbo Protect Plus gewährleistet einen

effektiven Langzeitschutz von elastischen

Bodenbelägen.

Uzin Utz Group Ausgewählte Produktinformationen

Ab Januar ist die Parkettschleifmaschine

Spider mit LED-Licht und Radkappen aus-

gestattet.

Die neue transparente Arturo Versiegelung

PU7310 ist verschleißfest, pflegeleicht und

besitzt eine ansprechende matte Optik.

Die 2-komponentige Versiegelung RZ Turbo

Protect Extra bietet höchsten Schutz und

Beständigkeit gegenüber Desinfektions-

mitteln, Färbemitteln und Chemikalien.

Der faserarmierte Kitt Pall-X Filler hat ein

sehr gutes Standverhalten.

Arturo Concreta ist eine hochwertige,

selbst nivellierende mineralische

Bodenbeschichtung, 

bestehend aus Zement 

und Farbpigment.

codex Stone 

SX 50 MB
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Das moderne Zuhause wird immer

digitaler: Smart TV, intelligente Haus-

technik, Einbruchsicherung, E-Mobili-

tät oder Home-Office sind dafür nur

einige Beispiele. In Wohngebäuden

finden sich immer teurere und emp-

findlichere Geräte. Der Schutz vor

Überspannungsschäden ist damit

wichtiger denn je. Ziel der neuen An-

wendungsregel VDE-AR-N 4100 ist es,

Zählerschränke auf die künftigen An-

forderungen der Energiewende vorzu-

bereiten. Der klassische Zählerplatz

wandelt sich damit hin zur Technik-

zentrale, die es vor Ausfällen zu

schützen gilt.

DEHNshield ZP sind Kombi-Ableiter,
die sowohl die Grundanforderung an den
Blitzschutzpotentialausgleich nach DIN
VDE 0185-305-3, an den Überspannungs-
schutz nach DIN-VDE 0100-443/-534 als
auch die Anforderungen der VDE-AR-N
4100 für den Einsatz im Vorzählerbe-
reich erfüllen. Sie schützen intelligente
Zähler, moderne Medien- und Kommuni-
kationstechnik und hochwertige Steuer-
geräte vor Schäden durch Blitzströme
und Überspannungen. Die Ableiter sind
zur Montage auf dem 40-mm-Sammel-
schienensystem im Vorzählerbereich,
nahe dem Einspeisepunkt, konzipiert
und das für alle gängigen Netzsysteme
(TT / TN-S / TN-C) und unterschiedlichste
Einsatzzwecke:

• für Gebäude mit und ohne äußeren 
Blitzschutz,

• mit und ohne doppelten Spannungs-
abgriff,

• mit Schmelzsicherung oder Leitungs-
schutzschalter.

Die Kombi-Ableiter Typ 1 + Typ 2 + Typ 3
reagieren aufgrund der RAC-Funken-
streckentechnologie besonders schnell.
Mit deutlich reduzierter Restenergie
schützen sie zuverlässig vor Überspan-
nungen. Empfindliche Endgeräte werden
sicher geschont.

DEHNshield ZP (Basic) 2 SG ist kom-
pakt, platzsparend und komplett werk-
zeuglos montierbar (Click + Power). Für
den schmalen Kombi-Ableiter ist selbst
bei zwei selektiven Hauptleitungs-
schutzschaltern (SH-Schalter) mit optio-
nalem Einspeiseadapter ein Zählerfeld
ausreichend. Mit passgenauer Bauform,
integrierter Spannungsversorgung und
Sicherung für das intelligente Messsys-
tem, verspricht dieser Ableiter eine opti-
male Platzausnutzung. Er weist einen in-
tegrierten, abgesicherten Spannungsab-
griff für das intelligente Messsystem im
RfZ (Raum für Zusatzanwendungen)
und APZ (Abschlusspunkt Zählerplatz)
auf. 

DEHNshield ZP (Basic) 2 LSG ist die
richtige Wahl, wenn der Einsatz eines
Leitungsschutzschalters vom regionalen
Versorgungsnetzbetreiber gefordert ist.
Bei diesem Kombi-Ableiter ist der Lei-
tungsschutzschalter (mechanisch und
elektrisch) zum Schutz des intelligenten
Messsystems bereits integriert oder al-
ternativ auch nachrüstbar. Durch seine
kompakte Bauform ist, bei Verwendung
von einspeisefähigen, selektiven Haupt-
leitungsschutzschaltern (SH-Schalter),
ein Zählerfeld ausreichend. Der Ableiter
weist einen integrierten, abgesicherten
Spannungsabgriff für das intelligente
Messsystem im RfZ und APZ auf und ist
für TT und TN-S Netzsysteme geeignet.

Zusätzlicher Schutz von Geräten 

und Systemen

Ladestationen im Bereich der E-Mobi-
lität, Wärmepumpen oder andere wichti-
ge dreiphasige Betriebsmittel in der
Gebäudetechnik und in Infrastrukturan-
wendungen müssen zuverlässig funktio-
nieren. Überspannungsschutz ist da ein
wichtiger Baustein, um die Verfügbarkeit
zu sichern und gleichzeitig normative
Anforderungen zu erfüllen. Der neue
DEHNcord 3P ist ein Typ 2 und Typ 3
Überspannungs-Ableiter im kompakten

Überspannungsschutz: Sicherheit für moderne Gebäude
Vorgaben aus VDE-AR-N 4100 clever erfüllt

Ausgewählte Produktinformationen DEHN

Das Original – DEHNshield ZP, einfach und schnell installiert.

Unsere modernen
Gebäude sind
höchst 
blitzgefährdet.
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Gehäuse, der durch die 3+1 Schaltung
universell in TT- und TN-S-Systemen
einsetzbar ist. Wahlweise kann dieser
Ableiter entweder auf der Hutschiene
oder durch die zweifach angebrachten
Anschraublaschen hochkant oder waa-
gerecht montiert werden. Durch seine
sehr kompakte Bauform und der flexi-
blen Einsatzmöglichkeit ist er auch die
optimale Nachrüstlösung. Zudem kann
er durch die Doppel-Push-in-Technik
schnell und einfach in Stich- oder Durch-
gangsverdrahtung angeschlossen wer-
den. Über den Fernmeldekontakt kann
der Status des Ableiters jederzeit an die
Leittechnik übermittelt werden.

Schutz der
Kommunikationseinrichtung

Während die Anforderung nach Über-
spannungsschutz für die Spannungsver-
sorgung in Wohngebäuden meist umge-
setzt wird, wird der Schutz für die Kom-
munikationstechnik häufig ignoriert. Die
VDE-AR-N 4100 und die DIN VDE 0100-
443 empfehlen auch den Schutz der
kommunikationstechnischen Seite. Si-
cherheit bei voller Daten-Performance
bietet hier die neue DEHNbox TC B 180.
Sie bietet Überspannungsschutz für
nachgelagerte Endgeräte (z. B. Router)
ohne Beeinträchtigung der Datenüber-
tragungsrate. Denn gerade die heute üb-

lich eingesetzten Ableiter-Technologien
sorgen häufig für Geschwindigkeitsein-
bußen bei den neuen Übertragungsver-
fahren und somit zu Frust bei Endkun-
den. Ein inakzeptabler Aspekt, denn mo-
derne und smarte Wohnwelten verlan-
gen heute mehr denn je nach einer un-
eingeschränkten, ungestörten und ver-
lustfreien Datenversorgung. 

Die neue DEHNbox TC B 180 wurde
speziell von DEHN entwickelt und in Zu-
sammenarbeit mit der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH auf die aktuellen An-
forderungen der neuesten Übertra-
gungstechnologien geprüft (Bild oben
rechts). Einen weiteren Vorteil bietet die

einfache Installation: Die Montage der
Telefonleitung erfolgt mittels Push-in
Klemme am Eingang. Am Ausgang be-
steht die Wahlmöglichkeit, je nach An-
wendungsfall – Montage in der Nähe des
APL (Abschlusspunkt Linientechnik)
oder direkt am Router – die Anschluss-
leitung an eine Push-in Klemme oder an
eine RJ-45 Buchse anzuschließen.
Durch die spezielle Einrastbarkeit des
IP20 Gehäuses können bis zu 5 Ableiter
aneinandergefügt und an der Wand
montiert werden. Eine optische Funk-
tionsanzeige signalisiert einen eventuel-
len Ausfall des Überspannungs-Ableiters
ohne die bestehende Datenverbindung
zu unterbrechen.

www.dehn-international.de
www.dehn.de
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DEHN Ausgewählte Produktinformationen

DEHNbox – Optimaler Schutz bei voller Datenperformance.

DEHNshield ZP (Basic) 2 LSG – 2-in-1 Gerät mit Leitungsschutzschalter.

DEHNcord 3P –
klein, flexibel 

und vielseitig.

DEHNshield ZP / DEHNbox.
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„Wir wissen nicht, ob wir die Route

klettern können. Nur wenn die Ver-

hältnisse stimmen, werden wir die Be-

gehung wagen. Die Entscheidung

darüber treffen wir vor Ort“, erklärt

Bernhard Witz. 

Der erfahrene Bergsteiger hat viele
Gipfel bestiegen – aber der Respekt vor
dem, was heute vor ihm liegt, ist groß: Im
Berner Oberland in der Region Kander-
steg raubt die Breitwangflue mit einer
von Wasserfällen durchzogenen Fels-
wand Kletterern den Atem. „Die Wand
gilt als Nonplusultra unter Eiskletter-
Cracks, fast jede ihrer Routen ist ein
Meilenstein“, erzählt Bernhard Witz. Und
so tummeln sich dort, wenn die Wasser-
fälle in den Wintermonaten zu Eissäulen
erstarren, Seilschaften aus der ganzen
Welt, um sich an einem der anspruchs-
vollen Aufstiege zu versuchen. Mit einem
Klettergrad von WI7, der höchsten
Schwierigkeitsstufe für gefrorene Was-
serfälle in den Schweizer Alpen, ist die
„Beta Block Super“ eine der gefährlich-
sten Routen an der Breitwangflue: Sie ist
295 m lang und mit einer freistehenden
Eissäule eine von ganz wenigen Kletter-
routen in Europa, die in diesem hohen
Schwierigkeitsgrad vollständig über Eis
führen. „Weil der Zustieg lang ist, die
Wand hoch und steil und es viele Gefah-
ren wie zum Beispiel Lawinen gibt,
wagen sich nur wenige Eiskletterer dort
hinauf. Man muss die richtige Wetterlage
abpassen“, erklärt der Kletterer ange-
spannt. Schon lange hat er auf die opti-
malen Bedingungen für den Aufstieg ge-
wartet – heute nimmt er die Herausfor-
derung an.

Jedes Etappenziel Höchstleistung

Es ist noch dunkel, als Bernhard Witz
mit seinem Team den Zustieg beginnt.
Neuschnee knirscht unter ihren Schu-

hen. „Man taucht in eine ganz andere
Welt ein, ist mitten in der Natur, komplett
abgeschieden“, beschreibt der Kletterer
mit Vorfreude das Gefühl, wenn er ge-
frorene Wasserfälle erklimmt. Neben
Eispickel und Seil benötigt er für einen
Aufstieg wie diesen auch die richtige
Ausrüstung mit Profi-Elektrowerkzeu-
gen: Um sich und sein Team an der
Wand abzusichern, müssen sogenannte
Stände gesetzt werden. Dazu bohrt er
mit einem Akku-Bohrhammer Löcher in
die Felswand und dreht Haken ein. „Die
Bohrhämmer, die wir einsetzen, müssen
Höchstleistung bei gleichzeitig langer
Akku-Laufzeit beweisen. Wenn ich am
Seil hänge und Löcher setze, möchte ich
nicht den Akku wechseln müssen.“ Bei
der Besteigung der „Beta Block Super“
verlässt sich Bernhard Witz daher auf ei-
nen Biturbo Akku-Bohrhammer von

Aufstieg in eine neue Leistungsdimension
Biturbo-Werkzeug sichert eine der schwierigsten Eiskletterrouten Europas

Ausgewählte Produktinformationen BOSCH POWER TOOLS

Mit Teamarbeit kommt man schneller ins Ziel – das gilt nicht nur beim Eisklettern, 

sondern auch bei der Entwicklung von Elektrowerkzeugen.

Bernhard Witz setzt mit dem Akku-Bohrhammer aus der Biturbo-Reihe von 

Bosch ein Loch in den Kalkstein.

Ein Video dazu ist auch auf YouTube zu sehen (»A drilling adventure«).
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Bosch, den GBH 18V-34 CF Professio-
nal. Wie alle Akku-Werkzeuge dieser
neuen Geräte-Generation – darunter
Winkelschleifer, SDS-max-Hämmer und
Sägen – ermöglicht der Akku-Bohrham-
mer eine neue Leistungsdimension. Er
ist für Höchstleistung mit ProCore18V-
Akkus optimiert und dadurch leistungs-
stärker als alle bisherigen SDS-plus
Akku-Bohrhämmer von Bosch. Grundla-
ge hierfür ist eine optimale Abstimmung
seines bürstenlosen Hochleistungsmo-
tors mit Elektronik und Akku, sodass die
Hochleistungsströme – und somit das
gesamte Potenzial der ProCore18V-
Akkus mit 8,0 und 12,0 Ah – ausge-
schöpft werden. Dadurch sind beson-
ders leistungsintensive Anwendungen
bei gleichzeitig langer Akku-Laufzeit

möglich. Auf seinem Weg nach oben
muss Bernhard Witz aber auch mit eige-
nen Kraftreserven haushalten, denn zu-
nächst ist nur das erste Etappenziel er-
reicht: Der Fuß der „Beta Block Super“-
Eissäule liegt vor ihnen. „Wir haben uns
entschieden, die Route zu klettern. Zu-
vor müssen wir über den Überhang aus
Eis kommen, ohne einen Fehler zu ma-
chen. Danach setzen wir die Stände für
die Sicherungsseile und erklimmen die
Säule. Es gibt dann kein Zurück mehr.“ 

Mit dem Biturbo-Hammer zur 

richtigen Zeit am richtigen Ort

Gesagt, getan. Der Kletterer macht
sich für die nächste Etappe bereit und
setzt dabei auf Erfahrung und Finger-
spitzengefühl: „Eissäulen wie die Beta

Block Super stehen unter hoher Span-
nung und sind daher extrem schwierig
zu klettern. Wenn man zu stark mit dem
Eispickel schlägt, können sie explodie-
ren.“ Um das Szenario zu vermeiden, er-
möglicht ihm der Akku-Bohrhammer
GBH 18V-34 CF Professional das not-
wendige Feingefühl, denn dieser vereint
eine Schlagstärke von 5,9 Joule mit ho-
her Gerätekontrolle: Er wiegt 5,9 kg und
bietet damit das beste Verhältnis von
Leistung zu Gewicht in seiner Klasse.
„Jede Minute, die wir den Akku-Bohr-
hammer länger stemmen müssen, raubt
uns Kraft für den Aufstieg. Mit einem
kraftvollen, im Handling bequemen Ge-
rät wie dem Biturbo-Hammer kommen
wir schnell voran und können kontrolliert
arbeiten.“ Und auch die Akku-Laufzeit
entspannt Bernhard Witz bei seinem
Vorhaben: „Trotz Kälte und hoher Bean-
spruchung konnten wir alle Bohrlöcher
mit nur einer Ladung des ProCore
18Volt-Akkus mit 8,0 Ah bohren.“ Der

Eiskletterer hat ein weiteres Etappenziel
genommen und ist jetzt für die eigentli-
che Begehung bereit: „Es gibt einzigarti-
ge Eisfälle, die nur sehr selten gefrieren.
Und wenn man es schafft, zum richtigen
Zeitpunkt dort zu sein und sie zu klettern,
ist das ein ganz besonderes Erlebnis“,
sagt Bernhard Witz und schlägt den
Pickel glücklich ins Eis. 

www.bosch-professional.com

Bernhard Witz: „Wenn ich am Seil hänge

und Löcher für die Sicherungshaken

bohre, möchte ich nicht den Akku wech-

seln müssen.“

Lange Laufzeit: Trotz der Kälte und der hohen Beanspruchung reicht bei der Tagestour von

Bernhard Witz eine Ladung der 18-Volt-Akkus.

Diese 40 m hohe Eissäule ist die Schlüsselstelle der Beta Block Super Route.

BOSCH POWER TOOLS Ausgewählte Produktinformationen
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Mit zwei neuen Systemlösungen für

Solar-Aufständerungen setzt Optigrün

als Marktführer im Bereich Dachbe-

grünung abermals neue Maßstäbe. Im

Rahmen der Weiterentwicklung von

Maßnahmen zum Klimaschutz sind

derzeit nicht nur auf der Seite der Her-

steller zahlreiche Entwicklungen zu

beobachten. Auch die Kommunen

und Länder entwickeln neue Konzep-

te, um die Auswirkungen des Klima-

wandels abzumildern.

Die Systemlösung Optigrün-Solar ist
eine auflastgehaltene Solar-Aufstände-
rung, die durch den Gründachaufbau
lage- und windsogsicher fixiert wird. So-
mit ist keine Durchdringung des Daches
notwendig, was wiederum Schäden an
der Dachhaut vermeidet. Angeboten wird
das System in zwei verschiedenen Aus-
führungen: Optigrün-Solar FKD und
Optigrün-Solar WRB. Beide Systeme be-
stehen aus einer Aluminium-Boden-
grundplatte, auf die das Drän- und
Wasserspeicherelement bzw. die Was-
ser-Retentionsbox gelegt wird. Als Mo-
dulträger verwendete Bügel werden in
die Stützen der Bodenplatte eingescho-
ben und verschraubt. Mithilfe von Modul-
schnellmontageschienen werden die
einzelnen Elemente verbunden. Die Bal-
lastierung der Solaraufständerung er-
folgt danach mit Substrat. 

Für jede Anforderung 

die passende Lösung

Optigrün-Solar FKD kommt in Kom-
bination mit dem bereits praxiserprobten
Systemaufbau SPARDACH zum Ein-
satz. Das seit Jahren bewährte Drän-
und Wasserspeicherelement FKD 25
wird hierzu mit der Solar FKD-Aufstän-
derung kombiniert. Das Ergebnis: ein
großzügiger Wasserspeicher mit zuver-
lässiger Ableitung von Überschusswas-
ser. In Verbindung mit dem Filtervlies FIL
150 wird eine gleichmäßige Wasserver-
teilung erreicht, die eine optimale Be-
wässerung der Vegetation unter den PV-
Modulen gewährleistet.

Im System Optigrün-Solar WRB wird
die bereits vielfach bewährte Wasser-
Retentionsbox WRB 80F mit der Solar
WRB-Aufständerung kombiniert. Somit
können auch Retentionsdächer, die ei-
nen besonderen Wasserrückhalt und die
Erfüllung von Einleitbeschränkungen er-
möglichen, einfach und sicher mit einer
Photovoltaikanalage kombiniert werden.
Dadurch kommen nicht nur die Vorteile
einer PV-Anlage zum Tragen, sondern
der Erhalt des natürlichen Wasserhaus-
haltes wird durch die Steigerung der Ver-
dunstung gewährleistet.

Umfangreiche Praxistests attestieren

eindeutige Verbesserungen

Beide Solargründach-Systeme wur-
den bereits umfassend in der Praxis er-
probt. So wurden beispielsweise bei der
Entwicklung bereits Verarbeiter aus der
Praxis miteinbezogen. 

Waldemar Weiß vom Optigrün-Part-
nerbetrieb Christian Lang & Waldemar
Weiß aus Ehrenkirchen ist begeistert
vom neuen System: „Das geht viel
schneller, sieht besser aus und spart
Kosten“, war seine Antwort auf die Fra-
ge, wie er das System findet. Waldemar
Weiß verfügt über jahrelange Erfahrung
im Einbau von Photovoltaik-Anlagen auf
Dächern. Seine Begeisterung kannte
keine Grenzen als er beim ersten Groß-
objekt, dem Parkhaus des Forschungs-
labors EMBL in Heidelberg 695 Aufstän-
derungen für 578 PV-Module einbaute.
Das entspricht einem Ertrag von 193
MWh/Jahr. Von der ursprünglich geplan-
ten Einbauzeit von 2-3 Wochen blieben
gerade 4 Tage. Und das, obwohl seine
Mitarbeiter das System zum ersten Mal
verlegt haben.

Sein Fazit: „Das neue, verbesserte
Solar-Aufständerungssystem weist eine
deutliche Gewichtseinsparung auf, was
ein Solargründach auch bei Dächern oh-
ne große Lastreserven ermöglicht.
Durch die schnelle und einfache Monta-
ge spart der Verarbeiter Zeit. Und durch
die Integration der Solaraufständerung in
das Drän- und Wasserspeicherelement
bzw. der Wasser-Retentionsbox wird ein
Verrutschen der der Aufbauten vermie-
den. In Summe punktet die Systemlö-
sung durch Einsparungen in Gewicht,
Kosten und Zeit.“ Optigrün erstellt dar-
über hinaus für die gesamte Anlage ei-
nen prüffähigen statischen Nachweis der
Standsicherheit, basierend auf einem
Windgutachten nach Eurocode 1 und 9.

Ausgewählte Produktinformationen OPTIGRÜN

Die erste Reihe mit Bodenplatte und

OPTIGRÜN-Drän- und Wasserspeicher-

element ist verlegt.

Die neue Solaraufständerung OPTIGRÜN-SOLAR FKD auf dem EMBL-Parkhaus in

Heidelberg.

Solargründach – System-Symbiose für nachhaltige Städte
Neue Solar-Aufständerung von Optigrün

Das Solargründach – 

die zukunftsträchtige Symbiose für nachhaltige Städte.
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Solarpflicht in Baden-Württemberg 
ab 2022

Welche Bedeutung das Solargründach
in naher Zukunft in Deutschland hat, zei-
gen vielfältige Überlegungen, Vorschrif-
ten und Förderungsmöglichkeiten der
Länder und Kommunen.

So hat beispielsweise die grün-
schwarze Regierung Baden-Württem-
bergs am 14. Oktober diesen Jahres ei-
ne Erweiterung des Gesetzes zum Kli-
maschutz beschlossen. Diese Novellie-
rung besagt, dass ab 2022 beim Neubau
von Nichtwohngebäuden auf der für eine
Solarnutzung geeigneten Dachfläche
eine Photovoltaikanlage zur Stromerzeu-
gung zu installieren ist, wenn der Antrag
auf Baugenehmigung ab dem 1. Januar
2022 bei der zuständigen unteren Bau-
rechtsbehörde eingeht. Baden-Württem-
berg ist hierbei Vorreiter in Deutschland,
andere Bundesländer wollen nachziehen.

Auch die Kommunen setzen sich mit
dem Thema Klimaschutz verstärkt aus-
einander. So hat die Stadt Heidelberg,
wo die 695 Optigrün-Solaraufständerun-
gen installiert wurden, sich zum Ziel ge-
setzt, bis 2050 klimaneutral zu werden.
Die Installation von PV-Anlagen ist hier-
bei ein wesentlicher Bestandteil der
Überlegungen. So werden künftig alle
städtischen Neubauten in Heidelberg mit
PV-Anlagen ausgestattet.

Auch in Hamburg wird eine Solar-
pflicht kommen. Bereits 2019 legten
Grüne und SPD im Senat eine Änderung
des Klimaschutzgesetzes vor, die eine
Solarpflicht ab 2023 vorsieht.

Der Berliner Senat strebt ebenfalls ei-
ne Solarpflicht an. Obwohl es in Berlin
bereits Förderprogramme für PV-Anlagen
gibt, werden derzeit nur 2,4 % des Po-
tenzials genutzt.

Aufgrund der vielen positiven Eigen-
schaften von Dachbegrünungen setzen
inzwischen auch viele Städte auf Vor-
schriften, die den Anteil der begrünten
Dächer maßgeblich erweitern sollen. In
Kombination mit Solar-Anlagen könnte
eine deutliche Klimaverbesserung ge-
schaffen werden.

Denn: Gründächer erhöhen die ener-
getische, wirtschaftliche und ökologische
Funktionalität des Gebäudes und tragen
zur Aufenthaltsqualität am und im Ge-
bäude bei. Besonders in Bezug auf ihr
Regenwassermanagement sind begrün-
te Gebäude ein wichtiger Bestandteil der
Bauwelt geworden, da sie die Umwelt-
auswirkungen des Gebäudes auf die
Umgebung minieren. Gleichzeitig bieten
Dachflächen Raum für den Ausbau der
erneuerbaren Energien. PV-Anlagen für
die Stromerzeugung sind für viele Inves-
toren durch die Einspeisung in das öf-
fentliche Netz wirtschaftlich interessant.
Ein hoher Wirkungsgrad bei der Energie-
gewinnung ist dabei stets wünschens-
wert.

www.optigrün.de

Die neue Solaraufständerung OPTIGRÜN-
SOLAR FKD eingebaut und mit Substrat
ballastiert.

OPTIGRÜN Ausgewählte Produktinformationen 
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Anspruchsvolle Fassade am Berliner Hauptbahnhof.
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BAUKAMMER BERLIN
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Heerstraße 18/20
14052 Berlin

Tel. (030) 79 74 43 - 0
Fax (030) 79 74 43 29

info@baukammerberlin.de
www.baukammerberlin.de
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� Baukammerversammlung 2020 in der Classic Remise
� Der neue Ingenieurbauführer für Berlin
� Adieu TXL!
� Gaslaternen: Der Abriss eines Kulturgutes geht weiter
� HOAI 2020/2021 
� Berliner Baunutzungsplan weitreichend funktionslos
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